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Gesetzentwurf 
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Entwurf eines Gesetzes zur Neuordnung des Pflanzenschutzrechtes 


A. Problem und Ziel 

Der vorliegende Gesetzentwurf dient der Umsetzung von bzw. der Anpassung 

an folgende Rechtsakte der Europäischen Union: 

- der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 2 1 . Oktober 2009 über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutz- 
mitteln und zur Aufhebung der Richtlinien 79/117/EWG und 91/414/EWG 
des Rates (ABI. L 309 vom 24.11.2009, S. 1), 

- der Richtlinie 2009/128/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
über einen Aktionsrahmen der Gemeinschaft für die nachhaltige Verwen- 
dung von Pestiziden (ABI. L 309 vom 24.11.2009, S. 71), 

- der Richtlinie 2009/127/EG des Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Änderung der Richtlinie 2006/42/EG betreffend Maschinen zur Ausbrin- 
gung von Pestiziden (ABI. L 310 vom 25.11.2009, S. 29), 

- der Verordnung (EG) Nr. 1 1 85/2009 des Europäischen Parlaments und des 
Rates über Statistiken zu Pestiziden (ABI. L 324 vom 10.12.2009, S. 1). 


B. Lösung 

Erlass eines Gesetzes. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand: 

Keine. 

2. Vollzugsaufwand: 

Dem Bund entstehen Kosten durch die Durchführung der verschiedenen Zulas- 
sungs- und Genehmigungsverfahren für Pflanzenschutzmittel und der ver- 
pflichtenden Erarbeitung des nationalen Aktionsplans. Für die Durchführung 
der durch das Gesetz zur Neuordnung des Pflanzenschutzrechtes übertragenen 
Aufgaben bzw. für die organisatorische und fachliche Betreuung der Arbeiten 
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zum nationalen Aktionsplan entsteht bei den zuständigen Behörden Bundesamt 
für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit, Bundesinstitut für Risiko- 
bewertung, Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung und Umwelt- 
bundesamt ein zusätzlicher dauerhafter Personalbedarf in Höhe von insgesamt 
31,5 Stellen (18,5 hD, 8 gD, 5 mD). 

Wie bisher können für die Zulassungen und Genehmigungen für Pflanzen- 
schutzmittel bzw. die Prüfung von Wirkstoffen durch das Bundesamt für Ver- 
braucherschutz und Lebensmittelsicherheit Gebühren erhoben werden. Zusätz- 
liche Kosten entstehen dort zur Erfüllung der Verpflichtungen aus der Verord- 
nung (EG) Nr. 1185/2009 in Höhe von 30 000 Euro jährlich. 

Bei dem Julius Kühn-Institut entstehen zusätzlich Sachkosten in Höhe von 
76 000 Euro für die Jahre 2012 und 2013 und danach 28 000 Euro jährlich. Für 
die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung entstehen einmalig Sach- 
kosten in Höhe von 96 000 Euro. 

Der Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln soll finanziell und stellenmäßig 
im jeweiligen Einzelplan ausgeglichen werden. 

Den Ländern entstehen Kosten durch die Durchführung der erforderlichen 
Kontrollen, die weitgehend den bisherigen Kosten entsprechen. Nach Angaben 
der Länder entstehen außerdem zusätzliche Kosten insbesondere durch die Mit- 
wirkung an der Durchführung des nationalen Aktionsplans sowie eine intensi- 
vere Beratung im Hinblick auf den integrierten Pflanzenschutz. Konkrete An- 
gaben liegen aber noch nicht von allen Ländern vor. 


E. Sonstige Kosten 

Für die Wirtschaft kaim es durch die Einführung der zonalen Zulassung von 
Pflanzenschutzmitteln sowie die Streichung des obligatorischen Erklärungs- 
verfahrens beim Inverkehrbringen von Pfianzenschutzgeräten zu Entlastungen 
kommen. Beruflichen Anwendern oder Verkäufern von Pflanzenschutzmittel 
sowie Pfianzenschutzberatem können Kosten entstehen durch die Verpflich- 
tung zur Wahrnehmung von Fortbildungsmaßnahmen. Auswirkungen auf das 
Verbraucherpreisniveau sind nicht zu erwarten. 


F. Bürokratiekosten 

Durch das Gesetz werden zwei neue Informationspfiichten für Bürger (Sach- 
kundenachweis, Nachweis der Fortbildung) eingeführt. Diese sind EU-recht- 
lich bedingt. Fünf neue Informationspfiichten für die Wirtschaft in den §§17, 
18, 20 und 23 sind EU-rechtlich bedingt. Vier weitere Informationspflichten für 
die Wirtschaft sind national. Es handelt sich um § 36 Absatz 1 Satz 3, § 49 
Absatz 2 und 3 sowie § 52. Das bisherige obligatorische Erklärungsverfahren 
für das erstmalige Inverkehrbringen von Pfianzenschutzgeräten entfällt. Die 
bisherigen Informationspfiichten zu den Zulassungs- und Genehmigungs- 
verfahren für Pflanzenschutzmitteln sowie die Aufzeichnungspflichten für die 
Anwender von Pflanzenschutzmittel ergeben sich nun unmittelbar aus der Ver- 
ordnung (EG) Nr. 1107/2009 und sind daher nicht mehr im Pfianzenschutz- 
gesetz enthalten. In Bezug auf die Kosten ergeben sich dadurch für die Wirt- 
schaft keine Änderungen. Eine Überprüfung der sonstigen Informationspfiich- 
ten auf ihre Erforderlichkeit hat keine weiteren Möglichkeiten zum Abbau oder 
zur Vereinfachung ergeben. Daneben sind in den vier umzusetzenden EU- 
Rechtsakten drei Informationspfiichten vorgeschrieben, die zu ihrer Durch- 
führung ergänzende Bestimmungen erfordern. Dabei wird über eine 1:1 Umset- 
zung nicht hinausgegangen und der Aufwand so gering wie möglich gehalten. 
Außerdem werden neun neue Informationspfiichten für die Verwaltung vorge- 
sehen. 
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Bunoksrepubi.ik Deu rse'iii..'\NL) 


Berlin, ^ , Oktober 201 1 


niE Bundeskanzi.erüni 

An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Prof. Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Neuordnung des Pflanzenschutzrechtes 
mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz. 

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Absatz 1 NKRG 
ist als Anlage 2 beigefügt. 

Der Bundesrat hat in seiner 888. Sitzung am 14. Oktober 201 1 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus 
Anlage 3 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 
wird nachgereicht. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zur Neuordnung des Pflanzenschutzrechtes^ 

Vom 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Gesetz zum Sehutz der Kulturpflanzen 
(Pflanzensehutzgesetz - PflSehG) 

Inhaltsverzeichnis 

Abschnitt 1 

Allgemeine Bestimmungen 
§ 1 Zweck 

§ 2 Begriffsbestimmungen 

Abschnitt 2 
Durchführung 

von Pflanzenschutzmaßnahmen 

§ 3 Gute fachliche Praxis und integrierter Pflanzen- 
schutz 


§ 4 Aktionsplan zur nachhaltigen Anwendung von 
Pflanzenschutzmitteln 

§ 5 Mitwirkung von Bundesbehörden am Aktionsplan 
zur nachhaltigen Anwendung von Pflanzenschutz- 
mitteln 

§ 6 Pflanzenschutzmaßnahmen 

§ 7 Maßnahmen gegen die Ein- und Verschleppung und 
Ansiedlung von Schadorganismen 

§ 8 Anordnungen der zuständigen Behörden 
Abschnitt 3 

Allgemeine Anforderungen für Anwender, 

Händler und Hersteller von Pflanzenschutz- 
mitteln sowie Pflanzenschutzberater 

§ 9 Persönliche Anforderungen 

§10 Anzeige bei Beratung und Anwendung 

§ 1 1 Aufzeichnungs- und Informationspflichten 


' Dieses Gesetz dient 

der Umsetzung folgender EG-Rechtsakte: 

- Richtlinie 98/56/EG des Rates vom 20. Juli 1998 über das Inverkehrbringen von Vermehrungsmaterial von Zierpflanzen (ABI. L 226 vom 
13.8.1998, S. 16), 

- Richtlinie 2008/72/EG über das Inverkehrbringen von Gemüsepflanzgut und Gemüsevennehrungsmaterial mit Ausnahme von Saatgut (kodifi- 
zierte Fassung) (ABI. L 205 vom 1.8.2008, S. 28), 

- Richtlinie 2008/90/EG des Rates vom 29. September 2008 über das Inverkehrbringen von Vermehrungsmaterial und Pflanzen von Obstarten 
zur Fruchterzeugung (Neufassung) (ABI. L 267 vom 8.10.2008, S. 8), 

- Richtlinie 2009/29/EG des Rates vom 8. Mai 2000 über Maßnahmen zum Schutz der Gemeinschaft gegen die Einschleppung und Ausbreitung 
von Schadorganismen der Pflanzen und Pflanzenerzeugnisse (ABI. L 169 vom 10.7.2000, S. 1), 

- Richtlinie 2009/1 28/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über einen Aktionsrahmen der Gemeinschaft für die nachhaltige Verwen- 
dung von Pestiziden (ABI. L 309 vom 24.11.2009, S. 71), 

- Richtlinie 2009/143/EG des Rates zur Änderung der Richtlinie 2000/29/EG hinsichtlich der Übertragung von Laborantersuchungen (ABI. 
L 318 vom 4.12.2009, S. 23), 

- Richtlinie 92/70/EWG der Kommission vom 30. Juli 1992 mit Einzelheiten zu den für die Anerkennung von Schutzgebieten in der Gemein- 
schaft erforderlichen Untersuchungen (ABI. L 250 vom 29.8.1992, S. 37), 

- Richtlinie 2008/99/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. November 2008 über den strafrechtlichen Schutz der Umwelt 
(ABI. L 328 vom 6.12.2008, S. 28) und 

der Anpassung an folgende Rechtsakte: 

- der Verordnung (EG) Nr. 1 107/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 über das Inverkehrbringen von Pflan- 
zenschutzmitteln und zur Aufhebung der Richtlinien 79/1 17/EWG und 91/414/EWG des Rates (ABI. L 309 vom 24.1 1.2009, S. 1), 

- der Richtlinie 2009/ 127/EG des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Richtlinie 2006/42/EG betreffend Maschinen zur 
Ausbringung von Pestiziden (ABI. L 310 vom 25.1 1.2009, S. 29), 

- der Verordnung (EG) Nr. 1185/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates über Statistiken zu Pestiziden (ABI. L 324 vom 10.12.2009, 
S. 1), 

- der Verordnung (EU) Nr. 547/201 1 der Kommission vom 8. Juni 2011 zur Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 1 107/2009 des Europäi- 
schen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Kennzeichnungsanforderungen für Pflanzenschutzmitteln (ABI. L 155 vom 11.6.2011, 
S. 176). 

Die Veipflichtungen aus der Richtlinie 98/34/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Juni 1998 über ein Informationsverfahren 
auf dem Gebiet der Normen und technischen Vorschriften und der Vorschriften für die Dienste der Infonnationsgesellschaft (ABI. L 204 vom 
21.7.1998, S. 37), zuletzt geändert durch die Richtlinie 2006/96/EG des Rates vom 20. November 2006 (ABI. L 363 vom 20.12.2006, S. 81) sind 
beachtet worden. 
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Abschnitt 4 

Anwendung von Pflanzenschutzmitteln 

§12 Vorschriften für die Anwendung von Pflanzen- 
schutzmitteln 

§13 Vorschriften für die Einschränkung der Anwendung 
von Pflanzenschutzmitteln 

§14 Verbote 

§15 Beseitigungspflicht 

§16 Gebrauch von Pflanzenschutzgeräten 

§17 Anwendung von Pflanzenschutzmitteln auf Flächen, 
die für die Allgemeinheit bestimmt sind 

§18 Anwendung von Pflanzenschutzmitteln mit Luft- 
fahrzeugen 

§19 Ausbringung oder Verwendung von mit Pflanzen- 
schutzmitteln behandeltem Saatgut, Pflanzgut oder 
Kultursubstrat 

§ 20 Versuchszwecke 

§21 Erhebung von Daten über die Anwendung von 
Pflanzenschutzmitteln 

§ 22 Weitergehende Länderbefügnisse 
Abschnitt 5 

Abgabe, Rückgabe und Ausfuhr 
von Pflanzenschutzmitteln 

§ 23 Abgabe von Pflanzenschutzmitteln 

§ 24 Anzeigepflicht bei der Abgabe von Pflanzenschutz- 
mitteln 

§ 25 Ausführ 

§ 26 Getrennte Lagerung 

§ 27 Rückgabe von Pflanzenschutzmitteln 

Abschnitt 6 

Inverkehrbringen von Pflanzenschutz- 
mitteln, Zulassungsverfahren 

§ 28 Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln 

§ 29 Inverkehrbringen in besonderen Fällen 

§30 Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln unter 
abweichender Bezeichnung 

§31 Kennzeichnung 

§ 32 Inverkehrbringen von mit Pflanzenschutzmitteln be- 
handeltem Saatgut, Pflanzgut oder Kultursubstrat 

§33 Zuständigkeit für die Zulassung von Pflanzenschutz- 
mitteln 

§ 34 Beteiligungen 

§35 Grundlagen für die Verfahren zur Zulassung eines 
Pflanzenschutzmittels 

§36 Ergänzende Bestimmungen für den Inhalt der Zulas- 
sung 

§ 37 Neue Erkenntnisse 


§38 Verlängerung der Zulassung 

§ 39 Widerruf, Rücknahme, Ruhen der Zulassung 

§ 40 Ergänzende Regeln zu Zulassungs- und Genehmi- 
gungsverfahren 

Abschnitt 7 

Inverkehrbringen von anderen Stoffen, 
Zulassungs- und Genehmigungsverfahren 

§41 Zuständigkeit für die Prüfung von Wirkstoffen, Safe- 
nern und Synergisten 

§ 42 Zusatzstoffe 

§ 43 Kennzeichnung von Zusatzstoffen 
§ 44 Überprüfung genehmigter Zusatzstoffe 
§ 45 Pflanzenstärkungsmittel 

Abschnitt 8 
Parallelhandel 

§ 46 Genehmigung für den Parallelhandel 

§ 47 Kennzeichnung parallelgehandelter Pflanzenschutz- 
mittel 

§ 48 Ruhen der Genehmigung für den Parallelhandel 

§ 49 Pflichten des Inhabers der Genehmigung für den Pa- 
rallelhandel 

§ 50 Rücknahme oder Widerruf der Genehmigung für den 
Parallelhandel 

§51 Innergemeinschaftliches Verbringen von Pflanzen- 
schutzmitteln für den Eigenbedarf 

Abschnitt 9 
Pflanzenschutzgeräte 

§ 52 Prüfung 
§ 53 Betriebsanleitung 

Abschnitt 10 

Entschädigung, Forderungsübergang, 
Kosten 

§ 54 Entschädigung 
§55 Forderungsübergang 
§56 Kosten 

Abschnitt 1 1 
Behörden, Überwachung 
§57 Julius Kühn-lnstitut 

§58 Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittel- 
sicherheit 

§59 Durchführung in den Ländern 
§ 60 Behördliche Anordnungen 
§ 6 1 Mitwirkung von Zolldienststellen 
§ 62 Befugte Zollstellen 
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Abschnitt 12 

Auskunfts- und Meldepflichten, 
Übermittlung von Daten, Geheimhaltung 

§ 63 Auskunftspflicht 
§ 64 Meldepflicht 
§ 65 Geheimhaltung 
§ 66 Übermittlung von Daten 
§ 67 Außenverkehr 

Abschnitt 13 

Straf- und Bußgeldvorschriften 
§ 68 Bußgeldvorschriften 
§ 69 Strafvorschriften 

Abschnitt 14 
Schlussbestimmungen 
§ 70 Unberührtheitsklausel 

§71 Besondere Vorschriften zur Bekämpfung der Reb- 
laus 

§ 72 Verkündung von Rechtsverordnungen 
§73 Übergangsvorschriften 

Abschnitt 1 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 

Zweek 

Zweck dieses Gesetzes ist, 

1. Pflanzen, insbesondere Kulturpflanzen, vor Schadorga- 
nismen und nichtparasitären Beeinträchtigungen zu 
schützen, 

2. Pflanzenerzeugnisse vor Schadorganismen zu schützen, 

3. Gefahren, die durch die Anwendung von Pflanzen- 
schutzmitteln oder durch andere Maßnahmen des Pflan- 
zenschutzes, insbesondere für die Gesundheit von 
Mensch und Tier und für den Naturhaushalt, entstehen 
können, abzuwenden oder ihnen vorzubeugen, 

4. Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaft oder der Eu- 
ropäischen Union im Anwendungsbereich dieses Geset- 
zes durchzuführen. 

§2 

Begriffsbestimmungen 

Ergänzend zu den Begriffsbestimmungen der Artikel 2 
und 3 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europäi- 
schen Parlaments und des Rates vom 2 1 . Oktober 2009 über 
das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln und zur 
Aufhebung der Richtlinien 79/117/EWG und 91/414/EWG 
des Rates (ABI. L 309 vom 24.11.2010, S. 1) in der jeweils 
geltenden Fassung gelten im Anwendungsbereich dieses 
Gesetzes folgende Begriffsbestimmungen: 

1 . Pflanzenschutz: 

a) der Schutz von Pflanzen vor Schadorganismen und 
nichtparasitären Beeinträchtigungen, 


b) der Schutz der Pflanzenerzeugnisse vor Schadorga- 
nismen (Vorratsschutz) 

einschließlich der Verwendung und des Schutzes von 
Tieren, Pflanzen und Mikroorganismen, durch die 
Schadorganismen bekämpft werden können; 

2. integrierter Pflanzenschutz: 

eine Kombination von Verfahren, bei denen unter vor- 
rangiger Berücksichtigung biologischer, biotechni- 
scher, pflanzenzüchterischer sowie anbau- und kultur- 
technischer Maßnahmen die Anwendung chemischer 
Pflanzenschutzmittel auf das notwendige Maß be- 
schränkt wird; 

3 . Pflanzen: 

lebende Pflanzen und lebende Teile von Pflanzen ein- 
schließlich der Früchte und Samen; 

4. Pflanzenerzeugnisse: 

Erzeugnisse pflanzlichen Ursprungs, die nicht oder nur 
durch einfache Verfahren, wie Trocknen oder Zerklei- 
nern, be- oder verarbeitet worden sind, ausgenommen 
verarbeitetes Holz; 

5. Pflanzenarten: 

Pflanzenarten und Pflanzensorten sowie deren Zusam- 
menfassungen und Unterteilungen; 

6. Naturhaushalt: 

seine Bestandteile Boden, Wasser, Luft, Tier- und 
Pflanzenarten sowie das Wirkungsgefüge zwischen 
ihnen; 

7. Befallsgegenstände: 

Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse oder sonstige Gegen- 
stände, die Träger bestimmter Schadorganismen sind 
oder sein können; 

8. Einschleppung: 

Verbringen oder Eindringen eines Schadorganismus in 
ein Gebiet, in dem dieser noch nicht vorkommt oder 
aber vorkommt und noch nicht weit verbreitet ist und 
das zu seiner Ansiedlung in diesem Gebiet führt; 

9. Verschleppung: 

Verbringen eines Schadorganismus innerhalb eines Ge- 
bietes einschließlich seiner Ausbreitung; 

10. Pflanzenstärkungsmittel: 

Stoffe und Gemische einschließlich Mikroorganismen, 
die 

a) ausschließlich dazu bestimmt sind, allgemein der 
Gesunderhaltung der Pflanzen zu dienen, soweit sie 
nicht Pflanzenschutzmittel nach Artikel 2 Absatz 1 
der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009, oder 

b) dazu bestimmt sind, Pflanzen vor nichtparasitären 
Beeinträchtigungen zu schützen; 

1 1 . Pflanzenschutzgeräte : 

Geräte und Einrichtungen, die zur Anwendung von 
Pflanzenschutzmitteln bestimmt sind; 
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12. Kultursubstrate: 

Erden und andere Substrate in fester oder flüssiger 
Form, die Pflanzen als Wurzelraum dienen; 

13. Anwendungsgebiet: 

bestimmte Pflanzen, Pflanzenarten oder Pflanzen- 
erzeugnisse, auch unter Berücksichtigung des jeweili- 
gen Verwendungszweckes, zusammen mit denjenigen 
Schadorganismen, gegen die die Pflanzen und Pflanze- 
nerzeugnisse geschützt werden sollen, oder der sons- 
tige Zweck, zu dem das Pflanzenschutzmittel ange- 
wandt werden soll; 

14. Mitgliedstaat: 

Mitgliedstaat der Europäischen Union; 

15. Freilandflächen: 

die nicht durch Gebäude oder Überdachungen ständig 
abgedeckten Flächen, unabhängig von ihrer Beschaf- 
fenheit oder Nutzung; dazu gehören auch Verkehrsflä- 
chen jeglicher Art wie Gleisanlagen, Straßen-, Wege-, 
Hof- und Betriebsflächen sowie sonstige durch Tief- 
baumaßnahmen veränderte Landflächen; 

16. beruflicher Anwender: 

jede Person, die im Zuge ihrer beruflichen Tätigkeit 
Pflanzenschutzmittel anwendet; 

17. Reimport: 

in Deutschland zugelassenes Pflanzenschutzmittel in 
seiner für das Inverkehrbringen in Deutschland be- 
stimmten Originalverpackung und Originaletikettie- 
rung, das aus einem anderen Staat wieder eingeführt 
oder irmergemeinschaftlich verbracht wird; 

18. Einfuhr: 

Verbringen von Nichtgemeinschaftswaren im Sinne 
des Artikels 4 Nummer 8 in Verbindung mit Nummer 7 
der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates vom 
12. Oktober 1992 zur Festlegung des Zollkodex der 
Gemeinschaften (ABI. L 302 vom 19.10.1992, S. 1), 
die zuletzt durch die Verordnung (EG) Nr. 1791/2006 
(ABI. L 363 vom 20.12.2006, S. 1) geändert worden 
ist, in den Geltungsbereich dieses Gesetzes; 

19. innergemeinschaftliches Verbringen: 

Verbringen von Schadorganismen, Gegenständen oder 
Stoffen, die sich im zollrechtlich freien Verkehr befin- 
den, von einem anderen Mitgliedstaat in das Inland. 

Abschnitt 2 

Durchführung von Pflanzenschutz- 
maßnahmen 

§3 

Gute faehliehe Praxis und integrierter Pflanzensehutz 

(1) Pflanzenschutz darf nur nach guter fachlicher Praxis 
durchgefuhrt werden. Die gute fachliche Praxis im Pflan- 
zenschutz umfasst insbesondere 

1. die Einhaltung der allgemeinen Grundsätze des inte- 
grierten Pflanzenschutzes des Anhangs III der Richtlinie 
2009/1 28/EG des Europäischen Parlaments und des Ra- 


tes vom 2 1 . Oktober 2009 über einen Aktionsrahmen der 
Gemeinschaft für die nachhaltige Verwendung von Pes- 
tiziden (ABI. L 309 vom 24.11.2009, S. 71) in der je- 
weils geltenden Fassung; 

2. die Gesunderhaltung und Qualitätssicherung von Pflan- 
zen und Pflanzenerzeugnissen durch 

a) vorbeugende Maßnahmen, 

b) Verhütung der Einschleppung oder Verschleppung 
von Schadorganismen, 

c) Abwehr oder Bekämpfung von Schadorganismen, 

d) der Förderung natürlicher Mechanismen zur Be- 
kämpfung von Schadorganismen und 

3. Maßnahmen zum Schutz vor sowie die Abwehr von Ge- 
fahren, die durch die Anwendung, das Lagern und den 
sonstigen Umgang mit Pflanzenschutzmitteln oder durch 
andere Maßnahmen des Pflanzenschutzes, insbesondere 
für die Gesundheit von Mensch und Tier und für den Na- 
turhaushalt einschließlich des Grundwassers, entstehen 
können. 

Die zuständige Behörde kann die Maßnahmen anordnen, 
die zur Erfüllung der sich aus Satz 1 in Verbindung mit 
Satz 2 genannten Anforderungen erforderlich sind. 

(2) Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Verbraucherschutz erstellt unter Beteiligung der 
Länder und unter Berücksichtigung des Anhangs III der 
Richtlinie 2009/1 28/EG, des Standes der wissenschaftlichen 
Erkenntnisse sowie unter Berücksichtigung der Erfahrungen 
der Pflanzenschutzdienste und des Personenkreises, der 
Pflanzenschutzmaßnahmen durchführt, sowie der in Ab- 
satz 1 Satz 2 Nummer 2 und 3 genannten Maßnahmen, 
Grundsätze für die Durchführung der guten fachlichen Pra- 
xis im Pflanzenschutz. Das Bundesministerium für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz gibt diese 
Grundsätze im Einvernehmen mit den Bundesministerien 
für Wirtschaft und Technologie, für Arbeit und Soziales, für 
Gesundheit und für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit im Bundesanzeiger oder elektronischen Bundes- 
anzeiger bekannt. 

(3) Tiere und Pflanzen einer invasiven Art im Sinne des 
§ 7 Absatz 2 Nummer 9 des Bundesnaturschutzgesetzes 
dürfen nicht zu Zwecken des Pflanzenschutzes verwendet 
werden. 

(4) Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Verbraucherschutz wird ermächtigt im Einver- 
nehmen mit dem Bundesministerium für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates Ausnahmen von dem Verbot 
des Absatzes 3 zu regeln, wenn dem insbesondere der 
Schutz natürlich vorkommender Ökosysteme, Biotope oder 
Arten nicht entgegensteht. 

§4 

Aktionsplan znr nachhaltigen Anwendung 
von Pflanzenschutzmitteln 

(1) Die Bundesregierung beschließt einen Aktionsplan 
zur nachhaltigen Anwendung von Pflanzenschutzmitteln im 
Sinne des Artikels 4 Absatz 1 der Richtlinie 2009/128/EG 
(Aktionsplan). Der Aktionsplan wird unter Mitwirkung der 
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Länder und Beteiligung von Verbänden, die sich mit Pflan- 
zen oder Pflanzenerzeugnissen, dem Pflanzenschutz, dem 
Verbraucherschutz, der Wasserwirtschaft oder dem Umwelt- 
und Naturschutz befassen, erstellt. Der Aktionsplan umfasst 
auch unter Berücksichtigung bereits getroffener Risikomin- 
derungsmaßnahmen quantitative Vorgaben, Ziele, Maßnah- 
men und Zeitpläne zur Verringerung der Risiken und Aus- 
wirkungen der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln auf 
die Gesundheit von Mensch und Tier sowie auf den Natur- 
haushalt. Die Zielvorgaben betreffen die Bereiche Pflanzen- 
schutz, Anwenderschutz, Verbraucherschutz und Schutz des 
Naturhaushaltes. 

(2) Die Bundesregierung macht den Entwurf des Ak- 
tionsplanes in geeigneter Weise bekannt und berücksichtigt 
für die Ausarbeitung und Änderung des Aktionsplanes das 
Ergebnis der Öffentlichkeitsbeteiligung in angemessener 
Weise. 

(3) Die Bundesregierung macht den Aktionsplan im Bun- 
desanzeiger oder elektronischen Bundesanzeiger bekannt. 

(4) Die Bundesregierung überprüft den Aktionsplan min- 
destens alle fünf Jahre. Die Absätze 1 bis 3 gelten entspre- 
chend. 

§5 

Mitwirkung von Bundesbehörden 
am Aktionsplan zur naehhaltigen Anwendung 
von Pflanzensehutzmitteln 

An der Erarbeitung des Aktionsplans im Sinne des § 4 
wirken das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 
mittelsicherheit und das Julius Kühn-lnstitut im Rahmen 
ihrer jeweiligen Zuständigkeiten sowie das Bundesinstitut 
für Risikobewertung zu Fragen im Hinblick auf die Gesund- 
heit von Mensch und Tier und das Umweltbundesamt zu 
Fragen im Hinblick auf den Naturhaushalt mit. 

§6 

Pflanzenschutzmaßnahmen 

(1) Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Verbraucherschutz wird ermächtigt, soweit es zur 
Erfüllung der in § 1 genannten Zwecke erforderlich ist, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 

1. anzuordnen, das Auftreten oder den Verdacht des Auf- 
tretens von Schadorganismen, den Anbau oder das Vor- 
kommen bestimmter Pflanzenarten, sonstige für das 
Auftreten oder Bekämpfen von Schadorganismen erheb- 
liche Tatsachen oder die Anwendung bestimmter Pflan- 
zenschutzmittel, Pflanzenschutzgeräte oder Verfahren 
des Pflanzenschutzes der zuständigen Behörde anzuzei- 
gen; 

2. Verfügungsberechtigte und Besitzer zu verpflichten, Be- 
fallsgegenstände, Grundstücke, Gebäude oder Räume 
auf das Auftreten von Schadorganismen zu überwachen, 
zu untersuchen oder untersuchen zu lassen; 

3. Verfügungsberechtigte und Besitzer zu verpflichten, be- 
stimmte Schadorganismen zu bekämpfen oder bekämp- 
fen zu lassen sowie bestimmte Pflanzenschutzmittel, 
Pflanzenschutzgeräte oder Verfahren hierfür vorzu- 
schreiben oder zu verbieten; 


4. anzuordnen, dass die zuständigen Behörden Pflanzen 
und Grundstücke auf das Auftreten bestimmter Schad- 
organismen überwachen und bestimmte Schadorganis- 
men bekämpfen; 

5. das Vernichten, Entseuchen oder Entwesen von Be- 
fallsgegenständen und das Entseuchen oder Entwesen 
des Bodens, von Kultursubstraten oder von Gebäuden 
oder Räumen anzuordnen sowie bestimmte Mittel, Ge- 
räte oder Verfahren hierfür vorzuschreiben oder zu ver- 
bieten; 

6. die Verwendung bestimmter Kultursubstrate für die 
Anzucht oder den Anbau bestimmter Pflanzen vorzu- 
schreiben oder zu verbieten; 

7. die Nutzung befallener, befallsverdächtiger oder be- 
fallsgefährdeter Grundstücke zu beschränken sowie 
Vorschriften über die Sperre solcher Grundstücke zu 
erlassen; 

8. die Verwendung nicht geeigneten Saat- oder Pflanzguts 
oder nicht geeigneter zur Veredlung bestimmter Pflan- 
zenteile zu verbieten oder zu beschränken; 

9. den Anbau bestimmter Pflanzenarten zu verbieten oder 
zu beschränken; 

10. das Inverkehrbringen bestimmter Pflanzen, die für die 
Erzeugung von Pflanzen oder sonst zum Anbau be- 
stimmt sind (Anbaumaterial), 

a) bei Befall oder Verdacht des Befalls mit bestimm- 
ten Schadorganismen zu verbieten oder zu be- 
schränken, 

b) von dem Ergebnis einer Untersuchung auf Befall 
mit bestimmten Schadorganismen oder auf Resis- 
tenz gegen bestimmte Schadorganismen oder von 
einer Genehmigung abhängig zu machen; 

11. anzuordnen, dass befallene, befallsverdächtige oder 
befallsgefährdete Grundstücke von bestimmten Pflan- 
zen freizumachen oder freizuhalten sind; 

12. das Befördern, das Inverkehrbringen und das Lagern 
bestimmter Schadorganismen und Befallsgegenstände 
zu verbieten, zu beschränken oder von einer Genehmi- 
gung oder Anzeige abhängig zu machen; 

1 3 . das Züchten und das Halten bestimmter Schadorganis- 
men sowie das Arbeiten mit ihnen zu verbieten, zu be- 
schränken oder von einer Genehmigung oder Anzeige 
abhängig zu machen; 

14. anzuordnen, dass Grundstücke, Gebäude, Räume oder 
Behältnisse, die dem Lagern von Pflanzen oder Pflan- 
zenerzeugnissen dienen, zu entseuchen, zu entwesen 
oder zu reinigen sind, und bestimmte Mittel, Geräte 
oder Verfahren hierfür vorzuschreiben oder zu verbie- 
ten; 

15. Vorschriften zum Schutz von Tieren, Pflanzen oder 
Mikroorganismen 

a) vor ihrer Gefährdung durch Pflanzenschutzmittel, 
Pflanzenschutzgeräte oder sonstige Geräte und Ein- 
richtungen, die im Pflanzenschutz benutzt werden, 
oder 

b) im Hinblick auf ihren Nutzen für die Bekämpfung 
von Schadorganismen 

zu erlassen; 
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16. Vorschriften über die Einfuhr, das innergemeinschaftli- 
che Verbringen sowie das Verbringen im Inland oder 
das Verbringen in einen anderen Mitgliedstaat, das In- 
verkehrbringen und die Verwendung von Tieren, Pflan- 
zen oder Mikroorganismen zur Bekämpfung bestimm- 
ter Schadorganismen zu erlassen; dabei kann es die 
Einfuhr, das innergemeinschaftliche Verbringen sowie 
das Verbringen im Inland oder in einen anderen Mit- 
gliedstaat, das Inverkehrbringen und die Verwendung 
von Tieren, Pflanzen oder Mikroorganismen von einer 
Genehmigung abhängig machen sowie die Vorausset- 
zungen und das Verfahren hierfür regeln. 

(2) Rechtsverordnungen nach Absatz 1 Nummer 3, 5, 14, 
1 5 und 1 6 bedürfen des Einvernehmens mit den Bundesmi- 
nisterien für Arbeit und Soziales und für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit, soweit sie sich auf die An- 
wendung bestimmter Pflanzenschutzmittel oder anderer 
Stoffe beziehen. 

(3) Die Landesregierungen werden ermächtigt, 

1. Rechtsverordnungen nach Absatz 1 zu erlassen, soweit 
das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz von seiner Befugnis keinen Ge- 
brauch macht, 

2. durch Rechtsverordnung, soweit es zur Erfüllung der in 
§ 1 genannten Zwecke erforderlich ist, 

a) in Gebieten, die für den Anbau bestimmter Pflanzen- 
arten besonders geeignet sind, den Anbau bestimmter 
Pflanzenarten zu verbieten oder die Verwendung be- 
stimmten Saat- oder Pflanzguts sowie bestimmte An- 
baumethoden vorzuschreiben, 


§7 

Maßnahmen gegen die Ein- und Verschleppung 
und Ansiedlung von Schadorganismen 


(1) Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Verbraucherschutz wird ermächtigt, soweit es 

1 . zum Schutz gegen die Gefahr 


a) der Einschleppung oder Ansiedlung von Schadorga- 
nismen in die Mitgliedstaaten, 


b) der Verschleppung von Schadorganismen innerhalb 
der Europäischen Union oder in ein Drittland oder 


2. zum Schutz bestimmter Gebiete vor Schadorganismen 
und Befallsgegenständen 


erforderlich ist, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates das Befördern, das Inverkehrbringen, die 
Einfuhr, das innergemeinschaftliche Verbringen sowie das 
Verbringen im Inland oder das Verbringen in einen anderen 
Mitgliedstaat und die Ausfuhr von Schadorganismen und 
Befallsgegenständen zu verbieten oder zu beschränken. Es 
karm dabei insbesondere 


1. das Befördern, das Inverkehrbringen, das irmergemein- 
schaftliche Verbringen einschließlich des Verbringens im 
Inland oder in einen anderen Mitgliedstaat, die Einfuhr 
und die Ausfuhr von Schadorganismen und Befallsge- 
genständen abhängig machen 

a) von einer Genehmigung oder Anzeige, 

b) von einer Untersuchung oder vom Nachweis einer 
durchgeführten Entseuchung, Entwesung oder ande- 
ren Behandlung, 


b) vorzuschreiben, dass Pflanzen oder Pflanzenerzeug- 
nisse nur in bestimmter Art und Weise gelagert wer- 
den dürfen. 

Sie können durch Rechtsverordnung diese Befugnis auf 
oberste Landesbehörden übertragen und dabei bestimmen, 
dass diese ihre Befugnis durch Rechtsverordnung auf nach- 
geordnete oder ihrer Aufsicht unterstehende Behörden wei- 
ter übertragen können. 

(4) Über die Begriffsbestimmung des Artikels 3 Num- 
mer 7 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 hinaus sind 
Schadorganismen im Sinne des Absatzes 1 und der §§ 7, 8, 
57, 59, 60 und 62 Tiere, Pflanzen und Mikroorganismen in 
allen Entwicklungsstadien, die Schäden an Pflanzen und 
Pflanzenerzeugnisse verursachen können; Viren und ähn- 
liche Krankheitserreger werden den Mikroorganismen, 
nicht durch Schadorganismen verursachte Krankheiten wer- 
den den Schadorganismen gleichgestellt. 

(5) Es ist verboten, Schadorganismen zu verbreiten und 
dadurch 


c) von der Begleitung durch bestimmte Bescheinigun- 
gen, 

d) von einer bestimmten Verpackung oder Kennzeich- 
nung, 

e) von einer Zulassung oder Registrierung des Betrie- 
bes, der die Pflanzen erzeugt oder angebaut hat oder 
der die Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse, Kultursub- 
strate oder andere Befallsgegenstände in den Verkehr 
bringt, einführt oder lagert; 

2. Vorschriften erlassen über 

a) die Durchführung von Untersuchungen einschließ- 
lich der Probenahme, 

b) die Beobachtung, Verwendung oder Behandlung ein- 
schließlich der Vernichtung der Befallsgegenstände 
sowie die Untersuchung von technischen Vorrichtun- 
gen zur Behandlung von Befallsgegenständen und 
die Übertragung dieser Untersuchungen auf Sachver- 
ständige, 


1 . Bestände von Pflanzen besonders geschützter Arten im 
Sinne des § 7 Absatz 2 Nummer 13 des Bundesnatur- 
schutzgesetzes, 

2. fremde Pflanzenbestände von bedeutendem Wert oder 

3. Pflanzenbestände von bedeutendem Wert für Naturhaus- 
halt oder Landschaftsbild zu gefährden. 


c) die Verpflichtung zu Aufzeichnungen, insbesondere 
über durchgeführte Untersuchungen, über das Auf- 
treten von Schadorganismen, über deren Bekämp- 
fung sowie über den Verbleib von Befallsgegenstän- 
den, 

d) Inhalt, Form und Ausstellung der Bescheinigungen 
nach Nummer 1 Buchstabe c. 


Deutscher Bundestag — 17. Wahlperiode 


-11- 


Drucksache 17/7317 


e) die Schließung von Packungen und Behältnissen so- 
wie die Verschlusssicherung, 

f) die Aufbewahrung von Bescheinigungen und Auf- 
zeichnungen sowie deren Vorlage bei der zuständigen 
Behörde, 

g) die Voraussetzungen und das Verfahren für die Zulas- 
sung oder Registrierung der Betriebe nach Nummer 1 
Buchstabe e einschließlich des Rühens oder der 
Löschung der Zulassung oder Registrierung, von Be- 
schränkungen für zugelassene oder registrierte 
Betriebe bei der Pflanzenerzeugung, beim Pflanzen- 
anbau und beim Befördern, Inverkehrbringen oder 
Lagern von Befallsgegenständen sowie der Verarbei- 
tung und Nutzung der in dem Verfahren erhobenen 
Daten, 

h) die Voraussetzungen und das Verfahren für die Zulas- 
sung von Einrichtungen, die Pflanzen, Pflanzener- 
zeugnisse oder Kultursubstrate auf den Befall mit 
Schadorganismen untersuchen, einschließlich der Vo- 
raussetzungen für die Anerkennung einer Einrichtung 
als nationales Referenzlabor und der Mindestanfor- 
derungen für diese Einrichtungen, des Rühens der 
Zulassung oder von Beschränkungen der Untersu- 
chungstätigkeit sowie der Verarbeitung und Nutzung 
der in dem Verfahren erhobenen Daten. 

(2) Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Verbraucherschutz wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates 

1. Vorschriften über das Verfahren und die Durchführung 
von Risikoanalysen durch das Julius Kühn-lnstitut, Bun- 
desforschungsinstitut für Kulturpflanzen (Julius Kühn- 
institut) hinsichtlich der Gefahr der Einschleppung von 
Schadorganismen in die Europäische Union, der Ver- 
schleppung von Schadorganismen irmerhalb der Euro- 
päischen Union oder der Einschleppung in ein Drittland 
sowie über die Ausstellung entsprechender Bescheini- 
gungen über die durchgeführten Analysen und ihre Er- 
gebnisse zu erlassen, 

2. soweit es zur Erfüllung der in § 1 Nummer 1, 2 und 4 ge- 
nannten Zwecke erforderlich ist, dem Julius Kühn-lnsti- 
tut die Funktion eines gemeinschaftlichen oder nationa- 
len Referenzlabors mit den dazugehörigen Aufgaben zu- 
zuweisen. 

§8 

Anordnungen der zuständigen Behörden 

Die zuständige Behörde kann zur Bekämpfung von 
Schadorganismen oder zur Verhütung der Ein- oder Ver- 
schleppung sowie der Ansiedlung von Schadorganismen 
Maßnahmen nach § 6 Absatz 1 und § 7 Absatz 1 Satz 1 in 
Verbindung mit Satz 2 Nummer 1 Buchstabe a bis d und 
Nummer 2 Buchstabe a bis f anordnen, soweit eine Re- 
gelung durch Rechtsverordnung nach § 6 Absatz 1 oder 3 
oder § 7 Absatz 1 Satz 1 nicht getroffen ist oder eine durch 
Rechtsverordnung nach § 6 Absatz 1 oder 3 oder § 7 Ab- 
satz 1 Satz 1 getroffene Regelung nicht entgegensteht. 


Abschnitt 3 

Allgemeine Anforderungen 
für Anwender, Händler und Hersteller 
von Pflanzenschutzmitteln 
sowie Pflanzenschutzberater 

§9 

Persönliche Anforderungen 

(1) Eine Person darf nur 

1 . Pflanzenschutzmittel anwenden, 

2. über den Pflanzenschutz im Sirme des Artikels 3 Num- 
mer 3 der Richtlinie 2009/128/EG beraten, 

3. Personen, die Pflanzenschutzmittel im Rahmen eines 
Ausbildungsverhältnisses oder einer Hilfstätigkeit an- 
wenden, anleiten oder beaufsichtigen, 

4. Pflanzenschutzmittel gewerbsmäßig in Verkehr bringen 
oder 

5. Pflanzenschutzmittel über das Internet auch außerhalb 
gewerbsmäßiger Tätigkeiten in Verkehr bringen, 

wenn sie über einen von der zuständigen Behörde ausge- 
stellten Sachkundenachweis verfügt. 

(2) Die zuständige Behörde stellt auf Antrag den Sach- 
kundenachweis aus, wenn der Antragsteller die dafür erfor- 
derliche Zuverlässigkeit besitzt und nachweist, dass er über 
die erforderlichen fachlichen Kermtnisse und die für die 
jeweilige Tätigkeit erforderlichen praktischen Fertigkeiten 
verfügt, um Pflanzenschutzmittel bestimmungsgemäß und 
sachgerecht anzuwenden. Wer Pflanzenschutzmittel ge- 
werbsmäßig oder im Internet auch außerhalb gewerblicher 
Tätigkeiten in Verkehr bringt, muss zusätzlich nachweisen, 
dass er über die erforderlichen fachlichen Kenntnisse ver- 
fügt, um sowohl berufliche als auch nichtberufliche Anwen- 
der von Pflanzenschutzmitteln über die bestimmungsge- 
mäße und sachgerechte Anwendung von Pflanzenschutz- 
mitteln, mit der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln ver- 
bundene Risiken, mögliche Risikominderungsmaßnahmen 
sowie die sachgerechte Lagerung und Entsorgung von 
Pflanzenschutzmitteln und ihren Resten zu informieren. Der 
Sachkundenachweis ist der zuständigen Behörde auf Ver- 
langen vorzulegen. 

(3) Die zuständige Behörde soll den Sachkundenachweis 
widerrufen, wenn Tatsachen die Armahme rechtfertigen, 
dass der Inhaber des Nachweises die in Absatz 2 genannten 
Voraussetzungen nicht erfüllt oder der Inhaber des Nach- 
weises wiederholt gegen die Bestimmungen dieses Gesetzes 
oder der auf diesem Gesetz beruhenden Verordnungen ver- 
stoßen hat. 

(4) Sachkundige Personen im Sinne des Absatzes 1 sind 
verpflichtet, jeweils innerhalb eines Zeitraums von fünf Jah- 
ren ab der erstmaligen Ausstellung eines Sachkundenach- 
weises eine von der zuständigen Behörde anerkannte Fort- 
oder Weiterbildungsmaßnahme wahrzunehmen. Die Fort- 
oder Weiterbildung ist der zuständigen Behörde auf Verlan- 
gen nachzuweisen. Karm der Sachkundige den Nachweis 
nach Satz 2 nicht erbringen, soll die zuständige Behörde 
eine Frist für die Wahrnehmung einer Fort- oder Weiterbil- 
dungsmaßnahme setzen. Erfolgt auch innerhalb dieser Frist 
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keine Fort- oder Weiterbildung, soll die zuständige Behörde 
den Sachkundenachweis widerrufen. 

(5) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 ist kein 
Sachkundenachweis erforderlich für die 

1 . Anwendung von Pflanzenschutzmitteln, die für nichtbe- 
rufliche Anwender zugelassen sind, im Haus- und Klein- 
gartenbereich, 

2. Ausübung einfacher Hilfstätigkeiten unter Verantwor- 
tung und Aufsicht durch eine Person mit Sachkunde- 
nachweis im Sirme des Absatzes 1, 

3. Anwendung von Pflanzenschutzmitteln im Rahmen ei- 
nes Ausbildungsverhältnisses unter Anleitung einer Per- 
son mit Sachkundenachweis im Sinne des Absatzes 1 . 

(6) Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Verbraucherschutz wird ermächtigt, im Einver- 
nehmen mit den Bundesministerien für Gesundheit, für 
Arbeit und Soziales und für Umwelt, Naturschutz und Re- 
aktorsicherheit durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates nähere Vorschriften über 

1. Art und Umfang der erforderlichen fachlichen Kennt- 
nisse und Fertigkeiten, 

2. das Verfahren für deren Nachweis, 

3. die Gestaltung des Sachkundenachweises, 

4. Informationspflichten von Inhabern eines Sachkunde- 
nachweises, 

5. die Wiedererlangung des Sachkundenachweises durch 
Personen, denen der Sachkundenachweis nach den Be- 
stimmungen der Absätze 3 oder 4 entzogen oder wider- 
rufen worden ist, 

6. die Anerkennungsvoraussetzungen für Fort- und Weiter- 
bildungsmaßnahmen im Sinne des Absatzes 4 sowie 

7. über Art und Umfang der Ausübung einfacher Hilfstätig- 
keiten nach Absatz 5 Nummer 2 zu erlassen. 

(7) Die Landesregierungen werden ermächtigt, Rechts- 
verordnungen nach Absatz 6 zu erlassen, soweit die Bun- 
desregierung von ihrer Befugnis keinen Gebrauch macht. 
Die Landesregierungen können diese Befugnis durch 
Rechtsverordnung auf oberste Landesbehörden übertragen. 

§ 10 

Anzeige bei Beratung und Anwendung 

Wer Pflanzenschutzmittel für andere - außer gelegentli- 
cher Nachbarschaftshilfe - anwenden oder zu gewerblichen 
Zwecken oder im Rahmen sonstiger wirtschaftlicher Unter- 
nehmungen andere über den Pflanzenschutz beraten will, 
hat dies der für den Betriebssitz und der für den Ort der Tä- 
tigkeit zuständigen Behörde vor Aufnahme der Tätigkeit an- 
zuzeigen. Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung die näheren Vorschriften über die An- 
zeige und das Anzeigeverfahren zu erlassen. Die Landesre- 
gierungen können diese Befugnis durch Rechtsverordnung 
auf oberste Landesbehörden übertragen. 


§ 11 

Aufzeichnungs- und Informationspflichten 

(1) Die Aufzeichnungen nach Artikel 67 Absatz 1 Satz 1 
oder 2 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 können elektro- 
nisch oder schriftlich geführt werden. Der Leiter eines land- 
wirtschaftlichen, forstwirtschaftlichen oder gärtnerischen 
Betriebes ist verpflichtet, die Aufzeichnungen für die be- 
wirtschafteten Flächen seines Betriebes unter Angabe des 
jeweiligen Anwenders zusammen zu führen. 

(2) Die Fristen des Artikels 67 Absatz 1 Satz 1 oder 2 der 
Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 zur Aufbewahrung der 
Aufzeichnungen rechnen ab dem Beginn des Jahres, das auf 
das Jahr des Entstehens der jeweiligen Aufzeichnung folgt. 

(3) Die zuständige Behörde kann auf Antrag bei Vorlie- 
gen eines berechtigten Interesses und unter Wahrung der 
Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse des Aufzeichnenden, 
im Einzelfall Auskunft über die Aufzeichnungen geben. 

Abschnitt 4 

Anwendung von Pflanzenschutzmitteln 

§ 12 

Vorschriften für die Anwendung 
von Pflanzenschutzmitteln 

(1) Pflanzenschutzmittel dürfen einzeln oder gemischt 
mit anderen nur angewandt werden, wenn sie zugelassen 
sind, die Zulassung nicht ruht und nur 

1. in den in der Zulassung festgesetzten und in der jeweils 
gültigen Gebrauchsanleitung angegebenen Anwen- 
dungsgebieten, 

2. entsprechend den in der Zulassung festgesetzten und in 
der jeweils gültigen Gebrauchsanleitung angegebenen 
Anwendungsbestimmungen. 

(2) Pflanzenschutzmittel dürfen auf Freilandflächen nur 
angewandt werden, soweit diese landwirtschaftlich, forst- 
wirtschaftlich oder gärtnerisch genutzt werden. Sie dürfen 
jedoch nicht in oder unmittelbar an oberirdischen Gewäs- 
sern und Küstengewässem angewandt werden. Die zustän- 
dige Behörde kaim Ausnahmen von den Sätzen 1 und 2 für 
die Anwendung zugelassener Pflanzenschutzmittel geneh- 
migen, werm der angestrebte Zweck vordringlich ist und mit 
zumutbarem Aufwand auf andere Art nicht erzielt werden 
kann und überwiegende öffentliche Interessen, insbesondere 
des Schutzes der Gesundheit von Mensch und Tier oder des 
Naturhaushaltes, nicht entgegenstehen. Die zuständige Be- 
hörde unterrichtet das Bundesamt für Verbraucherschutz 
und Lebensmittelsicherheit jährlich über die erteilten Ge- 
nehmigungen nach Satz 3. 

(3) Pflanzenschutzmittel, die nur für die Anwendung 
durch berufliche Anwender zugelassen sind, dürfen auch im 
Fall von Satz 2 Nummer 2 nur durch Personen angewandt 
werden, die, außer in den Fällen des § 9 Absatz 5 Num- 
mer 2 und 3, sachkundig im Sinne des § 9 Absatz 1 Satz 1 
sind. Im Haus- und Kleingartenbereich dürfen nur Pflanzen- 
schutzmittel angewandt werden, die 

1 . für die Anwendung durch nichtberufliche Anwender zu- 
gelassen sind oder 
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2. für berufliche Anwender zugelassen sind und für die das 
Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittel- 
sicherheit die Eignung zur Anwendung im Haus- und 
Kleingartenbereich nach S 36 Absatz 1 Satz 3 festge- 
stellt hat. 

(4) Eine Zulassung ist nicht erforderlich für die Anwen- 
dung von 

1 . Pflanzenschutzmitteln, deren Anwendung nach § 6 
Absatz 1 Nummer 3, 5 und 14 oder nach § 7 Absatz 1 
Satz 1 in Verbindung mit Satz 2 Nummer 2 Buchstabe b, 
jeweils in Verbindung mit § 8, angeordnet worden ist, 

2. Stoffen oder Gemischen, die ausschließlich genehmigte 
Grundstoffe im Sinne des Artikels 23 der Verordnung 
(EG) Nr. 1107/2009 enthalten, 

3. Pflanzenschutzmitteln, für die eine Genehmigung für 
Notfallsituationen nach Artikel 53 der Verordnung (EG) 
Nr. 1107/2009 erteilt worden ist, 

4. Pflanzenschutzmitteln, für die eine Genehmigung zu 
Versuchszwecken nach Artikel 54 der Verordnung (EG) 
Nr. 1107/2009 erteilt worden ist. 

Pflanzenschutzmittel, für die eine Genehmigung nach 
Artikel 53 oder Artikel 54 der Verordnung (EG) Nr. 1107/ 
2009 erteilt worden ist, dürfen nur nach den in der Geneh- 
migung festgesetzten Anwendungsbestimmungen und An- 
wendungsgebieten angewandt werden. 

(5) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 darf ein Pflanzen- 
schutzmittel, dessen Zulassung durch Zeitablauf oder durch 
Widerruf auf Antrag des Zulassungsinhabers beendet ist, 
noch innerhalb eines Zeitraums von 18 Monaten gerechnet 
ab dem Tag des Endes der Zulassung angewandt werden. 
Ein Pflanzenschutzmittel, das auf Grund einer Vertriebser- 
weiterung nach § 30 in Verkehr gebracht worden ist, darf 
noch angewandt werden, soweit das entsprechende zugelas- 
sene Pflanzenschutzmittel noch nach Satz 1 oder 3 ange- 
wandt werden darf. Für ein Pflanzenschutzmittel, für das 
eine Verkehrsfähigkeitsbescheinigung oder eine Genehmi- 
gung nach Artikel 52 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 
erteilt worden ist, gilt Satz 1 entsprechend. Das Bundesamt 
für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit macht die 
Aufbrauchfrist für das Pflanzenschutzmittel im elektroni- 
schen Bundesanzeiger bekannt. 

(6) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 dürfen 
zugelassene Pflanzenschutzmittel auch in einem anderen als 
mit der Zulassung festgesetzten Anwendungsgebiet ange- 
wandt werden, wenn die zuständige Behörde eine Genehmi- 
gung nach § 22 Absatz 2 erteilt hat. 

§ 13 

Vorschriften für die Einschränkung der Anwendung 
von Pflanzenschutzmitteln 

( 1 ) Pflanzenschutzmittel dürfen nicht angewandt werden, 
soweit der Anwender damit rechnen muss, dass ihre An- 
wendung im Einzelfall 

1 . schädliche Auswirkungen auf die Gesundheit von 
Mensch oder Tier oder auf das Grundwasser oder 

2. sonstige erhebliche schädliche Auswirkungen, insbeson- 
dere auf den Naturhaushalt, 

hat. 


(2) Bei der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln ist es 
verboten, 

1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten 
nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen oder zu töten 
oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entneh- 
men, zu beschädigen oder zu zerstören, 

2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der 
europäischen Vogelarten während der Fortpflanzungs-, 
Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungs- 
zeiten erheblich zu stören, 

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden 
Tiere der besonders geschützten Arten aus der Natur zu 
entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 

4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten 
oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entneh- 
men, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zer- 
stören. 

Eine erhebliche Störung im Sinne des Satzes 1 Nummer 2 
liegt vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszu- 
stand der lokalen Population einer Art verschlechtert. Die 
nach den in § 3 bezeichneten Grundsätzen durchgeführten 
Pflanzenschutzmaßnahmen verstoßen nicht gegen die in 
Satz 1 genannten Verbote. Soweit in Anhang IV der Richtli- 
nie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung 
der natürlichen Lebensräume sowie der wild lebenden Tiere 
und Pflanzen (ABI. L 206 vom 22.7.1992, S. 7) in der je- 
weils geltenden Fassung aufgeführte Arten oder europäi- 
sche Vogelarten der Richtlinie 2009/ 147/EG des Europäi- 
schen Parlaments und des Rates vom 30. November 2009 
über die Erhaltung der wild lebenden Vogelarten (ABI. L 20 
vom 26.1.2010, S. 7) in der jeweils geltenden Fassung be- 
troffen sind, gilt Satz 3 nur, soweit sich der Erhaltungszu- 
stand der lokalen Population einer Art in ihrem natürlichen 
Verbreitungsgebiet durch die Anwendung von Pflanzen- 
schutzmitteln nicht verschlechtert. 

(3) Die zuständige Behörde kann die Maßnahmen anord- 
nen, die zur Erfüllung der in Absatz 1 und Absatz 2 Satz 1 
genarmten Anforderungen erforderlich sind. 

(4) Die zuständige Behörde kann im Einzelfall über 
Absatz 2 Satz 3 und 4 hinaus weitere Ausnahmen von den 
Verboten nach Absatz 2 Satz 1 

1. zur Abwendung erheblicher landwirtschaftlicher, forst- 
wirtschaftlicher oder sonstiger wirtschaftlicher Schäden, 

2. zum Schutz der heimischen Tier- und Pflanzenwelt, 

3. für Zwecke der Forschung, Lehre, Bildung oder Wieder- 
ansiedlung oder diesen Zwecken dienende Maßnahmen 
der Aufzucht oder der künstlichen Vermehrung, 

4. im Interesse der Gesundheit des Menschen, der öffentli- 
chen Sicherheit, einschließlich der Verteidigung und des 
Schutzes der Zivilbevölkerung, oder der maßgeblich 
günstigen Auswirkungen auf die Umwelt oder 

5. aus anderen zwingenden Gründen des überwiegenden 
öffentlichen Interesses einschließlich solcher sozialer 
oder wirtschaftlicher Art 

genehmigen. Eine Ausnahme nach Satz 1 Nummer 1 darf 
nur genehmigt werden, soweit zumutbare andere Möglich- 
keiten nicht gegeben sind und sich der Erhaltungszustand 
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der betroffenen Populationen der nach Absatz 2 Satz 1 
Nummer 4 geschützten Tier- und Pflanzenarten nicht ver- 
schlechtert, soweit nicht Artikel 16 Absatz 1 der Richtlinie 
92/43/EWG strengere Anforderungen enthält. 

§ 14 

Verbote 

(1) Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Verbraucherschutz wird ermächtigt, soweit es 
zum Schutz der Gesundheit von Mensch und Tier oder zum 
Schutz vor Gefahren, insbesondere für den Naturhaushalt, 
erforderlich ist, im Einvernehmen mit den Bundesministe- 
rien für Wirtschaft und Technologie und für Arbeit und So- 
ziales sowie im Falle der Nummer 1 auch mit dem Bundes- 
ministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
und dem Bundesministerium für Gesundheit durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates 

1. die Einfuhr, das Inverkehrbringen, das innergemein- 
schaftliche Verbringen und die Anwendung bestimmter 
Pflanzenschutzmittel oder von Pflanzenschutzmitteln 
mit bestimmten Stoffen, 

a) zu verbieten, zu beschränken oder von einer Geneh- 
migung abhängig zu machen, 

b) von einer Anzeige abhängig zu machen, 

2. die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln unter Ver- 
wendung bestimmter Geräte oder Verfahren zu verbie- 
ten, zu beschränken oder von einer Genehmigung oder 
Anzeige abhängig zu machen, 

3. den Anbau bestimmter Pflanzenarten auf Grundstücken, 
deren Böden mit bestimmten Pflanzenschutzmitteln be- 
handelt worden sind, zu verbieten, zu beschränken oder 
von einer Genehmigung oder Anzeige abhängig zu ma- 
chen, 

4. die Verwendung von Pflanzen oder Pflanzenerzeugnis- 
sen, die auf mit bestimmten Pflanzenschutzmitteln be- 
handelten Böden gewonnen worden sind, zu verbieten, 
zu beschränken oder von einer Genehmigung oder An- 
zeige abhängig zu machen sofern nicht bereits nach dem 
Lebensmittel- und Futtennittelgesetzbuch eine entspre- 
chende Regelung getroffen wurde, 

5. das Abgeben von Pflanzenschutzmitteln, die unter eine 
Regelung nach Nummer 1 fallen, an den Anwender zu 
verbieten, zu beschränken oder von einer Genehmigung 
oder Anzeige abhängig zu machen; 

dabei kann vorgesehen werden, dass die Genehmigung von 
dem Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittel- 
sicherheit zu erteilen oder die Anzeige ihm gegenüber zu er- 
statten ist. 

(2) Soweit durch Rechtsverordnung nach Absatz 1 
Nummer 1 die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln be- 
schränkt wird, können insbesondere Zweck, Art, Zeit, Ort 
und Verfahren der Anwendung des Pflanzenschutzmittels 
vorgeschrieben oder verboten sowie die anzuwendende 
Menge und die nach der Anwendung einzuhaltende Warte- 
zeit vorgeschrieben werden. 

(3) Ein mit der Zulassung eines Pflanzenschutzmittels 
festgesetztes Anwendungsgebiet darf durch Rechtsverord- 
nung nach Absatz 1 Nummer 1 nicht ausgeschlossen wer- 


den, es sei denn, dass zuvor die Zulassung unter Anordnung 
der sofortigen Vollziehbarkeit zurückgenommen oder wi- 
derrufen worden ist. Wird die Rücknahme oder der Wider- 
ruf der Zulassung unanfechtbar aufgehoben, so ist die 
Rechtsverordnung insoweit nicht mehr anzuwenden. 

(4) Die Landesregierungen werden ermächtigt, Rechts- 
verordnungen nach Absatz 1 Nummer 2 zu erlassen, soweit 
das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz von seiner Befugnis keinen Gebrauch 
macht. Die Landesregierungen können diese Befugnis 
durch Rechtsverordnung auf oberste Landesbehörden über- 
tragen. 

(5) Es ist verboten, ein Pflanzenschutzmittel, das einen 
Stoff enthält oder aus einem Stoff besteht, dessen Anwen- 
dung durch eine Verordnung nach Absatz 1 Nummer 1 
Buchstabe a vollständig verboten ist, innergemeinschaftlich 
zu verbringen oder in Verkehr zu bringen. 

§ 15 

Beseitigungspflicht 

Pflanzenschutzmittel, 

1 . deren Anwendung wegen eines Bestehens aus einem be- 
stimmten Stoff oder wegen des Enthaltens eines be- 
stimmten Stoffes durch eine Rechtsverordnung nach 
§ 14 Absatz 1 vollständig verboten ist, oder 

2. die einen Wirkstoff enthalten, der auf Grund eines 
Rechtsaktes der Europäischen Gemeinschaft nicht in 
Anhang 1 der Richtlinie 91/414/EWG aufgenommen 
worden ist, dessen Genehmigung nicht nach Artikel 14 
der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 erneuert worden ist 
oder dessen Genehmigung nach Artikel 21 Absatz 3 der 
Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 aufgehoben worden ist 
und für die die Aufbrauchfrist nach § 12 Absatz 5 abge- 
laufen ist, 

sind nach den Bestimmungen des Kreislaufwirtschafts- und 
Abfallgesetzes und der auf Grund des Kreislaufwirtschafts- 
und Abfallgesetzes erlassenen Rechtsverordnungen unver- 
züglich zu beseitigen. 

§ 16 

Gebrauch von Pflanzenschutzgeräten 

(1) Wird ein Pflanzenschutzmittel mit Hilfe eines Pflan- 
zenschutzgerätes angewandt, darf dieses Gerät nur so be- 
schaffen sein, dass bei seiner bestimmungsgemäßen und 
sachgerechten Verwendung die Anwendung des Pflanzen- 
schutzmittels keine schädlichen Auswirkungen auf die Ge- 
sundheit von Mensch und Tier und auf das Grundwasser so- 
wie keine sonstigen nicht vertretbaren Auswirkungen, ins- 
besondere auf den Naturhaushalt, hat, die nach dem Stande 
der Technik vermeidbar sind. 

(2) Bei Geräten, die mit einer CE-Kennzeichnung nach 
der Richtlinie 2006/42/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 17. Mai 2006 über Maschinen und zur 
Änderung der Richtlinie 95/16/EG (Neufassung) (ABI. 
L 157 vom 9.6.2006, S. 24), die zuletzt durch die Richtlinie 
2009/127/EG (ABI. L 310 vom 25.11.2009, S. 29) geändert 
worden ist, versehen sind oder bei Geräten, die am 
14. Dezember 2011 in die Pflanzenschutzgeräteliste des 
Julius Kühn-lnstitutes eingetragen sind, wird vermutet, dass 
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die Voraussetzungen nach Absatz 1 erfüllt sind. Die zustän- 
dige Behörde kann die Verwendung eines Pflanzenschutz- 
gerätes untersagen, wenn eine Prüfung des Gerätes ergibt, 
dass die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen nicht er- 
füllt sind. 

(3) Werden mit der Zulassung eines Pflanzenschutzmit- 
tels besondere Anforderungen für die zu verwendenden 
Pflanzenschutzgeräte festgelegt, darf die Anwendung nur 
mit Pflanzenschutzgeräten erfolgen, bei denen eine Prüfung 
durch das Julius Kühn-lnstitut oder eine anerkannte Prüf- 
stelle nach § 52 ergeben hat, dass diese Anforderungen er- 
füllt sind. 

(4) Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Verbraucherschutz wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates, soweit 
es zur Erfüllung des in § 1 genarmten Zweckes erforderlich 
ist, 

1. Verfügungsberechtigte und Besitzer zu verpflichten, im 
Gebrauch befindliche Pfianzenschutzgeräte prüfen zu 
lassen, 

2. die Verwendung von Pfianzenschutzgeräten zu verbie- 
ten, die nicht nach Nummer 1 geprüft sind, 

3. das Verfahren der Prüfung von im Gebrauch befindli- 
chen Pflanzenschutzgeräten zu regeln. 

ln einer Rechtsverordnung nach Satz t Nummer 3 kann 
auch bestimmt werden, dass Teile des zu prüfenden Pflan- 
zenschutzgerätes, die dem Anwenderschutz oder der Ver- 
kehrssicherheit dienen, in die Prüfung einzubeziehen sind. 

(5) Die Landesregierungen werden ermächtigt, soweit es 
zur Erfüllung des in § 1 genannten Zweckes erforderlich ist, 
Rechtsverordnungen nach Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 und 
3, auch in Verbindung mit Satz 2 zu erlassen, soweit das 
Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Ver- 
braucherschutz von seiner Befugnis keinen Gebrauch 
macht. Dabei können sie auch bestimmen, dass die Prüfung 
durch eine amtlich anerkannte Kontrollwerkstatt oder sons- 
tige Kontrollperson vorzunehmen ist sowie die Anforderung 
an die Anerkennung, den Verlust der Anerkermung und das 
Verfahren zur Anerkermung der Kontrollwerkstätten regeln. 
Die Landesregierungen können durch Rechtsverordnung 
diese Befugnis auf oberste Landesbehörden übertragen und 
dabei bestimmen, dass diese ihre Befugnis durch Rechtsver- 
ordnung auf nachgeordnete oder ihrer Aufsicht unterste- 
hende Behörden weiter übertragen können. 

§ 17 

Anwendung von Pflanzenschutzmitteln auf Flächen, 
die für die Allgemeinheit bestimmt sind 

(1) Zusätzlich zu den Vorschriften nach § 12 darf auf Flä- 
chen, die für die Allgemeinheit bestimmt sind, nur ein zuge- 
lassenes Pflanzenschutzmittel angewandt werden, 

1. das als Pflanzenschutzmittel mit geringem Risiko nach 
Artikel 47 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 zugelas- 
sen ist, 

2. für das vom Bundesamt für Verbraucherschutz und Le- 
bensmittelsicherheit im Rahmen eines Zulassungsver- 
fahrens die Eignung für die Anwendung auf Flächen, die 


für die Allgemeinheit bestimmt sind, festgestellt worden 
ist oder 

3. das auf Grund seiner Eigenschaften vom Bundesamt für 
Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit für die 
Anwendung auf Flächen, die für die Allgemeinheit be- 
stimmt sind, nach dem Verfahren nach Absatz 2 geneh- 
migt worden ist. 

Zu Flächen, die für die Allgemeinheit bestimmt sind, gehö- 
ren insbesondere öffentliche Parks und Gärten, Grünanla- 
gen in öffentlich zugänglichen Gebäuden, öffentlich zu- 
gängliche Sportplätze einschließlich Golfplätze, Schul- und 
Kindergartengelände, Spielplätze, Friedhöfe sowie Flächen 
in unmittelbarer Nähe von Einrichtungen des Gesundheits- 
wesens. 

(2) Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 
mittelsicherheit genehmigt auf Antrag Pflanzenschutzmittel 
nach Absatz 1 Nummer 3 im Benehmen mit dem Bundesin- 
stitut für Risikobewertung, dem Julius Kühn-lnstitut und 
dem Umweltbundesamt, wenn 

1 . an der Anwendung ein öffentliches Interesse besteht und 

2. eine Prüfung ergibt, dass das Pflanzenschutzmittel auf 
Grund seiner chemischen Eigenschaften bei bestim- 
mungsgemäßer und sachgerechter Anwendung keine 
schädlichen Auswirkungen auf die Allgemeinheit hat. 

Die Genehmigung können außer dem Zulassungsinhaber 
beantragen: 

1. derjenige, der Pflanzenschutzmittel zu gewerblichen 
Zwecken oder im Rahmen sonstiger wirtschaftlicher Un- 
ternehmungen anwendet, 

2. juristische Personen, deren Mitglieder Personen nach 
Nummer 1 sind, 

3. amtliche und wissenschaftliche Einrichtungen, die in 
den Bereichen Landwirtschaft, Gartenbau oder Forst- 
wirtschaft tätig sind oder 

4. Eigentümer oder Besitzer von Flächen im Sinne des Ab- 
satzes 1. 

Ist der Antragsteller nicht der Zulassungsinhaber, ist vor der 
Entscheidung über die Genehmigung der Zulassungsinhaber 
zu hören. 

(3) Die Zulassung des Pflanzenschutzmittels oder die Ge- 
nehmigung nach Absatz 2 kann für alle Flächen, die für die 
Allgemeinheit bestimmt sind, erteilt werden oder auch auf 
bestimmte Flächen beschränkt werden. Ist es zur Einhaltung 
der Anforderungen nach Satz 1 erforderlich, legt das Bun- 
desamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit 
von der Zulassung des Pflanzenschutzmittels abweichende 
Anwendungsbestimmungen und Auflagen fest. Die Geneh- 
migung ist zu widerrufen, wenn eine der Voraussetzungen 
für die Erteilung nachträglich entfallen ist. 

(4) Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 
mittelsicherheit veröffentlicht im Bundesanzeiger oder im 
elektronischen Bundesanzeiger eine Liste der Pflanzen- 
schutzmittel, für die eine Genehmigung zur Anwendung auf 
Flächen, die für die Allgemeinheit bestimmt sind, erteilt 
worden ist. 

(5) Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Verbraucherschutz wird ermächtigt, durch 
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Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates im 
Einvernehmen mit den Bundesministerien für Wirtschaft 
und Technologie, für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi- 
cherheit und für Arbeit und Soziales allgemeine Anforde- 
rungen für Pflanzenschutzmittel zur Anwendung auf Flä- 
chen, die für die Allgemeinheit bestimmt sind, sowie die 
näheren Einzelheiten des Verfahrens nach Absatz 2 festzu- 
legen. 

(6) Bei Gefahr im Verzug kann die zuständige Behörde 
Ausnahmen von Absatz 1 Satz 1 genehmigen, wenn Maß- 
nahmen getroffen werden, um eine Gefährdung der Allge- 
meinheit auszuschließen. Die zuständige Behörde unterrich- 
tet das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittel- 
sicherheit über die erteilte Genehmigung nach Satz 1 . 

§ 18 

Anwendung von Pflanzenschntzmitteln 
mit Lnftfahrzengen 

(1) Die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln mit Luft- 
fahrzeugen ohne Genehmigung nach Absatz 2 ist verboten. 

(2) Die zuständige Behörde kann auf Antrag die Anwen- 
dung eines Pflanzenschutzmittels mit einem Luftfahrzeug 
nach Maßgabe des Satzes 2 und der Absätze 3 und 4 geneh- 
migen, soweit es für eine wirksame Anwendung keine ver- 
gleichbaren anderen Möglichkeiten gibt oder durch die An- 
wendung mit Luftfahrzeugen gegenüber der Anwendung 
vom Boden aus eindeutige Vorteile im Sinne geringerer 
Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit oder den 
Naturhaushalt bestehen. Eine Genehmigung soll nur erteilt 
werden zur Bekämpfung von Schadorganismen 

1 . im Weinbau, 

2. im Kronenbereich von Wäldern. 

Die zuständige Behörde verbindet die Genehmigung mit 
den Auflagen, die erforderlich sind, um eine bestimmungs- 
gemäße und sachgerechte Anwendung einschließlich des 
Schutzes von Wohngebieten sicherzustellen. Die Genehmi- 
gung ist zu widerrufen, wenn eine der Voraussetzungen für 
die Erteilung nachträglich entfallen ist; im Übrigen bleiben 
die §§48 und 49 des Verwaltungsverfahrensgesetzes unbe- 
rührt. 

(3) Zusätzlich zu den Vorschriften nach § 12 darf eine 
Genehmigung nach Absatz 2 nur für die Anwendung eines 
Pflanzenschutzmittels erteilt werden, 

1 . das vom Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 
mittelsicherheit im Rahmen eines Zulassungsverfahrens 
auch für die Anwendung mit Luftfahrzeugen zugelassen 
worden ist oder 

2. das auf Grund seiner Eigenschaften vom Bundesamt für 
Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit für die 
Anwendung mit Luftfahrzeugen nach dem Verfahren 
nach Absatz 4 genehmigt worden ist. 

(4) Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 
mittelsicherheit genehmigt Pflanzenschutzmittel nach Ab- 
satz 3 Nummer 2 auf Antrag im Benehmen mit dem 
Bundesinstitut für Risikobewertung, dem Julius Kühn-Insti- 
tut und dem Umweltbundesamt, wenn eine Prüfung ergibt, 
dass das Pflanzenschutzmittel auf Grund seiner Eigenschaf- 
ten bei bestimmungsgemäßer und sachgerechter Anwen- 


dung auch bei der Anwendung mit Luftfahrzeugen keine 
schädlichen Auswirkungen auf die Gesundheit von Mensch 
und Tier oder auf Grundwasser und keine sonstigen nicht 
vertretbaren Auswirkungen auf den Naturhaushalt hat. Ist es 
zur Einhaltung der Anforderungen nach Satz 1 erforderlich, 
legt das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 
mittelsicherheit von der Zulassung des Pflanzenschutzmit- 
tels abweichende Anwendungsbestimmungen und Auflagen 
fest. 

(5) Die Genehmigung können außer dem Zulassungsin- 
haber beantragen 

1. derjenige, der Pflanzenschutzmittel zu gewerblichen 
Zwecken oder im Rahmen sonstiger wirtschaftlicher Un- 
ternehmungen in einem Betrieb der Landwirtschaft, des 
Gartenbaus oder der Forstwirtschaft an wendet, 

2. juristische Personen, deren Mitglieder Personen nach 
Nummer 1 sind oder 

3. amtliche und wissenschaftliche Einrichtungen, die in 
den Bereichen Landwirtschaft, Gartenbau oder Forst- 
wirtschaft tätig sind. 

Ist der Antragsteller nicht der Zulassungsinhaber des Pflan- 
zenschutzmittels, ist vor der Entscheidung über die Geneh- 
migung der Zulassungsinhaber zu hören. 

(6) Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 
mittelsicherheit veröffentlicht im Bundesanzeiger oder im 
elektronischen Bundesanzeiger eine Liste der Pflanzen- 
schutzmittel, für die eine Genehmigung zur Anwendung mit 
Luftfahrzeugen erteilt worden ist. 

(7) Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Verbraucherschutz wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates im 
Einvernehmen mit den Bundesministerien für Wirtschaft 
und Technologie, für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit und für Arbeit und Soziales 

1 . die Anforderungen 

a) an Pflanzenschutzmittel zur Anwendung mit Luft- 
fahrzeugen, 

b) an die Anwendung mit Luftfahrzeugen, 

c) an die zu verwendenden Geräte sowie 

2. die näheren Einzelheiten zu Voraussetzungen, Inhalt und 
Verfahren einer Genehmigung nach den Absätzen 2 
oder 4 

zu regeln. 

(8) Die zuständigen Behörden unterrichten das Bundes- 
amt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit 

1. zum Ende eines jeden Vierteljahres über den Inhalt der 
jeweils neu erteilten Genehmigungen, insbesondere über 
den Anwendungszweck, die Häufigkeit der Anwendung, 
die Aufwandmenge pro Fläche, den Anwendungszeit- 
punkt, die Größe der Anwendungs fläche und die erteil- 
ten Auflagen sowie 

2. unverzüglich über Kenntnisse, die Anhaltspunkte auf 
Gefahren für die Gesundheit von Mensch und Tier oder 
den Naturhaushalt geben. 
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§ 19 

Ausbringung oder Verwendnng 
von mit Pflanzenschntzmitteln behandeltem Saatgut, 
Pflanzgut oder Kultursubstrat 

(1) Saatgut, Pflanzgut oder Kultursubstrat, die ein Pflan- 
zenschutzmittel enthalten oder denen ein Pflanzenschutz- 
mittel anhaftet, darf nur ausgebracht oder verwendet wer- 
den, wenn 

1. es zum Zeitpunkt der Ausbringung oder Verwendung 
nach § 32 auch in Verbindung mit einer Verordnung 
nach § 32 Absatz 4 rechtmäßig in Verkehr gebracht wer- 
den darf oder 

2. es mit einem Pflanzenschutzmittel behandelt worden ist 
oder ihm ein Pflanzenschutzmittel anhaftet, das noch 
nach § 12 Absatz 5 angewendet werden darf. 

Die Ausbringung oder Verwendung darf nicht erfolgen, 
wenn der Ausbringer oder Verwender damit rechnen muss, 
dass die Ausbringung oder Verwendung im Einzelfall 

1 . schädliche Auswirkungen auf die Gesundheit von 
Mensch und Tier oder auf das Grundwasser oder 

2. sonstige nicht vertretbaren Auswirkungen, insbesondere 
auf den Naturhaushalt, 

hat. 

(2) Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Verbraucherschutz wird ermächtigt, soweit es 
zum Schutz der Gesundheit von Mensch und Tier oder zum 
Schutz vor erheblichen Gefahren insbesondere für den Na- 
turhaushalt erforderlich ist, durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates nähere Vorschriften über die 
Verwendung oder Ausbringung von Saatgut, Pflanzgut oder 
Kultursubstrat, das mit einem Pflanzenschutzmittel behan- 
delt wurde oder dem ein Pflanzenschutzmittel anhaftet, zu 
erlassen. 

§20 

Versuchszwecke 

(1) Ein nicht zugelassenes Pflanzenschutzmittel darf zu 
Versuehszwecken nur innergemeinschaftlich verbracht, in 
Verkehr gebracht oder auf Freilandflächen angewandt wer- 
den, wenn das Bundesamt für Verbraucherschutz und Le- 
bensmittelsicherheit, das innergemeinschaftliche Verbrin- 
gen, das Inverkehrbringen oder die Anwendung nach 
Artikel 54 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 genehmigt 
hat. Die Genehmigung kann für ein Versuchsprogramm er- 
teilt werden. Satz 1 gilt auch für Versuche mit zugelassenen 
Pflanzenschutzmitteln bei nicht zugelassenen Anwendungs- 
gebieten einsehließlich der Anwendung mit Luftfahrzeugen 
oder entgegen den mit der Zulassung festgelegten Anwen- 
dungsbestimmungen, wenn eine Anwendung auf Freiland- 
flächen erfolgen soll. Das Bundesamt für Verbraucherschutz 
und Lebensmittelsicherheit unterrichtet die zuständigen Be- 
hörden der Länder über die erteilte Genehmigung. Der Be- 
ginn der Versuchsdurchführung ist der zuständigen Behörde 
des jeweiligen Landes anzuzeigen. 

(2) Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 
mittelsicherheit erteilt die Genehmigung, soweit durch den 
Versuch oder das Versuchsprogramm keine schädlichen 
Auswirkungen auf die Gesundheit von Mensch und Tier 


oder sonstige nicht vertretbare Auswirkungen auf den Na- 
turhaushalt zu erwarten sind. Das Bundesamt für Verbrau- 
cherschutz und Lebensmittelsicherheit widerruft die Geneh- 
migung, wenn die Voraussetzungen für die Genehmigung 
nachträglich entfallen sind. Im Übrigen bleiben die §§48 
und 49 des Verwaltungsverfahrensgesetzes unberührt. 

(3) Eine Genehmigung nach Absatz t ist nicht erforder- 
lich für Versuche, die durch die zuständigen Behörden der 
Länder oder das Julius Kühn-Institut oder in deren Auftrag 
im Rahmen der ihnen durch dieses Gesetz oder der auf 
Grund dieses Gesetzes erlassenen Verordnungen übertrage- 
nen Aufgaben durchgeführt werden. 

(4) Versuche mit nicht zugelassenen Pflanzenschutzmit- 
teln, bei denen diese Pflanzenschutzmittel nicht auf Frei- 
landflächen angewandt werden, dürfen nur so durchgeführt 
werden, dass die Anwendung keine schädlichen Auswir- 
kungen auf die Gesundheit von Mensch und Tier oder auf 
das Grundwasser sowie keine sonstigen nicht vertretbaren 
Auswirkungen, insbesondere auf den Naturhaushalt, erwar- 
ten lässt. Die zuständige Behörde kann die Anwendung von 
Pflanzenschutzmitteln zu Versuchszwecken ganz oder teil- 
weise untersagen, wenn Tatsachen die Annahme rechtferti- 
gen, dass derjenige, der Pflanzenschutzmittel zu Versuchs- 
zwecken anwendet, die erforderliche Zuverlässigkeit oder 
die erforderlichen fachlichen Kenntnisse oder Fertigkeiten 
nicht besitzt. Wer Versuche mit nicht zugelassenen Pflan- 
zenschutzmitteln durchführen will, hat dies der zuständigen 
Behörde des jeweiligen Landes vor Aufnahme der Tätigkeit 
anzuzeigen. 

(5) Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Verbraucherschutz wird ermächtigt, im Einver- 
nehmen mit den Bundesministerien für Wirtschaft und 
Technologie, für Arbeit und Soziales und für Umwelt, Na- 
turschutz und Reaktorsicherheit durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates Näheres über das Geneh- 
migungsverfahren zur Anwendung von Pflanzenschutzmit- 
teln zu Versuchszwecken, insbesondere Art und Umfang der 
einzureichenden Angaben und Unterlagen, zu regeln. 

§21 

Erhebung von Daten über die Anwendung 
von Pflanzensehutzmitteln 

(1) Das Julius Kühn-Institut ist zuständig für die Erhe- 
bung von Daten in nicht personenbezogener Form über die 
Anwendung von Pflanzenschutzmitteln und erstellt Statisti- 
ken zur Erfüllung der Anforderungen von Anhang II der 
Verordnung (EG) Nr. 1185/2009 des Europäischen Parla- 
ments und des Rates vom 25. November 2009 über Statisti- 
ken zu Pestiziden (ABI. L 324 vom 10.12.2009, S. 1). Die 
zuständigen Behörden der Länder wirken bei den Erhebun- 
gen mit. Die nach Satz 1 erhobenen Daten dürfen nur zur 
Erfüllung der Verpflichtungen aus Artikel 3 Absatz 2 in 
Verbindung mit Anhang II der Verordnung (EG) Nr. 1185/ 
2009 sowie zur Überprüfung der Maßnahmen nach dem 
Aktionsplan im Sinne des § 4 verwendet werden. § 63 ist 
nicht anzuwenden. 

(2) Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Verbraucherschutz wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates Inhalt 
und Form der Erhebungen zu regeln. 
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(3) Das Julius Kühn-lnstitut macht die Auswertung der 
Erhebungen im Bundesanzeiger oder im elektronischen 
Bundesanzeiger bekannt. Es übermittelt die Ergebnisse ge- 
mäß Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1 1 85/2009 
an die zuständigen Dienststellen der Europäischen Kommis- 
sion. 

§22 

Weitergehende Länderbefugnisse 

(1) Befugnisse der Länder, 

1 . Vorschriften zu erlassen, über 

a) die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln in 
Schutzgebieten nach wasserrechtlichen oder natur- 
schutzrechtlichen Bestimmungen, insbesondere unter 
Berücksichtigung der Zielsetzung von Artikel 12 
Buchstabe b der Richtlinie 2009/128/EG, 

b) Einzelheiten der Anwendung von Pflanzenschutzmit- 
teln an oberirdischen Gewässern oder Küstengewäs- 
sem oder 

2. Vorschriften zu erlassen, um 

a) die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln unter 
Verwendung bestimmter Geräte oder Verfahren oder 

b) den Anbau bestimmter Pflanzenarten auf Grund- 
stücken, deren Böden mit bestimmten Pflanzen- 
schutzmitteln behandelt worden sind, sowie die Ver- 
wendung bestimmter dort gewonnener Pflanzen oder 
Pflanzenerzeugnisse 

zu verbieten, zu beschränken oder von einer Genehmi- 
gung oder Anzeige abhängig zu machen 

bleiben unberührt. 

(2) Die zuständige Behörde kann nach Maßgabe des Arti- 
kels 51 Absatz 1 und 2 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 
auf Antrag im Einzelfall die Anwendung eines zugelassenen 
Pflanzenschutzmittels in einem anderen als den mit der 
Zulassung festgesetzten Anwendungsgebieten genehmigen, 
wenn 

1 . die Anwendung vorgesehen ist 

a) an Pflanzen, die nur in geringfügigem Umfang ange- 
baut werden, oder 

b) gegen Schadorganismen, die nur in bestimmten Ge- 
bieten erhebliche Schäden verursachen, 

und 

2. die vorgesehene Anwendung derjenigen in einem mit 
der Zulassung festgesetzten Anwendungsgebiet ent- 
spricht. 

Die Genehmigung können außer dem Zulassungsinhaber 
beantragen 

1. derjenige, der Pflanzenschutzmittel zu gewerblichen 
Zwecken oder im Rahmen sonstiger wirtschaftlicher Un- 
ternehmungen in einem Betrieb der Landwirtschaft, des 
Gartenbaus oder der Forstwirtschaft anwendet, 

2. juristische Personen, deren Mitglieder Personen nach 
Nummer 1 sind. 


Eine Genehmigung darf nicht für die Behandlung von Saat- 
gut erteilt werden, es sei denn, das behandelte Saatgut soll 
ausschließlich im eigenen Betrieb verwendet werden. 

(3) Eine Genehmigung nach Absatz 2 zum Zwecke der 
Anwendung des Pflanzenschutzmittels an Pflanzen und 
Pflanzenerzeugnissen, aus denen Lebensmittel gewonnen 
werden körmen, darf nur erteilt werden, werm 

1 . für die bei bestimmungsgemäßer und sachgerechter An- 
wendung jeweils zu erwartenden Rückstände des Pflan- 
zenschutzmittels in oder auf Lebensmitteln pflanzlicher 
Herkunft ein Höchstgehalt nach der Verordnung (EG) 
Nr. 396/2005 des Europäischen Parlaments und des Ra- 
tes vom 23. Februar 2005 über Höchstgehalte an Pesti- 
zidrückständen in oder auf Lebens- und Futtermitteln 
pflanzlichen und tierischen Ursprungs und zur Änderung 
der Richtlinie 9 1/4 14/EWG des Rates (ABI. L 70 vom 
16.3.2005, S. 1) in der jeweils geltenden Fassung oder 
nach der Rückstands-Höchstmengenverordnung festge- 
setzt worden ist, und 

2. die aus diesen Pflanzen oder Pflanzenerzeugnissen ge- 
wonnenen Lebensmittel nur in geringfügigem Umfang 
zur täglichen Verzehrsmenge beitragen. 

(4) Vor Erteilung der Genehmigung ist dem Bundesamt 
für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit Gelegen- 
heit zur Stellungnahme zu geben. 

(5) Die Genehmigung ist mit 

1 . den erforderlichen Auflagen zum Schutz der Gesundheit 
von Mensch und Tier und zum Schutz vor sonstigen 
schädlichen Auswirkungen, insbesondere auf den Natur- 
haushalt, sowie 

2. dem Vorbehalt des Widerrufes 

zu verbinden. Die Genehmigung ist zu befristen. Dabei darf 
die Frist die Dauer der Zulassung des Pflanzenschutzmittels 
nicht überschreiten. Die Genehmigung ruht, werm das 
Ruhen der Zulassung des Pflanzenschutzmittels angeordnet 
worden ist. 

(6) Die zuständigen Behörden unterrichten das Bundes- 
amt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit zum 
Ende eines jeden Vierteljahres über die erteilten Genehmi- 
gungen und deren Anzahl und Inhalt durch Einstellen der 
Information in eine vom Bundesamt für Verbraucherschutz 
und Lebensmittelsicherheit für diesen Zweck zur Verfügung 
gestellte Datenbank. In entsprechender Weise unterrichten 
die zuständigen Behörden über die Rücknahme oder den 
Widerruf erteilter Genehmigungen. Die zuständigen Behör- 
den unterrichten das Bundesamt für Verbraucherschutz und 
Lebensmittelsicherheit unverzüglich über Anhaltspunkte 
auf Gefahren für die Gesundheit von Mensch und Tier so- 
wie für den Naturhaushalt. 

Abschnitt 5 

Abgabe, Rückgabe und Ausfuhr 
von Pflanzenschutzmitteln 

§23 

Abgabe von Pflanzenschutzmitteln 

(1) Pflanzenschutzmittel, die nur für die berufliche An- 
wendung zugelassen sind, dürfen nur abgegeben werden. 
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wenn der Erwerber über einen Sachkundenachweis im 
Sinne des § 9 Absatz 1 verfügt. Derjenige, der ein Pflanzen- 
schutzmittel abgibt, das nur für die Anwendung durch be- 
rufliche Anwender zugelassen ist, hat sich in geeigneter 
Weise den Sachkundenachweis des Erwerbers vorlegen zu 
lassen. 

(2) Pflanzenschutzmittel dürfen nicht durch Automaten 
oder durch andere Formen der Selbstbedienung in den Ver- 
kehr gebracht werden. Die Vorschriften über die Abgabe ge- 
fährlicher Stoffe oder Zubereitungen, die auf Grund des 
§17 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a und c des Chemika- 
liengesetzes erlassen worden sind, gelten für die Abgabe 
von Pflanzenschutzmitteln entsprechend. 

(3) Bei der Abgabe von Pflanzenschutzmitteln hat der 
Abgebende über die bestimmungsgemäße und sachgerechte 
Anwendung des Pflanzenschutzmittels, insbesondere über 
Verbote und Beschränkungen, zu unterrichten. 

(4) Bei der Abgabe von Pflanzenschutzmitteln an nicht- 
berufliche Anwender stellt der Abgebende darüber hinaus 
allgemeine Informationen über die Risiken der Anwendung 
von Pflanzenschutzmitteln für Mensch, Tier und Naturhaus- 
halt zur Verfügung. Die allgemeinen Informationen berück- 
sichtigen insbesondere den Anwenderschutz, die sachge- 
rechte Lagerung, Handhabung und Anwendung sowie die 
sichere Entsorgung nach den abfallrechtlichen Vorschriften 
und Möglichkeiten des Pflanzenschutzes mit geringem 
Risiko. Erfolgt die Abgabe im Wege des Versandhandels, 
sind die Informationen nach den Sätzen 1 und 2 und Ab- 
satz 3 bereits vor der Abgabe zu übermitteln oder zur Verfü- 
gung zu stellen. 

(5) Die zuständige Behörde soll die Abgabe von Pflan- 
zenschutzmitteln im Handel ganz oder teilweise für eine 
Dauer von bis zu fünf Jahren untersagen sowie den Sach- 
kundenachweis nach § 9 Absatz 3 entziehen, wenn der Ab- 
gebende wiederholt gegen die Vorschriften dieses Gesetzes, 
der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnun- 
gen oder der im Anwendungsbereich dieses Gesetzes erlas- 
senen unmittelbar geltenden Rechtsakte der Europäischen 
Gemeinschaft oder der Europäischen Union verstoßen hat. 

§24 

Anzeigepflicht bei der Abgabe 
von Pflanzenschutzmitteln 

(1) Wer Pflanzenschutzmittel zu gewerblichen Zwecken 
oder im Rahmen sonstiger wirtschaftlicher Unternehmun- 
gen in den Verkehr bringen oder zu gewerblichen Zwecken 
einfuhren oder innergemeinschaftlich verbringen will, hat 
dies der für den Betriebssitz und den Ort der Tätigkeit, im 
Falle der Einfuhr der für den Betriebssitz oder die Nieder- 
lassung des Verfügungsberechtigten zuständigen Behörde 
vor Aufnahme der Tätigkeit unter Angabe seines Namens, 
seiner Anschrift und seiner Telekommunikationsdaten anzu- 
zeigen. Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung die näheren Vorschriften über die An- 
zeige und das Anzeigeverfahren zu erlassen. Die Landesre- 
gierungen können diese Befugnis durch Rechtsverordnung 
auf oberste Landesbehörden übertragen. 

(2) Wer zu gewerblichen Zwecken oder im Rahmen sons- 
tiger wirtschaftlicher Unternehmungen das Inverkehrbrin- 
gen, das innergemeinschaftliche Verbringen oder die Ein- 


fuhr von Pflanzenschutzmitteln im oder ins Inland vennit- 
telt oder Hilfsleistungen für die Einfuhr oder das inner- 
gemeinschaftliche Verbringen von Pflanzenschutzmitteln 
anbietet, hat dies dem Bundesamt für Verbraucherschutz 
und Lebensmittelsicherheit vor Aufnahme der Tätigkeit un- 
ter Angabe seines Namens, seiner Anschrift und seiner Te- 
lekommunikationsdaten anzuzeigen. Das Bundesministe- 
rium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustim- 
mung des Bundesrates die näheren Vorschriften über die 
Anzeige und das Anzeigeverfahren zu erlassen. Das Bun- 
desamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit 
stellt die Liste der eingegangenen Anzeigen den nach Lan- 
desrecht zuständigen Behörden zur Erfüllung ihrer Aufga- 
ben nach § 60 zur Verfügung. 

§25 

Ausfuhr 

(1) Soweit nicht Regelungen in anderen Rechtsvorschrif- 
ten getroffen worden sind, dürfen Pflanzenschutzmittel zu 
gewerblichen Zwecken oder im Rahmen sonstiger wirt- 
schaftlicher Unternehmungen in andere als Mitgliedstaaten 
nur ausgeführt werden, wenn 

1. auf den Behältnissen und abgabefertigen Packungen in 
deutlich sichtbarer, leicht lesbarer Schrift unverwischbar 
die Bezeichnung des Pflanzenschutzmittels, die Wirk- 
stoffe nach Art und Menge und das Verfallsdatum bei 
Pflanzenschutzmitteln mit längstens zweijähriger Halt- 
barkeit angegeben sind und 

2. den Behältnissen und abgabefertigen Packungen eine 
Gebrauchsanleitung mit Angaben beigefügt ist über 

a) die bestimmungsgemäße und sachgerechte Anwen- 
dung, 

b) mögliche schädliche Auswirkungen auf die Gesund- 
heit von Mensch und Tier sowie auf den Naturhaus- 
halt, 

c) Vorsichtsmaßnahmen sowie Sofortmaßnahmen bei 
Unfällen, 

d) die sachgerechte Entsorgung oder Neutralisierung. 

Im Übrigen sind bei der Ausfuhr internationale Vereinba- 
rungen, insbesondere der Verhaltenskodex für das Inver- 
kehrbringen und die Anwendung von Pflanzenschutz- und 
Schädlingsbekämpfungsmitteln der Emährungs- und Land- 
wirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen, zu berück- 
sichtigen. 

(2) Verfügungsberechtigte und Besitzer von für die Aus- 
fuhr bestimmten Pflanzenschutzmitteln, die 

1 . nicht nach den Vorschriften der Verordnung (EG) 
Nr. 1107/2009 zugelassen sind oder 

2. nicht nach § 3 1 Absatz 2 gekermzeichnet sind, 

sind verpflichtet, diese von den für die Anwendung inner- 
halb des Geltungsbereiches dieses Gesetzes bestimmten 
Pflanzenschutzmitteln getrennt zu halten und entsprechend 
kenntlich zu machen. Satz 1 Nummer 2 gilt entsprechend 
für Kultursubstrate, für die die Kennzeichnung in einer 
Rechtsverordnung nach § 3 1 Absatz 6 Nummer 5 vorge- 
schrieben worden ist. 
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(3) Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Verbraucherschutz wird ermächtigt, soweit dies 

1. zur Durchführung von Rechtsakten der Europäischen 
Gemeinschaft oder der Europäischen Union oder 

2. zur Abwehr erheblicher, auf andere Weise nicht zu behe- 
bender Gefahren für die Gesundheit von Mensch oder 
Tier oder sonstiger Gefahren, insbesondere für den Na- 
turhaushalt, 

erforderlich ist, im Einvernehmen mit den Bundesministe- 
rien für Wirtschaft und Technologie, für Arbeit und Sozia- 
les, für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit und für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates die 
Ausfuhr bestimmter Pflanzenschutzmittel oder von Pflan- 
zenschutzmitteln mit bestimmten Stoffen in Staaten außer- 
halb der Europäischen Union zu verbieten oder zu beschrän- 
ken oder von einer Genehmigung oder Anzeige abhängig zu 
machen. 

§26 

Getrennte Lagerung 

Verfügungsberechtigte und Besitzer von Lebensmitteln, 
Futtermitteln, Saatgut, Pflanzgut oder Kultursubstrat, die 
für die Ausfuhr bestimmt sind und die mit Pflanzenschutz- 
mitteln behandelt worden sind, deren Inverkehrbringen 
nach § 29 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 genehmigt worden ist, 
sind verpflichtet, diese von den für das Inverkehrbringen im 
Inland bestimmten Lebensmitteln und Futtermitteln ge- 
trennt zu halten und entsprechend kenntlich zu machen. 

§27 

Rückgabe von Pflanzenschutzmitteln 

(1) Nach Beendigung der Zulassung eines Pflanzen- 
schutzmittels ist dessen Rückgabe an 

1 . den Zulassungsinhaber, 

2. den Einführer oder dessen Vertreter oder 

3. an einen von Personen nach den Nummern 1 oder 2 be- 
auftragten Dritten 

zulässig. Die Rückgabe gilt nicht als Inverkehrbringen. 

(2) Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 
mittelsicherheit soll die Rückgabe eines Pflanzenschutz- 
mittels anordnen, wenn es die Zulassung zurückgenommen, 
widerrufen oder nach Ablauf der Zulassung festgestellt hat, 
dass die Voraussetzungen für eine Rücknahme oder einen 
Widerruf Vorgelegen hätten. Der Zulassungsinhaber, der 
Einführer und dessen Vertreter sind im Falle des Satzes 1 
zur unverzüglichen Annahme zurückgegebener Pflanzen- 
schutzmittel verpflichtet. 

(3) Im Falle der Rücknahme oder eines Widerrufes nach 
§ 49 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 bis 5 des Verwaltungsver- 
fahrensgesetzes ist ferner die Rückgabe an einen Betrieb, 
der Pflanzenschutzmittel zu gewerblichen Zwecken in den 
Verkehr bringt, zulässig. Ordnet das Bundesamt für Ver- 
braucherschutz und Lebensmittelsicherheit in einem sol- 
chen Fall die Rückgabe an, so ist dieser Betrieb zur unver- 
züglichen Annahme zurückgegebener Pflanzenschutzmittel 
verpflichtet. 


(4) Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Verbraucherschutz wird ermächtigt, im Einver- 
nehmen mit den Bundesministerien für Wirtschaft und 
Technologie und für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi- 
cherheit durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates nähere Einzelheiten der Rückgabe und der Rück- 
nahme zu regeln und zu bestimmen, wer die Kosten für die 
Rückgabe oder die Rücknahme zu tragen hat. 

(5) Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 
mittelsicherheit teilt den zuständigen Behörden die Gründe 
für die Rücknahme, den Widerruf oder die Feststellung mit, 
dass die Voraussetzungen für eine Rücknahme oder einen 
Widerruf Vorgelegen hätten. 

Abschnitt 6 

Inverkehrbringen von Pflanzenschutz- 
mitteln, Zulassungsverfahren 

§28 

Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln 

(1) Unbeschadet des Artikels 28 der Verordnung (EG) 
Nr. 1107/2009 gilt ein Pflanzenschutzmittel auch als zuge- 
lassen, für das eine Genehmigung nach Artikel 52 der Ver- 
ordnung (EG) Nr. 1107/2009 erteilt worden ist. 

(2) Ein Pflanzenschutzmittel, das in keinem anderen Mit- 
gliedstaat der Europäischen Union oder keinem Vertrags- 
staat des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts- 
raum nach den Anforderungen der Richtlinie 91/414/EWG 
des Rates vom 15. Juli 1991 über das Inverkehrbringen von 
Pflanzenschutzmitteln (ABI. L 230 vom 19.8.1991, S. 1) 
oder nach Artikel 29 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 
zugelassen worden ist, gilt auch dann nicht als zugelassen, 
wenn es mit einem in Deutschland zugelassenen Pflanzen- 
schutzmittel übereinstimmt. 

(3) Eine Zulassung nach der Verordnung (EG) Nr. 1107/ 
2009 durch das Bundesamt für Verbraucherschutz und Le- 
bensmittelsicherheit ist nicht erforderlich 

1. für Pflanzenschutzmittel, die für die Ausführ in ein 
Drittland bestimmt sind oder sich als Nichtgemein- 
schaftsware unter zollamtlicher Überwachung befinden, 

2. für Pflanzenschutzmittel, die für das Verbringen in einen 
anderen Mitgliedstaat bestimmt sind, wenn das Pflan- 
zenschutzmittel in dem anderen Mitgliedstaat zugelassen 
ist oder dieser eine Genehmigung nach den Artikeln 52, 
53 oder 54 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 erteilt 
hat und der Verfügungsberechtigte oder Besitzer dies 
nachweist, 

3. für Mittel, die zur Bekämpfung pflanzlicher Mikroorga- 
nismen 

a) innerhalb geschlossener Räume oder Rohrsysteme in 
Betrieben und Anlagen, die einer bergbaurechtlichen, 
atomrechtlichen oder gesundheitsrechtlichen Auf- 
sicht unterliegen, oder 

b) in Anlagen des sanitären Bereiches 
bestimmt sind, 

4. für Stoffe und Gemische, die ausschließlich aus Grund- 
stoffen im Sinne des Artikels 23 der Verordnung (EG) 
Nr. 1107/2009 bestehen, 
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5. für Pflanzenschutzmittel, für die eine Versuchsgenehmi- 
gung nach § 20 erteilt wurde. 

(4) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 darf ein Pflanzen- 
schutzmittel, dessen Zulassung durch Zeitablauf oder Wi- 
derruf auf Antrag des Zulassungsinhabers beendet worden 
ist und das sich zum Zeitpunkt des Endes der Zulassung be- 
reits im freien Verkehr befunden hat, noch innerhalb eines 
Zeitraums von sechs Monaten, gerechnet ab dem Tag des 
Endes der Zulassung, weiter in Verkehr gebracht werden. 
Satz 1 gilt für Pflanzenschutzmittel, die auf Grund einer Ge- 
nehmigung nach Artikel 52 der Verordnung (EG) Nr. 1107/ 
2009 in Verkehr gebracht werden entsprechend. 

§29 

Inverkehrbringen in besonderen Fällen 

(1) Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 
mittelsicherheit kann das Inverkehrbringen, das inner- 
gemeinschaftliche Verbringen und die Anwendung nicht zu- 
gelassener Pflanzenschutzmittel genehmigen 

1. unter den Voraussetzungen des Artikels 53 der Verord- 
nung (EG) Nr. 1107/2009 oder 

2. zur Anwendung an Befallsgegenständen, die für die 
Ausfuhr bestimmt sind, sofern für diese im Bestim- 
mungsland abweichende Anforderungen gelten oder die 
Pflanzenschutzmittel im Bestimmungsland für diese An- 
wendung zugelassen sind, 

für eine bestimmte Menge und für einen bestimmten Zeit- 
raum, der im Fall der Nummer 1 einen Zeitraum von 
120 Tage nicht überschreiten darf. Dabei hat es die Anwen- 
dungsgebiete sowie die zum Schutz der Gesundheit von 
Mensch und Tier und die zum Schutz vor sonstigen schäd- 
lichen Auswirkungen, insbesondere auf den Naturhaushalt, 
erforderlichen Anwendungsbestimmungen, einschließlich 
solcher über die zur Anwendung berechtigten Personen, 
festzusetzen und die erforderlichen Auflagen zu erteilen. 
Die Genehmigung kann mit dem Vorbehalt des Widerrufes 
verbunden werden. Sie kann erneut erteilt werden. Im Falle 
des Satzes 1 Nummer 1 kann für ein zugelassenes Pflanzen- 
schutzmittel eine Genehmigung auch für ein nicht mit der 
Zulassung festgesetztes Anwendungsgebiet erteilt werden. 

(2) Die Landesregierungen können durch Rechtsverord- 
nung ergänzende Regelungen für die Anwendung eines 
Pflanzenschutzmittels, für das eine Genehmigung nach 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 erteilt worden ist, erlassen, um 
eine bestimmungsgemäße und sachgerechte Anwendung 
sicherzustellen. Die Landesregierungen können diese Be- 
fugnis durch Rechtsverordnung auf oberste Landesbehörden 
übertragen. 

(3) Im Falle des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 2 wird die 
Genehmigung im Benehmen mit dem Bundesinstitut für 
Risikobewertung, dem Julius Kühn-lnstitut und dem Um- 
weltbundesamt erteilt. 

§30 

Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln 
unter abweichender Bezeichnung 

(1) Ein Pflanzenschutzmittel, das in Deutschland zuge- 
lassen ist, darf auch von anderen als dem Zulassungsinhaber 
auf der Grundlage einer Vereinbarung mit diesem (Ver- 


triebserweiterung) unter einer abweichenden Bezeichnung 
in den Verkehr gebracht werden. Der Zulassungsinhaber hat 
den Abschluss und die Geltungsdauer oder das Ende der 
Vereinbarung unter Angabe des Namens, der Anschrift des 
Berechtigten und der abweichenden Bezeichnung, unter der 
das Pflanzenschutzmittel von dem Berechtigten in Verkehr 
gebracht werden soll, unverzüglich dem Bundesamt für Ver- 
braucherschutz und Lebensmittelsicherheit mitzuteilen. Das 
Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicher- 
heit vergibt für das auf Grund einer Vertriebserweiterung in 
den Verkehr gebrachte Pflanzenschutzmittel eine Vertriebs- 
nummer. 

(2) Im Falle des Absatzes 1 darf das Pflanzenschutzmittel 
nur in Verkehr gebracht werden, wenn es nach den Vor- 
schriften des § 31 Absatz 1 und 2 jeweils auch in Verbin- 
dung mit einer Rechtsverordnung nach § 3 1 Absatz 6 ge- 
kennzeichnet ist. 

(3) Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 
mittelsicherheit macht die Pflanzenschutzmittel, die auf 
Grund einer Vertriebserweiterung in den Verkehr gebracht 
werden, ihre Bezeichnung, den Namen des Berechtigten 
und den Namen und die Nummer des zugelassenen Pflan- 
zenschutzmittels sowie die Geltungsdauer oder das Ende 
der Vertriebserweiterung im Bundesanzeiger oder im elek- 
tronischen Bundesanzeiger bekannt. 

(4) Ein Pflanzenschutzmittel, das auf Grund einer Ver- 
triebserweiterung in Verkehr gebracht wird, darf noch in 
Verkehr gebracht werden, soweit das entsprechende zuge- 
lassene Pflanzenschutzmittel nach § 28 Absatz 3 noch in 
Verkehr gebracht werden darf. 

§31 

Kennzeichnung 

(1) Die Vorschriften der §§13 und 14 des Chemikalien- 
gesetzes über die Kennzeichnung sind 

1. auf das Inverkehrbringen oder innergemeinschaftliche 
Verbringen von Pflanzenschutzmitteln, die keine Stoffe 
oder Gemische im Sinne des § 3 Nummer 1 oder 4 des 
Chemikaliengesetzes sind, 

2. auf das Inverkehrbringen oder innergemeinschaftliche 
Verbringen von Pflanzenschutzmitteln auch durch Ver- 
trieb suntemehmer 

entsprechend anzuwenden. 

(2) Pflanzenschutzmittel dürfen nur in den Verkehr ge- 
bracht oder innergemeinschaftlich verbracht werden, wenn 
zusätzlich zu der Kennzeichnung nach den §§13 und 14 des 
Chemikaliengesetzes auf den Behältnissen und abgabefer- 
tigen Packungen in deutscher Sprache und in deutlich sicht- 
barer, leicht lesbarer Schrift unverwischbar die nach An- 
hang 1 der Verordnung (EU) Nr. 547/2011 der Kommission 
vom 8. Juni 2011 zur Durchführung der Verordnung (EG) 
Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates 
hinsichtlich der Kennzeichnungsanforderungen für die 
Pflanzenschutzmittel (ABI. L 155 vom 11.6.2011, S. 176) 
angegeben sind. Dabei sind die in Anhang 1 Nummer 1 
Buchstabe h, i, 1, m und u der Verordnung (EU) Nr. 547/ 
2011 vorgeschriebenen Angaben unter der Überschrift „Von 
der Zulassungsbehörde festgesetzte Anwendungsgebiete 
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und -bestimmungen“ deutlich getrennt von den übrigen An- 
gaben und Aufschriften aufzunehmen. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht hinsichtlich der Ein- 
fuhr oder des innergemeinschaftlichen Verbringens eines 
Pflanzenschutzmittels durch den Hersteller oder Vertriebs- 
Unternehmer. 

(4) Absatz 2 gilt nicht für Pflanzenschutzmittel, die für 
die Ausfuhr bestimmt sind oder sich im Falle der Einfuhr in 
einem Freihafen oder als Nichtgemeinschaftsware unter 
zollamtlicher Überwachung befinden. 

(5) Es ist verboten, Pflanzenschutzmittel herzustellen, in- 
nergemeinschaftlich zu verbringen oder in Verkehr zu brin- 
gen, die 

1 . hinsichtlich ihrer Identität oder Herkunft falsch gekenn- 
zeichnet sind, oder 

2. in anderer Weise mit irreführender Bezeichnung, An- 
gabe oder Aufmachung versehen sind. 

Eine Irreführung liegt insbesondere darm vor, wenn fälsch- 
lich der Eindruck erweckt wird, dass es sich um ein zuge- 
lassenes Pflanzenschutzmittel oder um ein Pflanzenschutz- 
mittel, für das eine Genehmigung zum Parallelhandel erteilt 
worden ist, handelt. 

(6) Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Verbraucherschutz wird ermächtigt, im Einver- 
nehmen mit den Bundesministerien für Arbeit und Soziales 
und für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates, soweit 
es zur Erfüllung der in § 1 genannten Zwecke erforderlich 
ist, 

1 . den Inhalt der Angaben nach Absatz 2 näher zu bestim- 
men, 

2. vorzuschreiben, dass zusätzlich zu den Angaben nach 
den Absätzen 1 und 2 auf Behältnissen und abgabefer- 
tigen Packungen bestimmte weitere Angaben anzubrin- 
gen sind und ihren Inhalt festzulegen, 

3 Art und Form der Kennzeichnung näher zu regeln, 

4. die Verwendung bestimmter Behältnisse, Packungen 
oder Verpackungsmaterialien vorzuschreiben sowie die 
Schließung der Behältnisse oder Packungen einschließ- 
lich der Verschlusssicherung zu regeln oder 

5. für das Inverkehrbringen von Kultursubstraten, die 
Pflanzenschutzmittel enthalten oder denen Pflanzen- 
schutzmittel anhaften, eine bestimmte Kennzeichnung 
vorzuschreiben. 

§32 

Inverkehrbringen von mit Pflanzensehntzmitteln 
behandeltem Saatgnt, Pflanzgut oder Kultursubstrat 

(1) Saatgut, Pflanzgut und Kultursubstrate, die Pflanzen- 
schutzmittel enthalten oder denen Pflanzenschutzmittel an- 
haften, dürfen nur innergemeinschaftlich verbracht oder in 
Verkehr gebracht werden, wenn die Pflanzenschutzmittel 

1 . in Deutschland für dieses Anwendungsgebiet zugelassen 
sind oder nach § 12 Absatz 5 noch angewendet werden 
dürfen oder 


2. in einem anderen Mitgliedstaat oder einem Vertragsstaat 
des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts- 
raum nach den Bestimmungen des Artikels 4 Absatz 1 
Buchstabe b bis e der Richtlinie 91/414/EWG oder nach 
den Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 
für dieses Anwendungsgebiet zugelassen sind. 

(2) Das in Absatz 1 genarmte Saatgut darf nur innerge- 
meinschaftlich verbracht oder in Verkehr gebracht werden, 
wenn es zusätzlich zu den saatgutrechtlichen Anforderun- 
gen nach Artikel 49 Absatz 4 der Verordnung (EG) 
Nr. 1107/2009 gekennzeichnet ist. Bestehen für das jewei- 
lige Saatgut besondere Anforderungen auf Grund einer nach 
Absatz 4 erlassenen Verordnung, darf es nur innergemein- 
schaftlich verbracht oder in Verkehr gebracht werden, wenn 
diese Anforderungen erfüllt sind. 

(3) Ruht die Zulassung für ein in Deutschland zugelasse- 
nes Pflanzenschutzmittel oder wird eine Zulassung widerru- 
fen, weil die Voraussetzungen für die Zulassung nicht mehr 
erfüllt sind, darf auch Saatgut, Pflanzgut oder Kultursub- 
strat, das mit diesem Pflanzenschutzmittel oder einem 
Pflanzenschutzmittel, das den gleichen Wirkstoff enthält, 
behandelt worden ist, nicht in Verkehr gebracht werden. 
Dies gilt nicht, wenn der Widerruf der Zulassung auf Antrag 
des Zulassungsinhabers erfolgt. 

(4) Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Verbraucherschutz wird ermächtigt, soweit es 
zum Schutz der Gesundheit von Mensch und Tier oder zum 
Schutz vor erheblichen Gefahren insbesondere für den 
Naturhaushalt erforderlich ist, durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates das Inverkehrbringen oder die 
Einfuhr von Saatgut, Pflanzgut oder Kultursubstrat, das mit 
einem Pflanzenschutzmittel behandelt wurde oder dem ein 
Pflanzenschutzmittel anhaftet, zu verbieten, zu beschränken 
oder von einer Genehmigung oder Anzeige abhängig zu 
machen, sofern die Europäische Kommission nicht zuvor 
nach Artikel 49 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1107/ 
2009 eine Regelung getroffen hat. 

§33 

Zuständigkeit für die Zulassung 
von Pflanzensehntzmitteln 

(1) Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 
mittelsicherheit ist zuständig für 

1 . die Zulassung eines Pflanzenschutzmittels nach 
Artikel 29 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009, 

2. die vorläufige Zulassung eines Pflanzenschutzmittels 
nach Artikel 30 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009, 

3. die gegenseitige Anerkennung der Zulassung eines 
Pflanzenschutzmittels nach Artikel 40 der Verordnung 
(EG) Nr. 1107/2009, 

4. die Erneuerung der Zulassung eines Pflanzenschutzmit- 
tels nach Artikel 43 der Verordnung (EG) Nr. 1107/ 
2009, 

5. die Aufhebung oder Änderung der Zulassung eines 
Pflanzenschutzmittels nach Artikel 44 der Verordnung 
(EG) Nr. 1107/2009, 
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6. die Aufhebung oder Änderung der Zulassung eines 
Pflanzenschutzmittels nach Artikel 45 der Verordnung 
(EG) Nr. 1107/2009, 

7. die Zulassung von Pflanzenschutzmitteln mit geringem 
Risiko nach Artikel 47 der Verordnung (EG) Nr. 1107/ 
2009, 

8. die Zulassung eines Pflanzenschutzmittels, das einen 
gentechnisch veränderten Organismus enthält, nach 
Artikel 48 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 und 

9. die Erweiterung einer Zulassung eines Pflanzenschutz- 
mittels nach Artikel 51 der Verordnung (EG) Nr. 1107/ 
2009. 

Gibt das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 
mittelsicherheit einem Antrag nach Artikel 5 1 der Verord- 
nung (EG) Nr. 1107/2009 statt, wird die Zulassung des be- 
troffenen Pflanzenschutzmittels erweitert. 

(2) Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 
mittelsicherheit ist zuständig für die Zusammenarbeit mit 
den für die Zulassung zuständigen Behörden anderer Mit- 
gliedstaaten sowie für die Übemiittlung von Informationen 
an diese, soweit eine entsprechende Informationspflicht in 
der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 vorgesehen ist, die Be- 
teiligung an Prüfungen von Zulassungsanträgen durch an- 
dere Mitgliedstaaten sowie die Abgabe von Stellungnahmen 
nach den Artikeln 35 und 36 der Verordnung (EG) Nr. 1107/ 
2009. 

(3) Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 
mittelsicherheit ist im Rahmen seiner Zuständigkeiten nach 
Absatz 1 ferner zuständig für 

1. die Erarbeitung eines Vorschlages zur Aufnahme eines 
Beistoffes in den Anhang 111 der Verordnung (EG) 
Nr. 1107/2009 nach Artikel 27 der Verordnung (EG) 
Nr. 1107/2009, 

2. die Befreiung des Zweitantragstellers zur Vorlage der 
Studien nach Artikel 34 der Verordnung (EG) Nr. 1107/ 
2009, 

3. eine vergleichende Bewertung nach Artikel 50 der Ver- 
ordnung (EG) Nr. 1107/2009, wenn das Pflanzenschutz- 
mittel einen Wirkstoff enthält, der als Substitutions- 
kandidat in der Wirkstoffprüfung genehmigt wurde, 

4. die Gewährung von Datenschutz nach Artikel 59 der 
Verordnung (EG) Nr. 1107/2009, 

5. die Erstellung einer Liste nach Artikel 51 Absatz 8 und 
die Listen nach Artikel 60 der Verordnung (EG) 
Nr. 1107/2009, 

6. die Prüfung, ob Angaben nach Artikel 61 der Verord- 
nung (EG) Nr. 1107/2009 mitgeteilt werden können. 

(4) Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 
mittelsicherheit veröffentlicht eine beschreibende Liste der 
zugelassenen Pflanzenschutzmittel mit Angaben über die 
für die Anwendung der Pflanzenschutzmittel wichtigen 
Merkmale und Eigenschaften, insbesondere die Eignung der 
Pflanzenschutzmittel für bestimmte Anwendungsgebiete, 
Boden- und Klimaverhältnisse und die Anwendung im 
Haus- und Kleingartenbereich, sowie den Zeitpunkt, an dem 
die Zulassung der Pflanzenschutzmittel endet. Das Bundes- 
amt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit 


macht die Rücknahme, den Widerruf, die Rechtsgrundlage 
des jeweiligen Widerrufes oder das Ruhen der Zulassung 
sowie eine Anordnung nach § 27 Absatz 2 im Bundesanzei- 
ger oder im elektronischen Bundesanzeiger bekaimt. 

§34 

Beteiligungen 

(1) Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 
mittelsicherheit entscheidet über die Zulassung in den Fäl- 
len des § 33 Absatz 1 Nummer 1, 2, 3, 4, 7 und 8 sowie im 
Fall des § 33 Absatz 1 Nummer 6, sofern es sich um eine 
Ergänzung der bestehenden Zulassung handelt, 

1 . im Benehmen mit dem Bundesinstitut für Risikobewer- 
tung hinsichtlich der Gesundheit von Mensch und Tier, 
der Vermeidung gesundheitlicher Schäden durch Belas- 
tung des Bodens sowie hinsichtlich der Analysemetho- 
den für Rückstände gemäß Artikel 29 Absatz 1 Buch- 
stabe g der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009, 

2. im Benehmen mit dem Julius Kühn-lnstitut hinsichtlich 
der Wirksamkeit, unvertretbarer Auswirkungen auf die 
zu schützenden Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und 
Honigbienen sowie hinsichtlich vermeidbarer Leiden 
und Schmerzen bei Wirbeltieren, zu deren Bekämpfung 
das Pflanzenschutzmittel vorgesehen ist, und 

3. im Einvernehmen mit dem Umweltbundesamt hinsicht- 
lich der Vermeidung von Schäden durch Belastung des 
Naturhaushaltes sowie durch Abfälle des Pflanzen- 
schutzmittels. 

Ist nach den Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 1107/ 
2009 ein Zulassungsbericht zu erstellen, erstellt das Bun- 
desamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit 
den Zulassungsbericht auf der Grundlage der Bewertungs- 
berichte des Bundesinstitutes für Risikobewertung, des Ju- 
lius Kühn-lnstitutes und des Umweltbundesamtes. 

(2) Ist Deutschland in den Fällen des § 33 Absatz 1 Num- 
mern 1, 2, 4, 7 und 8 sowie im Fall des § 33 Absatz 1 
Nummer 6, sofern es sich um eine Ergänzung der bestehen- 
den Zulassung handelt, nicht prüfender Mitgliedstaat und 
erhält die Möglichkeit zur Stellungnahme durch den prü- 
fenden Mitgliedstaat, gibt das Bundesamt für Verbraucher- 
schutz und Lebensmittelsicherheit dem Bundesinstitut für 
Risikobewertung, dem Julius Kühn-lnstitut und dem 
Umweltbundesamt im Rahmen ihrer Zuständigkeit nach 
Absatz 1 die Möglichkeit zur Stellungnahme und erstellt auf 
deren Grundlage eine Stellungnahme zu dem Entwurf des 
Zulassungsberichtes des prüfenden Mitgliedstaates. 

(3) Im Falle des § 33 Absatz 1 Nummer 9 fordert das 
Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicher- 
heit folgende Bewertungen an: 

1. eine Bewertung des Julius Kühn-lnstitutes hinsichtlich 
des geringfügigen Umfanges und öffentlichen Interes- 
ses, 

2. eine Bewertung des Bundesinstitutes für Risikobewer- 
tung hinsichtlich der Gesundheit von Anwendern, 
Arbeitnehmern und anwesenden Personen, soweit durch 
das beantragte Anwendungsgebiet erforderlich und hin- 
sichtlich der Rückstandhöchstgehalte, wenn diese 

a) nach der Verordnung (EG) Nr. 396/2005 oder 
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b) nach der Rückstandshöchstmengenverordnung vom 

1. September 1994 (BGBl. 1 S. 2229) in der jeweils 
geltenden Fassung 

angehoben werden müssen. Bei der Absenkung eines Rück- 
standhöchstgehaltes kann eine Stellungnahme des Bundes- 
institutes für Risikobewertung eingeholt werden. 

(4) Im Fall des § 33 Absatz 3 Nummer 1 entscheidet das 
Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicher- 
heit auf der Grundlage der Bewertungsberichte des Bundes- 
institutes für Risikobewertung, des Julius Kühn-lnstitutes 
und des Umweltbundesamtes. Im Fall des § 33 Absatz 3 
Nummer 3 kann das Bundesamt für Verbraucherschutz und 
Lebensmittelsicherheit im Rahmen des Bewertungsberich- 
tes nach § 33 Absatz 1 eine Stellungnahme des Bundesinsti- 
tutes für Risikobewerfung, des Julius Kühn-lnstitutes und 
des Umweltbundesamtes einholen. 

(5) Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 
mittelsicherheit kann für die Abgabe der Bewertungen oder 
Stellungnahmen eine Frist setzen, wenn dies erforderlich ist, 
um eine durch die Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 vorge- 
gebene Frist einzuhalten. 

§35 

Grundlagen für die Verfahren zur Zulassung 
eines Pflanzenschntzmittels 

(1) Bei der Prüfung eines Antrages, auch im Verfahren 
der gegenseitigen Anerkennung, auf Zulassung, Erweite- 
rung oder sonstige Änderung der Zulassung eines Pflanzen- 
schutzmittels, dessen Wirkstoff nach Artikel 4 der Ver- 
ordnung (EG) Nr. 1107/2009 genehmigt worden ist, sind die 
aus dem Genehmigungsverfahren abgeleiteten Erkenntnisse 
über die Eigenschaften des Wirkstoffes zu Grunde zu legen. 

(2) Bei der Prüfung eines Antrages auf Zulassung eines 
Pflanzenschutzmittels nach den Artikeln 29 oder 30 der 
Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 sind die von der Europä- 
ischen Kommission nach Artikel 77 der Verordnung (EG) 
Nr. 1107/2009 entwickelten Leitlinien zu beachten. 

§36 

Ergänzende Bestimmungen für den Inhalt 
der Zulassung 

(1) ln der Zulassung kann das Bundesamt für Verbrau- 
cherschutz und Lebensmittelsicherheit ergänzend zu den in 
Artikel 31 Absatz 2 und 3 der Verordnung (EG) Nr. 1107/ 
2009 vorgeschriebenen Bestimmungen insbesondere An- 
wendungsbestimmungen zum Schutz der Gesundheit von 
Mensch und Tier und zum Schutz vor sonstigen schädlichen 
Auswirkungen, insbesondere auf den Naturhaushalt, ein- 
schließlich solcher über 

1. den bei sachgerechter und bestimmungsgemäßer An- 
wendung zum Schutz von Gewässern erforderlichen Ab- 
stand und Maßnahmen bei der Anwendung, 

2. die zur Anwendung berechtigten Personen und 

3. spezifische Risikominderungsmaßnahmen in bestimm- 
ten Gebieten 

festlegen. 

ln der Zulassung kann das Bundesamt für Verbraucher- 
schutz und Lebensmittelsicherheit außerdem 


1 . die Art der Verpackung festlegen, 

2. die Eignung des Pflanzenschutzmittels für nichtberuf- 
liche Anwender unter Berücksichtigung insbesondere 
der Eigenschaften der Wirkstoffe, der Dosierfähigkeit, 
der Anwendungsform und der Verpackungsgröße oder 

3. die Eignung des Pflanzenschutzmittels zur Anwendung 
auf Flächen im Sinne des § 12 Absatz 3 Satz 2 
Nummer 2 und § 17 Absatz 1, 

festlegen. 

(2) Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 
mittelsicherheit kann auf Antrag festlegen, dass ein für be- 
rufliche Anwender zugelassenes Pflanzenschutzmittel auf 
Grund seiner Eigenschaften auch im Haus- und Klein- 
gartenbereich angewendet werden darf, soweit sich das für 
berufliche Anwender zugelassene Pflanzenschutzmittel nur 
durch Packungsgröße oder Darreichungsform von einem für 
nicht-berufliche Anwender zugelassenen Pflanzenschutz- 
mittel unterscheidet. 

(3) Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 
mittelsicherheit verbindet die Zulassung mit den Nebenbe- 
stimmungen, insbesondere Auflagen, die 

1. für die bestimmungsgemäße und sachgerechte Anwen- 
dung sowie 

2. zum Schutz der Gesundheit von Mensch und Tier und 
zum Schutz vor sonstigen erheblichen schädlichen Aus- 
wirkungen, insbesondere für den Naturhaushalt, 

erforderlich sind, soweit Regelungen nach Absatz 1 nicht 
getroffen werden. Ferner verbindet das Bundesamt für Ver- 
braucherschutz und Lebensmittelsicherheit die Zulassung 
mit dem Vorbehalt der nachträglichen Aufnahme, Änderung 
oder Ergänzung von Anwendungsbestimmungen oder Auf- 
lagen. Unbeschadet des § 3 1 hat der Zulassungsinhaber die 
nachträgliche Aufnahme, Änderung oder Ergänzungen von 
Anwendungsbestimmungen oder Auflagen sowie sonstige 
Änderungen in der Gebrauchsanleitung unverzüglich in ge- 
eigneter Weise bekannt zu machen. Geeignet ist auch eine 
Veröffentlichung auf einer Intemetseite des Zulassungs- 
inhabers. 

(4) Rechtsbehelfe gegen die Anordnung von Anwen- 
dungsbestimmungen oder Auflagen haben keine aufschie- 
bende Wirkung. 

(5) Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 
mittelsicherheit kann, soweit dies für den in § 1 Nummer 3 
aufgeführten Schutzzweck erforderlich ist, durch Auflagen 
anordnen, dass während der Dauer der Zulassung bestimmte 
Kenntnisse bei der Anwendung des Pflanzenschutzmittels 
gewonnen, gesammelt und ausgewertet und ihm die Ergeb- 
nisse innerhalb einer bestimmten Frist mitgeteilt werden. 
Auf Verlangen sind ihm die entsprechenden Unterlagen und 
Proben vorzulegen. Werden die Ergebnisse oder die entspre- 
chenden Unterlagen und Proben nicht innerhalb der be- 
stimmten Frist mitgeteilt, kann das Bundesamt für Verbrau- 
cherschutz und Lebensmittelsicherheit das Ruhen der Zulas- 
sung anordnen. 

(6) Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Verbraucherschutz wird enuächtigt, im Einver- 
nehmen mit dem Bundesministerium für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit auf Vorschlag der zuständigen 
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Behörde eines Landes ohne Zustimmung des Bundesrates 
durch Rechtsverordnung für 

1 . ein bestimmtes Gebiet dieses Landes und 

2. bestimmte Pflanzenschutzmittel 

von den mit der jeweiligen Zulassung festgesetzten Aufla- 
gen und Anwendungsbestimmungen abweichende Anforde- 
rungen hinsichtlich der Anwendung festzulegen, wenn 
durch geeignete Risikominderungsmaßnahmen und Über- 
wachungsmaßnahmen sichergestellt wird, dass bei bestim- 
mungsgemäßer und sachgerechter Anwendung des jeweili- 
gen Pflanzenschutzmittels keine schädlichen Auswirkungen 
auf die Gesundheit von Mensch und Tier und auf das 
Grundwasser und keine sonstigen nicht vertretbaren Aus- 
wirkungen, insbesondere auf den Naturhaushalt, entstehen. 
Die zuständigen Behörden unterrichten das Bundesamt für 
Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit einmal jähr- 
lich über die in dem abgegrenzten Gebiet getroffenen Über- 
wachungsmaßnahmen. 

(7) Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Verbraucherschutz kann die Ermächtigung nach 
Absatz 6 Satz 1 im Einvernehmen mit dem Bundesministe- 
rium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit durch 
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates auf 
das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsi- 
cherheit übertragen. Rechtsverordnungen des Bundesamtes 
für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit 

1 . bedürfen nicht der Zustimmung des Bundesrates und des 
Einvernehmens des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit und 

2. ergehen im Einvernehmen mit dem Umweltbundesamt; 
es gilt als erteilt, wenn es nicht binnen 20 Tagen nach 
Eingang des Einvemehmensersuchens des Bundesamtes 
für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit ver- 
weigert wird. 

(8) Für die Entscheidungen nach den Absätzen 1, 2 und 4 
ist § 34 Absatz 1 entsprechend anzuwenden. 

§37 

Neue Erkenntnisse 

(1) Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 
mittelsicherheit ist zuständig für die Prüfung der Meldungen 
nach Artikel 56 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009. 

(2) Der Meldung nach Artikel 56 der Verordnung (EG) 
Nr. 1107/2009 sind Unterlagen und Proben beizufügen aus 
denen sich die neuen Erkermtnisse ergeben. 

§38 

Verlängerung der Zulassung 

Ist über einen Antrag auf erneute Zulassung nach 
Artikel 43 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 aus Grün- 
den, die der Zulas sungs Inhaber nicht zu vertreten hat, nicht 
entschieden worden, bevor die Zulassung endet, verlängert 
das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittel- 
sicherheit die Zulassung von Amts wegen bis zu dem Zeit- 
punkt, an dem die Entscheidung über die erneute Zulassung 
getroffen wird. 


§39 

Widerruf, Rücknahme, Ruhen der Zulassung 

(1) Eine Zulassung ist zu widerrufen, wenn 

1 . die Voraussetzungen des Artikels 44 Absatz 3 Buch- 
stabe a, c oder e der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 
vorliegen oder 

2. der Zulassungsinhaber wiederholt gegen seine Pflichten 
aus Artikel 56 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 ver- 
stoßen hat. 

(2) Eine Zulassung kann unbeschadet des § 49 des Ver- 
waltungsverfahrensgesetzes widerrufen werden, wenn 

1 . die Voraussetzungen des Artikels 44 Absatz 1 oder Ab- 
satz 3 Buchstabe d der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 
vorliegen, 

2. der Zulassungsinhaber einen Antrag nach Artikel 45 
Absatz 1 gestellt hat oder 

3. wiederholt die Zusammensetzung des in Verkehr ge- 
brachten Pflanzenschutzmittels wesentlich von der Zu- 
sammensetzung des zugelassenen Pflanzenschutzmittels 
abweicht. 

(3) Zulassungen sind zurückzunehmen, wenn der Antrag- 
steller die Zulassung 

1. durch arglistige Täuschung, Drohung oder Bestechung 
oder 

2. unter den Voraussetzungen des Artikels 44 Absatz 3 
Buchstabe b der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 

erwirkt hat. Im Übrigen bleibt § 48 des Verwaltungsverfah- 
rensgesetzes unberührt. 

(4) Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 
mittelsicherheit kann, auch in den Fällen der Absätze 2 
und 3, an Stelle der Rücknahme oder des Widerrufes bis zur 
Beseitigung der Rücknahme- oder Widerrufsgründe das 
Ruhen der Zulassung für einen bestimmten Zeitraum anord- 
nen. 

(5) ln den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1 und des Ab- 
satzes 2 Nummer 1 gilt § 49 Absatz 6 des Verwaltungsver- 
fahrensgesetzes entsprechend. 

§40 

Ergänzende Regeln zu Zulassungs- 
und Genehmigungsverfahren 

(1) Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Verbraucherschutz wird ermächtigt, im Einver- 
nehmen mit den Bundesministerien für Wirtschaft und 
Technologie, für Arbeit und Soziales und für Umwelt, Na- 
turschutz und Reaktorsicherheit durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates 

1 . zur Erfüllung der in § 1 genannten Zwecke nähere Ein- 
zelheiten zur Festlegung von Anwendungsbestimmun- 
gen nach § 36 sowie deren Ausgestaltung und deren Be- 
rücksichtigung bei der Zulassung von Pflanzenschutz- 
mitteln, 

2. das Verfahren der Zulassung von Pflanzenschutzmitteln 
einschließlich der Ausstellung von Bescheinigungen 
über die Zulassung für die Ausfuhr, 
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3. das Verfahren der Genehmigung von Zusatzstoffen und 
der Anmeldung von Pflanzenstärkungsmitteln sowie, 

4. soweit es zur Erfüllung der in § 1 genannten Zwecke er- 
forderlich ist, die Voraussetzungen und das Verfahren 
der Anerkennung von Einrichtungen, die die Wirksam- 
keit von Pflanzenschutzmitteln zur Erstellung der Anga- 
ben und Unterlagen für die Zulassung von Pflanzen- 
schutzmitteln untersuchen, 

zu regeln. 

(2) Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Verbraucherschutz wird ermächtigt, soweit es zur 
Erfüllung der in § 1 genarmten Zwecke erforderlich ist, im 
Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen 
durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates 
vorzuschreiben, dass Pflanzenschutzmittel aus anderen 
Staaten nur über bestimmte Zollstellen in Verkehr gebracht 
oder ausgeführt werden dürfen. 

Abschnitt 7 

Inverkehrbringen von anderen Stoffen, 
Zulassungs- und Genehmigungsverfahren 

§41 

Zuständigkeit für die Prüfung von Wirkstoffen, 
Safenern und Synergisten 

(1) Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 
mittelsicherheit ist zuständig für 

1. die Mitwirkung an der Genehmigung eines Wirkstoffes 
nach Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009, 

2. die Mitwirkung an der Erneuerung der Genehmigung 
nach Artikel 14 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009, 

3. die Beantragung der anlassbezogenen Überprüfung der 
Genehmigung nach Artikel 21 Absatz 1 Satz 2 der Ver- 
ordnung (EG) Nr. 1107/2009, 

4. die Mitwirkung an der Genehmigung eines Safeners 
oder Synergisten nach Artikel 25 der Verordnung (EG) 
Nr. 1107/2009 und 

5. die Bewertung der Äquivalenz nach Artikel 38 der Ver- 
ordnung (EG) Nr. 1107/2009 sowie die Mitwirkung an 
dem betreffenden Verfahren 

soweit die Bundesrepublik Deutschland als Mitgliedstaat 
zur Mitwirkung an den unionsrechtlichen Verfahren berufen 
ist. 

(2) Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 
mittelsicherheit ist ferner zuständig für die Zusammenarbeit 
mit den für die Wirkstoffprüfung zuständigen Behörden an- 
derer Mitgliedstaaten, der Europäischen Kommission und 
der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit sowie 
für die Übermittlung von Informationen, Kommentierungen 
und die Übermittlung der Bewertungsberichte an diese, 
soweit eine entsprechende Mitwirkungspflicht oder Mitwir- 
kungsmöglichkeit in der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 
vorgesehen ist. Sofern für die Bundesrepublik Deutschland 
ein Antrag auf Genehmigung eines Grundstoffes nach 
Artikel 23 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 
gestellt werden soll, ist hierfür das Bundesamt für Verbrau- 
cherschutz und Lebensmittelsicherheit unter vorheriger 
Beteiligung des Bundesinstitutes für Risikobewertung, des 


Julius Kühn-lnstitutes und des Umweltbundesamtes zu- 
ständig. 

(3) Ist die Bundesrepublik Deutschland bei einem in 
Absatz 1 Nummer 1, 2 oder 4 bezeichneten Verfahren be- 
richterstattender Mitgliedstaat, erstellt das Bundesamt für 
Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit den nationa- 
len Bewertungsbericht auf der Grundlage der Bewertungen 

1. des Bundesinstitutes für Risikobewertung hinsichtlich 
der Gesundheit von Mensch und Tier, der Vermeidung 
gesundheitlicher Schäden durch Belastung des Bodens 
sowie hinsichtlich der Analysemethoden für Rückstände 
gemäß Artikel 29 Absatz 1 Buchstabe g der Verordnung 
(EG) Nr. 1107/2009, 

2. des Julius Kühn-lnstitutes im Hinblick auf die Wirksam- 
keit sowie nicht zu vertretender Auswirkungen auf 
Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und die Honigbiene und 

3. des Umweltbundesamtes im Hinblick auf die Vermei- 
dung von Schäden durch die Belastung des Naturhaus- 
halts sowie durch Abfälle. 

Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsi- 
cherheit karm für die Abgabe der Bewertungen oder Stel- 
lungnahmen eine Frist setzen, werm dies erforderlich ist, um 
eine durch die Verordnung (EG) Nr. 1107/2009, durch die 
Europäische Kommission oder die Europäische Behörde für 
Lebensmittelsicherheit vorgegebene Frist einzuhalten. 

(4) Ist die Bundesrepublik Deutschland in einem in Ab- 
satz 1 Nummer 1 , 2 oder 4 bezeichneten Verfahren nicht be- 
richterstattender Mitgliedstaat und erhält die Möglichkeit 
zur Stellungnahme, gibt das Bundesamt für Verbraucher- 
schutz und Lebensmittelsicherheit dem Bundesinstitut für 
Risikobewertung, dem Julius Kühn-lnstitut und dem Um- 
weltbundesamt im Rahmen ihrer Zuständigkeit nach 
Absatz 3 die Möglichkeit zur Stellungnahme und erstellt auf 
der Grundlage dieser Stellungnahmen eine Stellungnahme 
zu dem Entwurf des Bewertungsberichtes des prüfenden 
Mitgliedstaates und weitergehender Unterlagen im EU-Ver- 
fahren. Die Stellungnahmen nach Satz 1 sind innerhalb 
einer vom Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 
mittelsicherheit gesetzten Frist abzugeben. 

(5) Im Falle einer Bewertung nach Absatz 1 Nummer 5 
erstellt das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 
mittelsicherheit den Äquivalenzbericht nach Artikel 38 der 
Verordnung (EG) Nr. 1107/2009. Das Bundesamt für Ver- 
braucherschutz und Lebensmittelsicherheit kann eine Stel- 
lungnahme der in Absatz 2 genannten Behörden anfordern. 
Die Stellungnahmen nach Satz 2 haben innerhalb der vom 
Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicher- 
heit gesetzten Frist zu erfolgen. 

(6) Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 
mittelsicherheit entscheidet im Rahmen seiner Zuständig- 
keiten nach Absatz 1 über die Gewährung von Datenschutz 
nach Artikel 59 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009. 

§42 

Zusatzstoffe 

(1) Zusatzstoffe im Sinne des Artikels 2 Absatz 3 Buch- 
stabe d der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 dürfen in der 
Formulierung, in der die Abgabe an den Anwender vorgese- 
hen ist, nur in den Verkehr gebracht werden, wenn sie auf 
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Antrag durch das Bundesamt für Verbraucherschutz und Le- 
bensmittelsicherheit genehmigt worden und nach § 43 ge- 
kennzeichnet sind. 

(2) Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 
mittelsicherheit genehmigt einen Zusatzstoff, weim der Zu- 
satzstoff bei bestimmungsgemäßer und sachgerechter An- 
wendung oder als Folge einer solchen Anwendung keine 
schädlichen Auswirkungen, insbesondere auf die Gesund- 
heit von Mensch und Tier, das Grundwasser und den Natur- 
haushalt hat. Die Genehmigung erfolgt für einen Zeitraum 
von zehn Jahren. 

(3) Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 
mittelsicherheit entscheidet innerhalb von vier Monaten 
nach Eingang des Antrages über die Genehmigung. Es trifft 
die Entscheidung hinsichtlich 

1 . möglicher schädlicher Auswirkungen auf die Gesundheit 
von Mensch und Tier im Benehmen mit dem Bundesins- 
titut für Risikobewertung, 

2. möglicher schädlicher Auswirkungen auf den Natur- 
haushalt im Einvernehmen mit dem Umweltbundesamt, 

3. anderer schädlicher Auswirkungen im Sinne des Absat- 
zes 2 im Benehmen mit dem Julius Kühn-lnstitut. 

Die in Satz 1 Nummer 1 bis 3 genarmten Behörden verbin- 
den ihre Entscheidung mit einer schriftlichen Bewertung, 
die dem Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 
mittelsicherheit vorzulegen ist. Verlangt das Bundesamt für 
Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit vom Antrag- 
steller Unterlagen und Proben zur Überprüfung der Voraus- 
setzungen im Sinne des Absatzes 2 entscheidet es innerhalb 
von vier Monaten nach Eingang der Unterlagen oder Pro- 
ben. 

(4) Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 
mittelsicherheit macht die Genehmigung von Zusatzstoffen 
und den Widerruf von Genehmigungen im Bundesanzeiger 
oder im elektronischen Bundesanzeiger bekannt. 

(5) Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Verbraucherschutz wird ermächtigt, im Einver- 
nehmen mit den Bundesministerien für Wirtschaft und 
Technologie, für Arbeit und Soziales und für Umwelt, Na- 
turschutz und Reaktorsicherheit durch Rechtsverordnung 
ohne Zustimmung des Bundesrates nähere Einzelheiten des 
Verfahrens der Genehmigung der Zusatzstoffe, insbeson- 
dere Inhalt und Form des Antrages und die mit dem Antrag 
einzureichenden Unterlagen zu regeln. 

§43 

Kennzeichnung von Zusatzstoffen 

Ein Zusatzstoff darf nur in Verkehr gebracht werden, 
wenn er auf den Behältnissen oder abgabefertigen Packun- 
gen oder Packungsbeilagen in deutscher Sprache mit der 
Angabe „Zusatzstoff nach § 42 des Pflanzenschutzgesetzes“ 
gekennzeichnet und in der Gebrauchsanleitung folgende 
Angaben gemacht werden: 

1 . die Bezeichnung des Zusatzstoffes, 

2. Name und Anschrift desjenigen, der den Zusatzstoff zur 
Abgabe an den Anwender verpackt und kennzeichnet. 


3 . den Zusatzstoff nach Art und Menge und 

4. das Verfallsdatum. 

§44 

Überprüfung genehmigter Zusatzstoffe 

(1) Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 
mittelsicherheit kann genehmigte Zusatzstoffe daraufhin 
überprüfen, ob sie den Anforderungen nach § 42 Absatz 2 
weiterhin entsprechen. 

(2) Ergibt eine nachträgliche Prüfung, dass ein geneh- 
migter Zusatzstoff den Anforderungen nach § 42 Absatz 2 
nicht entspricht, widerruft das Bundesamt für Verbraucher- 
schutz und Lebensmittelsicherheit die Genehmigung, ln 
diesem Fall ist die Rückgabe des Zusatzstoffes an den Her- 
steller oder einen von ihm beauftragten Dritten zulässig. 

§45 

Pflanzenstärkungsmittel 

(1) Ein Pflanzenstärkungsmittel darf nur in Verkehr ge- 
bracht werden, wenn es bei bestimmungsgemäßer und sach- 
gerechter Anwendung oder als Folge einer solchen Anwen- 
dung keine schädlichen Auswirkungen auf die Gesundheit 
von Mensch und Tier und auf das Grundwasser sowie keine 
sonstigen nicht vertretbaren Auswirkungen, insbesondere 
auf den Naturhaushalt hat. 

(2) Ein Pflanzenstärkungsmittel darf nur in Verkehr ge- 
bracht werden, wenn auf den Behältnissen und abgabeferti- 
gen Packungen oder Verpackungsbeilagen in deutscher 
Sprache neben der Angabe „Pflanzenstärkungsmittel“ ange- 
geben sind: 

1 . die Bezeichnung des Pflanzenstärkungsmittels, 

2. Name und Anschrift desjenigen, der das Pflanzenstär- 
kungsmittel erstmalig in Verkehr bringt und 

3. die Gebrauchsanleitung. 

(3) Vor dem erstmaligen Inverkehrbringen eines Pflan- 
zenstärkungsmittels hat derjenige, der das Pflanzenstär- 
kungsmittel in Verkehr bringen will, die Formulierung 
sowie die beabsichtigte Kennzeichnung dem Bundesamt 
für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit mitzutei- 
len. Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 
mittelsicherheit veröffentlicht in geeigneter Weise eine 
Liste der Pflanzenstärkungsmittel, deren Formulierung mit- 
geteilt worden ist und deren Inverkehrbringen nicht nach 
Absatz 4 untersagt wurde. Änderungen der Formulierung 
oder der Kennzeichnung hat derjenige, der das Pflanzen- 
stärkungsmittel in Verkehr bringt, unverzüglich dem Bun- 
desamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit 
mitzuteilen. 

(4) Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 
mittelsicherheit kann das Inverkehrbringen eines Pflanzen- 
stärkungsmittels untersagen, weim Anhaltspunkte dafür 
vorliegen, dass das Pflanzenstärkungsmittel schädliche 
Auswirkungen auf die Gesundheit von Mensch und Tier, 
das Grundwasser oder den Naturhaushalt hat oder die Vor- 
aussetzungen nach § 2 Nummer 10 für das Vorhandensein 
eines Pflanzenstärkungsmittels nicht erfüllt sind. 

(5) Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 
mittelsicherheit kann Änderungen der nach Absatz 1 vorge- 
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legten Kennzeichnung eines Pflanzenstärkungsmittels ver- 
langen, wenn Angaben irreführend sind, insbesondere wenn 
der Eindruck erweckt wird, dass das Pflanzenstärkungs- 
mittel die Eigenschaften eines Pflanzenschutzmittels hat. 
Erfolgt keine Änderung der Kennzeichnung innerhalb einer 
Frist von drei Monaten, gerechnet ab dem Tag, an dem die 
Aufforderung des Bundesamtes für Verbraucherschutz und 
Lebensmittelsicherheit verbindlich wird, gilt Absatz 4 ent- 
sprechend. 

(6) Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Verbraucherschutz wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates die 
näheren Einzelheiten des Verfahrens nach Absatz 2, der Vo- 
raussetzungen einer Untersagungsverfügung nach Absatz 3 
sowie der erforderlichen Kontrollen zu regeln. 

Abschnitt 8 
Parallelhandel 

§46 

Genehmigung für den Parallelhandel 

(1) Ein Pflanzenschutzmittel, das in einem anderen Mit- 
gliedstaat zugelassen ist und mit einem in Deutschland 
zugelassenen Pflanzenschutzmittel übereinstimmt, darf nur 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes in Verkehr gebracht 
werden, wenn das Bundesamt für Verbraucherschutz und 
Lebensmittelsicherheit eine Genehmigung nach Artikel 52 
der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 erteilt hat. Eine Geneh- 
migung nach Artikel 52 der Verordnung (EG) Nr. 1107/ 
2009 ist nicht erforderlich für Reimporte. 

(2) Ist es zur Feststellung der Identität erforderlich, kann 
das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittel- 
sicherheit vom Antragsteller die Vorlage einer Vergleichs- 
untersuchung des parallelgehandelten Pflanzenschutzmittels 
mit dem Referenzmittel durch ein nach Maßgabe einer 
Rechtsverordnung nach Absatz 4 geeignetes Labor oder 
durch eine vom Bundesamt für Verbraucherschutz und Le- 
bensmittelsicherheit selbst durchgeführte kostenpflichtige 
Vergleichsuntersuchung verlangen. 

(3) Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 
mittelsicherheit macht die Liste der Pflanzenschutzmittel, 
für die eine Genehmigung für den Parallelhandel erteilt 
worden ist, sowie das jeweilige Referenzmittel im Bundes- 
anzeiger oder elektronischen Bundesanzeiger bekaimt. 

(4) Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Verbraucherschutz wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundes- 
rates bedarf, 

1. die Kriterien der Gleichwertigkeit im Sinne des 
Artikels 52 Absatz 3 Buchstabe c der Verordnung (EG) 
Nr. 1107/2009 näher zu bestimmen, 

2. die von den Laboren nach Absatz 2 einzuhaltenden An- 
forderungen festzulegen, 

3. die Einzelheiten des Verfahrens auch in Bezug auf das 
innergemeinschaftliche Verbringen zum Eigenbedarf, 
insbesondere Art und Umfang der einzureichenden Un- 
terlagen und Proben, zu regeln. 


§47 

Kennzeichnung parallelgehandelter 
Pflanzenschutzmittel 

(1) Ein parallelgehandeltes Pflanzenschutzmittel darf nur 
in Verkehr gebracht werden, werm es nach § 3 1 Absatz 1 
und 2, jeweils auch in Verbindung mit einer Rechtsverord- 
nung nach § 3 1 Absatz 6 gekennzeichnet ist. 

(2) Die für das Referenzmittel festgesetzten oder nach- 
träglich geänderten Anwendungsgebiete, Anwendungsbe- 
stimmungen und Auflagen gelten auch für das parallelge- 
handelte Pflanzenschutzmittel. Wird für das Referenzmittel 
die Zulassung nach Artikel 5 1 der Verordnung (EG) 
Nr. 1107/2009 erweitert, gilt diese auch für das parallelge- 
handelte Pflanzenschutzmittel. 

§48 

Ruhen der Genehmigung für den Parallclhandel 

Die Genehmigung für den Parallelhandel ruht, wenn das 
Ruhen der Zulassung des Referenzmittels angeordnet ist. 

§49 

Pflichten des Inhabers der Genehmigung 
für den Parallelhandel 

(1) Der Inhaber einer Genehmigung nach Artikel 52 der 
Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 ist verpflichtet, Rechnun- 
gen, Kaufbelege und Lieferscheine über den Erwerb und die 
Veräußerung des parallel gehandelten Pflanzenschutzmittels 
für die Dauer von fünf Jahren aufzubewahren, ln den in 
Satz 1 genannten Unterlagen dürfen keine Angaben ent- 
fernt, unkenntlich gemacht, überdeckt oder unterdrückt 
werden. 

(2) Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 
mittelsicherheit kann vom Inhaber der Genehmigung zum 
Nachweis des fortdauernden Vorliegens der Voraussetzun- 
gen der Genehmigung innerhalb bestimmter Fristen 

1. Proben des parallel einzuführenden Pflanzenschutzmit- 
tels, 

2. eine Vergleichsuntersuchung im Sinne des § 46 Absatz 2 

sowie Unterlagen, zu denen er Zugang hat, oder deren 

Beschaffung ihm zugemutet werden kann, 

nachfordem, soweit neue Erkenntnisse eine Überprüfung 
der Genehmigung erfordern. Besteht der Verdacht eines 
Missbrauchs im Sinne des § 50 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2, 
karm das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 
mittelsicherheit die Vorlage der in Absatz 1 Satz 1 genann- 
ten Unterlagen vom Inhaber der Genehmigung fordern. 

(3) Erfährt der Inhaber der Genehmigung zum Parallel- 
handel von neuen Erkermtnissen über das von ihm in Ver- 
kehr gebrachte Pflanzenschutzmittel hinsichtlich der Aus- 
wirkungen des Pflanzenschutzmittels auf die Gesundheit 
von Mensch und Tier sowie den Naturhaushalt, ist er ver- 
pflichtet, dies unverzüglich dem Bundesamt für Verbrau- 
cherschutz und Lebensmittelsicherheit anzuzeigen. Der An- 
zeige sind die Angaben, Unterlagen und Proben beizufügen, 
aus denen sich die neuen Erkenntnisse ergeben. 

(4) Verwendet der Inhaber der Genehmigung für die 
Kennzeichnung nach § 47 Absatz 1 nicht die Chargennum- 
mer des Zulassungsinhabers des parallel einzufuhrenden 
Pflanzenschutzmittels, so hat er Aufzeichnungen zu führen 
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und für die Dauer von mindestens fünf Jahren aufzubewah- 
ren, aus denen sich die Entsprechung der von ihm verwen- 
deten Chargennummer mit denen des Zulassungsinhabers 
des parallel einzuführenden Pflanzenschutzmittels ergibt. Er 
hat diese Aufzeichnung auf Verlangen dem Bundesamt für 
Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit zugänglich 
zu machen, wenn der Verdacht eines Missbrauchs im Sinne 
des § 50 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 besteht. 

§50 

Rücknahme oder Widerruf der Genehmigung 
für den Parallelhandel 

(1) Die Genehmigung für den Parallelhandel ist zurück- 
zunehmen, wenn der Inhaber der Genehmigung diese 

1 . durch arglistige Täuschung, Drohung oder Bestechung, 

2. vorsätzlich oder grob fahrlässig durch Angaben, die in 
wesentlicher Beziehung unrichtig oder unvollständig 
waren, 

erwirkt hat. Im Übrigen bleibt § 48 des Verwaltungsverfah- 
rensgesetzes unberührt. 

(2) Die Genehmigung für den Parallelhandel ist zu wider- 
rufen, wenn der Inhaber der Genehmigung 

1 . wiederholt gegen seine Pflichten nach § 49 verstoßen hat 
oder 

2. eine erteilte Genehmigung dazu missbraucht hat, ein an- 
deres Pflanzenschutzmittel als das, für das die Genehmi- 
gung erteilt worden ist, in Verkehr zu bringen. 

ln den Fällen des Satzes 1 Nummer 2 darf dem Inhaber der 
Genehmigung vor Ablauf von zwei Jahren, im Wieder- 
holungsfall vor Ablauf von fünf Jahren, nach dem Widerruf 
für kein Pflanzenschutzmittel eine neue Genehmigung er- 
teilt werden, soweit nicht im Einzelfall eine unbillige Härte 
gegeben wäre. Im Übrigen bleibt § 49 des Verwaltungsver- 
fahrensgesetzes unberührt. 

(3) Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 
mittelsicherheit kann anstelle der Rücknahme oder des 
Widerrufes das Ruhen der Genehmigung für den Parallel- 
handel für einen bestimmten Zeitraum anordnen. 

§51 

Innergemeinschaftliches Verbringen 
von Pflanzenschutzmitteln für den Eigenbedarf 

(1) Soll das innergemeinschaftliche Verbringen eines 
Pflanzenschutzmittels nach § 46 nur zur Anwendung im 
eigenen Betrieb der Land- oder Forstwirtschaft oder des 
Gartenbaus erfolgen, gelten die §§46 bis 48 und 50 nach 
Maßgabe des Absatzes 2 entsprechend. 

(2) Soll das innergemeinschaftliche Verbringen nur zur 
Anwendung im eigenen Betrieb der Land- oder Forstwirt- 
schaft oder des Gartenbaus erfolgen, ist dies bei dem Antrag 
auf Genehmigung mitzuteilen. Stellt das Bundesamt für 
Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit bei einem 
Antrag nach Satz 1 die Identität mit dem Referenzmittel 
fest, stellt es die Genehmigung mit dem Zusatz „nur zur An- 
wendung im Betrieb des Antragstellers“ aus. Bei der Lage- 
rung und Anwendung des Pflanzenschutzmittels muss der 
Inhaber der Genehmigung über die Gebrauchsanleitung des 
Referenzmittels verfügen. Eine Kennzeichnung des Eigen- 
importes nach § 47 Absatz 1 ist nicht erforderlich. § 49 ist 


nicht anzuwenden. Das Pflanzenschutzmittel darf nur in 
dem Betrieb angewendet werden, für den die Genehmigung 
nach Absatz 1 erteilt wurde. 

Abschnitt 9 
Pflanzenschutzgeräte 

§52 

Prüfung 

(1) Das Julius Kühn-Institut kann auf Antrag des Herstel- 
lers oder Inverkehrbringers Pflanzenschutzgeräte daraufhin 
prüfen, ob sie den Anforderungen nach § 16 entsprechen 
oder ob sie bestimmte über die allgemeinen Anforderungen 
nach § 16 hinausgehende Eigenschaften haben, insbeson- 
dere hinsichtlich der Verminderung der Abdrift oder des 
Verbrauches an Pflanzenschutzmitteln. 

(2) Das Julius Kühn-Institut führt eine beschreibende 
Liste der geprüften Gerätetypen und der besonderen Anfor- 
derungen, die sie erfüllen und macht die Liste im Bundesan- 
zeiger oder im elektronischen Bundesanzeiger bekannt. 

(3) Eine Prüfung auf besondere Anforderungen kann 
auch durch eine andere Prüfstelle durchgeführt werden, 
wenn die Prüfstelle über die geeigneten Einrichtungen für 
eine solche Prüfung und sachkundiges Personal verfügt und 
vom Julius Kühn-Institut anerkannt ist. 

(4) Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Verbraucherschutz wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates, das 
Verfahren der freiwilligen Prüfung von Pflanzenschutzgerä- 
ten nach Absatz 1 sowie die Anerkennung von Prüfstellen 
nach Absatz 3 zu regeln. 

§53 

Betriebsanleitung 

Erfüllt das Pflanzenschutzgerät besondere Anforderun- 
gen im Sinne des § 52 Absatz 1 ist der Hersteller oder In- 
verkehrbringer verpflichtet, in der Betriebsanleitung, ergän- 
zend zu den durch die auf § 8 des Produktsicherheitsgeset- 
zes vom ... (BGBl. I S. ...) beruhenden Verordnung über 
das Inverkehrbringen von Maschinen geforderten Angaben, 
auf diese Anforderungen und die jeweils einzuhaltenden 
Betriebsbedingungen hinzuweisen. 

Abschnitt 10 

Entschädigung, Forderungsübergang, 
Kosten 

§54 

Entschädigung 

(1) Soweit auf Grund dieses Gesetzes Pflanzen oder 
Pflanzenerzeugnisse, die weder befallen noch befallsver- 
dächtig sind, oder sonstige Gegenstände, die weder Träger 
von Schadorganismen sind noch im Verdacht stehen, Träger 
von Schadorganismen zu sein, vernichtet werden, ist eine 
angemessene Entschädigung in Geld zu leisten. Die Ent- 
schädigung ist unter gerechter Abwägung der Interessen der 
Allgemeinheit und der Beteiligten festzusetzen. 

(2) Wird durch eine Maßnahme auf Grund dieses Geset- 
zes dem Betroffenen ein Vermögensnachteil zugefügt, der 
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nicht nach Absatz 1 abzugelten ist, so ist eine Entschädi- 
gung in Geld zu gewähren, soweit dies zur Abwendung oder 
zum Ausgleich unbilliger Härten geboten erscheint. 

(3) Eine Entschädigung wird nicht gewährt, wenn der 
vom Eingriff Betroffene oder sein Rechtsvorgänger zu der 
Maßnahme durch eine Zuwiderhandlung gegen dieses Ge- 
setz oder gegen eine nach diesem Gesetz erlassene Rechts- 
verordnung oder Anordnung Anlass gegeben hat. 

(4) Für Streitigkeiten über die Entschädigungsansprüche 
ist der ordentliche Rechtsweg gegeben. 

§55 

Forderungsübergang 

Wird eine Entschädigung nach § 54 Absatz 1 oder 2 ge- 
leistet oder ein Ausgleich aus Anlass behördlich angeordne- 
ter Maßnahmen zur Bekämpfung oder Verhinderung der 
Verschleppung von Schadorganismen gewährt und beteiligt 
sich die Europäische Union an der Entschädigung oder dem 
Ausgleich, kaim das Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz, soweit es zur 
Durchführung von Rechtsakten der Europäischen Gemein- 
schaft oder der Europäischen Union erforderlich ist, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates vor- 
schreiben, dass Forderungen auf Entschädigung oder Scha- 
densersatz eines Entschädigungsberechtigten oder Aus- 
gleichsberechtigten, die ihm gegen Dritte zustehen, auf die 
Europäische Union in Höhe der anteiligen Finanzierung der 
Entschädigung oder des Ausgleiches an diese übergehen. 
Nähere Einzelheiten des Forderungsüberganges und ein 
Forderungsübergang im Übrigen auf die Länder, insbeson- 
dere Umfang und Verfahren, können in der Rechtsverord- 
nung nach Satz 1 geregelt werden. 

§56 

Kosten 

(1) Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 
mittelsicherheit erhebt Kosten (Gebühren und Auslagen) für 

1. seine Amtshandlungen nach diesem Gesetz, auf Grund 
dieses Gesetzes oder nach unmittelbar geltenden Rechts- 
akten der Europäischen Gemeinschaft oder der Europäi- 
schen Union im Anwendungsbereich dieses Gesetzes und 

2. berichterstattende Tätigkeiten nach den Artikeln 7, 15, 
18 Satz 3 Buchstabe f oder Artikel 25 der Verordnung 
(EG) Nr. 1107/2009. 

Bei der Bemessung der Höhe der Gebühr nach Satz 1 ist 
auch der mit den Mitwirkungshandlungen des Bundesinsti- 
tutes für Risikobewertung, des Julius Kühn-lnstitutes und 
des Umweltbundesamtes verbundene Verwaltungsaufwand 
zu berücksichtigen. Im Falle des Satzes 1 Nummer 2 sind 
die Kosten von demjenigen zu erheben, der die Prüfung 
eines Wirkstoffes, Safeners, Synergisten oder Zusatzstoffes 
veranlasst; in diesem Falle gilt das Verwaltungskostengesetz 
entsprechend. 

(2) Das Julius Kühn-lnstitut erhebt Kosten (Gebühren 
und Auslagen) für seine Amtshandlungen auf Grund dieses 
Gesetzes, den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Verord- 
nungen oder nach unmittelbar geltenden Rechtsakten der 
Europäischen Gemeinschaft oder der Europäischen Union 
im Anwendungsbereich dieses Gesetzes. 


(3) Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Verbraucherschutz wird ermächtigt, im Einver- 
nehmen mit den Bundesministerien der Finanzen und für 
Wirtschaft und Technologie durch Rechtsverordnung, die 
nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, die gebüh- 
renpflichtigen Tatbestände zu bestimmen und dabei feste 
Sätze oder Rahmensätze vorzusehen. Werden gebühren- 
pflichtige Tatbestände geregelt, bei denen die Mitwirkung 
des Umweltbundesamtes gesetzlich vorgeschrieben ist, ist 
auch das Einvernehmen des Bundesministeriums für Um- 
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit erforderlich. Der 
Nutzen der Pflanzenschutzmittel, Pflanzenschutzgeräte, 
Verfahren des Pflanzenschutzes sowie der Geräte und Ein- 
richtungen, die im Pflanzenschutz benutzt werden, für die 
Allgemeinheit ist angemessen zu berücksichtigen. Die zu 
erstattenden Auslagen können abweichend vom Verwal- 
tungskostengesetz geregelt werden. 

Abschnitt 11 
Behörden, Überwaehung 

§57 

Julius Kühn-lnstitut 

(1) Das Julius Kühn-lnstitut ist eine selbständige Bun- 
desoberbehörde im Geschäftsbereich des Bundesministeri- 
ums für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz. 

(2) Das Julius Kühn-lnstitut hat zusätzlich zu den Aufga- 
ben, die ihm durch dieses Gesetz, durch Rechtsverordnungen 
nach § 52 Absatz 4 und § 67 oder durch andere Rechtsvor- 
schriften übertragen sind oder werden, folgende Aufgaben: 

1. die Unterrichtung und Beratung der Bundesregierung 
auf dem Gebiet des Pflanzenschutzes, 

2. Forschung im Rahmen des Zweckes dieses Gesetzes, ein- 
schließlich bibliothekarischer und dokumentarischer Erfas- 
simg, Auswertung und Bereitstellung von Informationen, 

3. Forschung 

a) in den Bereichen Pflanzenbau, Grünlandwirtschaft 
und Pflanzenernährung und 

b) im Bereich der Pflanzengenetik sowie 

Unterrichtung und Beratung des Bundesministeriums für 
Ernährung, Landwirfschaft und Verbraucherschutz in 
allen Fragen, die zu den Aufgaben des Julius Kühn-lnsti- 
tutes nach den Buchstaben a und b gehören, 

4. Risikoanalyse und -bewertung im Bereich der Ein- und 
Verschleppung von Schadorganismen sowie Mitwirkung 
bei der Erarbeitung nationaler und internationaler Nor- 
men auf dem Gebiet der Pflanzengesundheit, 

5. Mitwirkung an und Begleitung von Programmen und 
Maßnahmen, einschließlich der Überwachung, der Län- 
der und der Europäischen Gemeinschaft oder der Euro- 
päischen Union zur Verhinderung der Ein- und Ver- 
schleppung von Schadorganismen sowie der Mitwirkung 
bei der Diagnose von Schadorganismen und der Wahr- 
nehmung von Referenzfunktionen, 

6. Mitwirkung beim Schließen von Bekämpfungslücken 
einschließlich Mitwirkung bei der Erstellung der Liste 
der geringfügigen Anwendungen sowie der Beurteilung 
des öffentlichen Interesses nach Artikel 5 1 Absatz 8 der 
Verordnung (EG) Nr. 1107/2009, 
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7. Mitwirkung bei der Überwachung des Inverkehrbrin- 
gens und der Verwendung von Pflanzenschutzgeräten 
sowie von Geräten, die im Pflanzenschutz verwendet 
werden, aber keine Pflanzenschutzgeräte sind, 

8. Prüfung und Entwicklung von Verfahren des Pflanzen- 
schutzes einschließlich des Resistenzmanagements für 
Pflanzenschutzmittel, 

9. Prüfung der Auswirkungen von Pflanzenschutzmitteln 
auf Nutzarthropoden, Bodenmakro- und Bodenmikro- 
organismen zur Bewertung des Nutzens von Pflanzen- 
schutzmitteln, 

10. die Prüfung von Pflanzen auf ihre Widerstandsfähig- 
keit gegen Schadorganismen, 

11. die Untersuchung von Bienen auf Schäden durch 
Pflanzenschutzmittel. 

(3) Das Julius Kühn-lnstitut kann Geräte und Einrichtun- 
gen prüfen, die im Pflanzenschutz benutzt werden, aber 
keine Pflanzenschutzgeräte sind und diese in einer Liste im 
Bundesanzeiger oder im elektronischen Bundesanzeiger be- 
kannt machen. 

(4) Das Julius Kühn-lnstitut macht die nach Artikel X 
des Internationalen Pflanzenschutzübereinkommens verab- 
schiedeten Standards bekannt. 

§58 

Bundesamt für Verbraucherschutz 
und Lebensmittelsicherheit 

(1) Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 
mittelsicherheit hat, zusätzlich zu den Aufgaben, die ihm 
durch dieses Gesetz, durch Rechtsverordnungen nach den 
§§ 11, 40, 46 und 68 oder durch andere Rechtsvorschriften 
übertragen sind oder werden, folgende Aufgaben: 

1. Unterrichtung und Beratung der Bundesregierung auf 
dem Gebiet der Pflanzenschutzmittel, Pflanzenstär- 
kungsmittel, Safener, Synergisten, Beistoffe und Zusatz- 
stoffe, 

2. Mitwirkung bei der Überwachung zugelassener Pflan- 
zenschutzmittel sowie der Pflanzenschutzmittel, für die 
eine Genehmigung für den Parallelhandel erteilt wurde, 
einschließlich der Untersuchung ihrer inhaltlichen Zu- 
sammensetzung zur Überprüfung der Zulassungsvoraus- 
setzungen oder der Genehmigungsvoraussetzungen nach 
§ 46, bei der Überwachung der in die jeweilige Liste auf- 
genommenen Pflanzenstärkungsmittel und Zusatzstoffe 
und der genehmigten Zusatzstoffe, 

3. Mitwirkung am Rotterdamer Übereinkommen über das 
Verfahren der vorherigen Zustimmung nach Inkenntnis- 
setzung für bestimmte gefährliche Chemikalien sowie 
Pflanzenschutz- und Schädlingsbekämpfungsmittel im 
internationalen Handel für den Bereich Pflanzenschutz, 

4. Ausstellung von Bescheinigungen über die Zulassung 
von Pflanzenschutzmitteln für die Ausfuhr. 

(2) Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 
mittelsicherheit kann prüfen 

1 . Pflanzenschutzmittel, die nicht der Zulassung bedürfen, 

2. Stoffe, die zur Anwendung im Pflanzenbau bestimmt, 
aber keine Pflanzenschutzmittel, Pflanzenstärkungsmit- 
tel oder Zusatzstoffe sind. 


§59 

Durchführung in den Ländern 

(1) ln den Ländern obliegt die Durchführung dieses Ge- 
setzes einschließlich der Überwachung der Einhaltung sei- 
ner Vorschriften, der Kontrollen nach Artikel 68 der Verord- 
nung (EG) Nr. 1107/2009, der Mitwirkung bei der Durch- 
führung des Aktionsplanes nach § 4 sowie der nach diesem 
Gesetz erlassenen Rechtsverordnungen und erteilten Aufla- 
gen den nach Landesrecht zuständigen Behörden. 

(2) Als Pflanzenschutzdienst haben die zuständigen Be- 
hörden insbesondere folgende Aufgaben: 

1. die Überwachung der Pflanzenbestände sowie der Vor- 
räte von Pflanzen und Pflanzenerzeugnissen auf das 
Auftreten von Schadorganismen sowie die Über- 
wachung von Einrichtungen nach § 7 Absatz 1 Satz 2 
Nummer 2 Buchstabe h, 

2. die Überwachung des Beförderns, des Inverkehrbrin- 
gens, des Lagems, der Einfuhr, des innergemeinschaftli- 
chen Verbringens und der Ausfuhr von Pflanzen, Pflan- 
zenerzeugnissen und Kultursubstraten im Rahmen des 
Pflanzenschutzes sowie die Ausstellung der für diese Tä- 
tigkeiten erforderlichen Bescheinigungen, 

3. die Beratung, Aufklärung und Schulung auf dem Gebiet 
des Pflanzenschutzes, insbesondere der guten fachlichen 
Praxis einschließlich des integrierten Pflanzenschutzes, 
auch mit Ausrichtung auf eine Vemiinderung der Risi- 
ken, die durch die Anwendung von Pflanzenschutz- 
mitteln für Mensch, Tier und Naturhaushalt entstehen 
können und Ausrichtung auf die Umsetzung des Ak- 
tionsplanes nach § 4 einschließlich der Durchführung 
des Warndienstes auch unter Verwendung eigener Unter- 
suchungen und Versuche, 

4. die Prüfung von Pflanzenschutzmitteln, Pflanzenschutz- 
geräten, Verfahren des Pflanzenschutzes, der Resistenz 
von Pflanzenarten sowie die Mitwirkung beim Schließen 
von Bekämpfungslücken, 

5. die Durchführung der für die Aufgaben nach den Num- 
mern 1 bis 4 erforderlichen Untersuchungen und Ver- 
suche, 

6. die Berichterstattung über das Auftreten und die Verbrei- 
tung von Schadorganismen, über die Überwachung nach 
Nummer 8 sowie die zur Umsetzung des Aktionsplanes 
nach § 4 getroffenen Maßnahmen, 

7. die Genehmigung der Anwendung von Pflanzenschutz- 
mitteln mit Luftfahrzeugen, 

8. die Überwachung des Inverkehrbringens, des irmerge- 
meinschaftlichen Verbringens sowie des Verbringens im 
Inland und der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln, 
Pflanzenstärkungsmitteln und Zusatzstoffen. 

(3) Die Landesregierungen werden emiächtigt, die 
Durchführung von Untersuchungen auf Befall mit einem 
Schadorganismus auf Einrichtungen zu übertragen, wenn 
diese die Voraussetzungen einer nach § 7 Absatz 1 Satz 2 
Nummer 2 Buchstabe h erlassenen Rechtsverordnung erfül- 
len. 
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§60 

Behördliche Anordnungen 

Die zuständige Behörde kann im Einzelfall die Anord- 
nungen treffen, die zur Beseitigung festgestellter oder zur 
Verhütung künftiger Verstöße gegen dieses Gesetz oder ge- 
gen die auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverord- 
nungen notwendig sind. Sie kann insbesondere untersagen: 

1 . die Anwendung eines Pflanzenschutzmittels zur Verhü- 
tung von Verstößen gegen § 12 oder § 13 Absatz 1, 

2. das Inverkehrbringen eines Pflanzenschutzmittels, wenn 
die erforderliche Zulassung oder Genehmigung nicht 
vorhegt oder 

3. die Einfuhr oder das innergemeinschaftliche Verbringen 
sowie das Verbringen im Inland oder das Verbringen in 
einen anderen Mitgliedstaat von Schadorganismen oder 
Befallsgegenständen. 

§61 

Mitwirkung von Zolldienststellen 

(1) Das Bundesministerium der Finanzen und die von 
ihm bestimmten Zolldienststellen wirken bei der Überwa- 
chung der Einfuhr, Durchfuhr und Ausfuhr von Schadorga- 
nismen und Befallsgegenständen sowie der Überführung in 
den freien Verkehr von Pflanzenschutzmitteln sowie von 
Saatgut, Pflanzgut und Kultursubstrat, die Pflanzenschutz- 
mittel enthalten oder denen Pflanzenschutzmittel anhaften 
sowie Wirkstoffen, die zur Herstellung von Pflanzenschutz- 
mitteln oder zur Verwendung als Pflanzenschutzmittel ge- 
eignet sind, mit. Die Zusammenarbeit der Zolldienststellen 
mit dem in § 59 Absatz 1 genannten Behörden bei der Über- 
wachung der in Satz 1 genannten Gegenstände, mit Aus- 
nahme der Schadorganismen und Befallsgegenstände, er- 
folgt gemäß den Artikeln 27 bis 29 der Verordnung (EG) 
Nr. 765/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 9. Juli 2008 über die Vorschriften für die Akkreditie- 
rung und Marktüberwachung im Zusammenhang mit der 
Vermarktung von Produkten und zur Aufhebung der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 339/93 des Rates (ABI. L 218 vom 
13.8.2008, S. 30). Die Zolldienststellen wirken auch bei der 
Überwachung des innergemeinschaftlichen Verbringens von 
Pflanzenschutzmitteln mit. 

(2) Die Zolldienststellen körmen 

1 . Sendungen mit den in Satz 1 genarmten Waren sowie mit- 
geführte Gegenstände dieser Art einschließlich deren Be- 
förderungsmittel, Behälter, Lade- und Verpackungsmittel 
bei der Einfuhr, Durchfuhr und Ausfuhr zur Überwa- 
chung anhalten und im Falle von Auflagen zur Begasung 
oder zur sonstigen Behandlung von Befallsgegenständen 
diese unter zollamtlicher Überwachung an die nächste 
Begasungsstelle oder Behandlungsstelle weiterleiten, 

2. soweit dies zur Durchführung dieses Gesetzes, der auf 
Grund dieses Gesetzes erlassenen Verordnungen und von 
Rechtsakten der Europäischen Union, die Sachbereiche 
dieses Gesetzes betreffen, erforderlich ist, Informatio- 
nen, die sie im Rahmen ihrer zollamtlichen Tätigkeit ge- 
wormen haben, den zuständigen Behörden mitteilen, 

3. in den Fällen der Nummer 2 anordnen, dass die Sendun- 
gen der in Absatz 1 Satz 1 genarmten Art auf Kosten und 
Gefahr des Verfügungsberechtigten einer Behörde im 


Sinne des § 59 Absatz 1 vorgeführt werden. Das Brief- 
und Postgeheimnis nach Artikel 10 des Grundgesetzes 
wird nach Maßgabe von Satz 1 eingeschränkt. 

§ 62 

Befugte Zollstellen 

Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz gibt im Einvernehmen mit dem Bun- 
de sministerium der Finanzen im Bundesanzeiger die Zoll- 
stellen bekannt, bei denen 

1. Sendungen von Schadorganismen sowie Befallsgegen- 
stände zur Einfuhr oder Ausfuhr abgefertigt werden, 
wenn die Einfuhr oder Ausfuhr durch Rechtsverordnung 
nach § 7 geregelt ist oder 

2. Pflanzenschutzmittel zur Überführung in den zollrecht- 
lich freien Verkehr oder zur Ausfuhr abgefertigt werden, 
wenn dies durch Rechtsverordnung nach § 40 Absatz 2 
geregelt ist. 

Abschnitt 12 

Auskunfts- und Meldepflichten, 
Übermittlung von Daten, 
Geheimhaltung 

§63 

Auskunftspflicht 

(1) Natürliche und juristische Personen und nichtrechts- 
fähige Personenvereinigungen haben der zuständigen Be- 
hörde auf Verlangen die Auskünfte zu erteilen, die zur 
Durchführung der der jeweils zuständigen Behörde durch 
dieses Gesetz oder auf Grund dieses Gesetzes übertragenen 
Aufgaben erforderlich sind. Die zuständigen Behörden der 
Länder sind berechtigt, Einsicht zu nehmen in die in § 2 des 
InVeKoS-Daten-Gesetzes genannten Daten, soweit es zur 
Überwachung der Einhaltung der Vorschriften dieses Geset- 
zes sowie der nach diesem Gesetz erlassenen Rechtsverord- 
nungen erforderlich ist. 

(2) Personen, die von der zuständigen Behörde beauftragt 
sind, dürfen im Rahmen des Absatzes 1 Grundstücke, Ge- 
schäftsräume, Betriebsräume und Transportmittel des Aus- 
kunftspflichtigen während der Geschäfts- und Betriebszeit 
betreten und dort 

1. Besichtigungen sowie Untersuchungen auf Schadorga- 
nismen vornehmen und Pflanzenschutzgeräte prüfen, 

2. Proben ohne Entgelt gegen Empfangsbescheinigung ent- 
nehmen und 

3. geschäftliche Unterlagen einsehen; 

sie können dabei von Sachverständigen der Europäischen 
Kommission oder anderer Mitgliedstaaten begleitet werden. 
Zur Verhütung dringender Gefahren für die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung dürfen die Grundstücke, Geschäfts- 
räume, Betriebsräume und Transportmittel auch betreten 
werden, wenn sie zugleich Wohnzwecken des Auskunfts- 
pflichtigen dienen. Der Auskunftspflichtige hat die Maß- 
nahmen zu dulden, die mit der Überwachung beauftragten 
Personen zu unterstützen und die geschäftlichen Unterlagen 
vorzulegen. 
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(3) Die von der zuständigen Behörde mit der Durchfüh- 
rung von Überwachungs- und Bekämpfungsmaßnahmen 
nach § 6 Absatz 1 Nummer 4 beauftragten Personen dürfen 
im Rahmen ihres Auftrages tagsüber an Werktagen Grund- 
stücke betreten und dort Überwachungs- und Bekämpfungs- 
maßnahmen durchführen. Der Verfügungsberechtigte oder 
Besitzer hat diese Maßnahmen zu dulden. 

(4) Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung 
(Artikel 13 des Grundgesetzes) wird im Rahmen der Ab- 
sätze 2 und 3 eingeschränkt. 

(5) Der Auskunftspflichtige kann die Auskunft auf solche 
Fragen verweigern, deren Beantwortung ihn selbst oder ei- 
nen der in § 383 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 der Zivilprozess- 
ordnung bezeichneten Angehörigen der Gefahr strafgericht- 
licher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz 
über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. 

§64 

Meldepflicht 

(1) Jährlich bis zum 31. März haben dem Bundesamt für 
Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit für das vor- 
angegangene Kalenderjahr zu melden 

1 . der Hersteller von Pflanzenschutzmitteln, 

2. derjenige, der ein Pflanzenschutzmittel erstmals in den 
Verkehr gebracht hat, und 

3. bei der Einfuhr oder dem innergemeinschaftlichen Ver- 
bringen von Pflanzenschutzmitteln derjenige, der die 
Ware in den freien Verkehr überführt oder überführen 
lässt, 

Art und Menge der von ihm an Empfänger mit Wohnsitz 
oder Sitz im Inland abgegebenen oder ausgeführten Pflan- 
zenschutzmittel und der jeweils in ihnen enthaltenen Wirk- 
stoffe und soweit bekannt der in ihnen enthaltenen Safener 
und Synergisten. Die Meldung hat für jedes Pflanzenschutz- 
mittel getrennt und unter Angabe der Bezeichnung zu erfol- 
gen. Wird ein Pflanzenschutzmittel sowohl für berufliche 
als auch für nichtberufliche Verwender angeboten, so hat 
die Meldung hierzu jeweils getrennt zu erfolgen. Die Sät- 
ze 1 und 2 finden keine Anwendung, soweit Pflanzen- 
schutzmittel auf Grund einer Genehmigung nach Artikel 54 
der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 abgegeben werden. 

(2) Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Verbraucherschutz wird ermächtigt, im Einver- 
nehmen mit den Bundesministerien für Wirtschaft und 
Technologie und für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi- 
cherheit durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustim- 
mung des Bundesrates bedarf. Näheres über Inhalt und 
Form der Meldungen zu regeln. 

(3) Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 
mittelsicherheit unterrichtet die zuständigen Behörden der 
Länder über die Ergebnisse der Meldungen. Es erstellt aus 
den ihm nach Absatz 1 vorliegenden Meldungen die Statis- 
tik über das Inverkehrbringen nach Artikel 1 Absatz 2 in 
Verbindung mit Anhang 1 der Verordnung (EG) Nr. 1185/ 
2009 und übermittelt die Ergebnisse gemäß Artikel 3 
Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1185/2009 an die Dienst- 
stellen der Europäischen Kommission. Es veröffentlicht die 
Ergebnisse der Erhebung nach Absatz 1 im Bundesanzeiger 
oder im elektronischen Bundesanzeiger. 


§65 

Geheimhaltung 

(1) Unbeschadet des Artikels 59 der Verordnung (EG) 
Nr. 1107/2009 dürfen Angaben, die das Bundesamt für Ver- 
braucherschutz und Lebensmittelsicherheit im Rahmen der 
Verfahren zur Zulassung von Pflanzenschutzmitteln oder 
zur Genehmigung von Wirkstoffen, Safenern oder Synergis- 
ten erhalten hat und die nach Artikel 63 der Verordnung 
(EG) Nr. 1107/2009 vertraulich sind oder die ein sonstiges 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis darstellen oder enthal- 
ten, soweit der Antragsteller oder der Zulassungsinhaber die 
Angaben als geheimhaltungsbedürftig kenntlich gemacht 
hat, von dem Bundesamt für Verbraucherschutz und Le- 
bensmittelsicherheit nicht offenbart werden. Satz 1 gilt 
nicht, wenn das Bundesamt für Verbraucherschutz und Le- 
bensmittelsicherheit im Einzelfall unter Berücksichtigung 
des Geheimhaltungsinteresses der Beteiligten ein überwie- 
gendes öffentliches Interesse an der Offenbarung feststellt. 
Vor der Entscheidung über die Offenbarung der durch 
Satz 1 geschützten Informationen sind die Betroffenen an- 
zuhören. 

(2) Nicht unter das Betriebs- und Geschäftsgeheimnis 
nach Absatz 1 fallen: 

1. die in Artikel 57 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 
aufgeführten Angaben, 

2. die physikalisch-chemischen Angaben zum Pflanzen- 
schutzmittel und zum Wirkstoff, 

3. die Zusammenfassung der Ergebnisse der Untersuchun- 
gen und Versuche zur Wirksamkeit und zu den Auswir- 
kungen auf die Gesundheit von Mensch und Tier sowie 
den sonstigen Auswirkungen, insbesondere auf den Na- 
turhaushalt, 

4. Angaben zu Vorsichtsmaßnahmen sowie Sofortmaßnah- 
men bei Unfällen, 

5. Analyseverfahren zur Bestimmung der Wirkstoffe, Bei- 
stoffe sowie Verunreinigungen, die als toxikologisch, 
ökotoxikologisch oder ökologisch relevant angesehen 
werden und Rückstände im Sinne des Artikels 3 
Nummer 1 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009, 

6. Angaben über Verfahren zur sachgerechten Beseitigung 
oder Neutralisierung des Pflanzenschutzmittels, dessen 
Behältnis oder Verpackung sowie des Wirkstoffes. 

(3) Antragsteller und Zulassungsinhaber haben dem Bun- 
desamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit 
unverzüglich die von ihnen veranlasste Veröffentlichung 
derjenigen Angaben und Unterlagen mitzuteilen, die sie zu- 
vor nach Absatz 1 als geheimhaltungsbedürftig kenntlich 
gemacht haben. 

(4) Angaben, die das Bundesamt für Verbraucherschutz 
und Lebensmittelsicherheit im Rahmen der in den §§ 42, 45 
oder § 46 genannten Verfahren erhalten hat, dürfen nicht of- 
fenbart werden, weim es sich um Betriebs- oder Geschäfts- 
geheimnisse handelt oder derjenige, der die Angaben über- 
mittelt hat, diese als vertraulich gekennzeichnet hat. Ausge- 
nommen die Übermittlung von Daten nach § 21 Absatz 3 
gilt Satz 1 entsprechend für Angaben, die das Julius Kühn- 
institut im Rahmen seiner Aufgaben nach § 21 oder einer 
Prüfung nach § 52 erhalten hat. Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt 
entsprechend. 
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§66 

Übermittlung von Daten 

( 1 ) Das Julius Kühn-lnstitut und das Bundesamt für Ver- 
braucherschutz und Lebensmittelsicherheit können den zu- 
ständigen Behörden anderer Mitgliedstaaten und der Euro- 
päischen Kommission Entscheidungen und Maßnahmen 
mitteilen, soweit dies durch Rechtsakte der Europäischen 
Gemeinschaft oder der Europäischen Union vorgeschrieben 
oder zur Durchführung des Abkommens über den Europäi- 
schen Wirtschaftsraum erforderlich ist. Das Bundesamt für 
Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit kann darüber 
hinaus Angaben und Unterlagen, die es bei der Wahrneh- 
mung seiner Aufgaben nach den §§ 33 bis 39 und 42 erlangt 
hat, an die in Satz 1 genannten Stellen übermitteln, soweit 
dies durch Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaft oder 
der Europäischen Union vorgeschrieben oder zur Durchfüh- 
rung des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts- 
raum erforderlich ist. 

(2) Die zuständigen Behörden können, soweit dies zur 
Einhaltung der pflanzenschutzrechtlichen Anforderungen 
erforderlich ist oder durch Rechtsakte der Organe der Euro- 
päischen Gemeinschaft oder der Europäischen Union vorge- 
schrieben ist, Daten, die sie im Rahmen der Durchführung 
dieses Gesetzes gewonnen haben, den zuständigen Behörden 
anderer Länder, des Bundes oder anderer Mitgliedstaaten so- 
wie der Europäischen Kommission mitteilen. 

§67 

Außenverkehr 

Der Verkehr mit den zuständigen Behörden anderer Mit- 
gliedstaaten und der Europäischen Kommission obliegt dem 
Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Ver- 
braucherschutz. Es kann diese Befugnis durch Rechtsver- 
ordnung ohne Zustimmung des Bundesrates auf das Julius 
Kühn-lnstitut oder das Bundesamt für Verbraucherschutz 
und Lebensmittelsicherheit übertragen. Ferner karm es diese 
Befugnis durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates auf die zuständigen obersten Landesbehörden 
übertragen. Die obersten Landesbehörden können diese Be- 
fugnis durch Rechtsverordnung nach Satz 3 auf andere Be- 
hörden übertragen. 

Abschnitt 13 

Straf- und Bußgeldvorschriften 

§68 

Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahr- 
lässig 

1 . einer vollziehbaren Anordnung nach § 3 Absatz 1 Satz 3, 
den §§ 8, 13 Absatz 3, § 23 Absatz 5 oder § 60 Satz 2 zu- 
widerhandelt, 

2. entgegen § 3 Absatz 3 ein Tier oder eine Pflanze ver- 
wendet, 

3. einer Rechtsverordnung nach 

a) § 6 Absatz 1 Nummer 1 bis 3, 5 bis 15 oder Num- 
mer 16 oder Absatz 3 Satz 1, §7 Absatz 1 Satz 1 
oder Satz 2 Nummer 1 oder Nummer 2 Buchstabe a, 
b, e, g oder Buchstabe h, § 14 Absatz 1 Nummer 1 


Buchstabe b, Nummer 2, 3, 4 oder Nummer 5, Ab- 
satz 2 oder Absatz 4 Satz 1, § 16 Absatz 4 Satz 1 
Nummer 1, auch in Verbindung mit § 16 Absatz 5 
Satz 1 oder Satz 2, § 16 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2, 
§ 25 Absatz 3, § 31 Absatz 6 Nummer 4 oder Num- 
mer 5, § 32 Absatz 4 oder § 40 Absatz 2 oder 

b) § 7 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 Buchstabe c, d oder 
Buchstabe f oder Absatz 2 Nummer 1 oder einer 
vollziehbaren Anordnung auf Grund einer solchen 
Rechtsverordnung zuwiderhandelt, soweit die 
Rechtsverordnung für einen bestimmten Tatbestand 
auf diese Bußgeldvorschrift verweist, 

4. entgegen § 9 Absatz 1 ein Pflanzenschutzmittel an- 
wendet, über den Pflanzenschutz berät, eine Person an- 
leitet oder beaufsichtigt oder ein Pflanzenschutzmittel 
gewerbsmäßig oder über das Internet in Verkehr bringt, 

5. entgegen § 9 Absatz 2 Satz 3 einen Sachkundenach- 
weis nicht oder nicht rechtzeitig vorlegt, 

6. entgegen § 10 Satz 1, auch in Verbindung mit einer 
Rechtsverordnung nach §10 Satz 2, entgegen §24 
Absatz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit einer Rechts- 
verordnung nach § 24 Absatz 1 Satz 2, oder entgegen 
§ 24 Absatz 2 Satz 1 , auch in Verbindung mit einer 
Rechtsverordnung nach § 24 Absatz 2 Satz 2, eine An- 
zeige nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig erstattet, 

7. entgegen § 12 Absatz 1, 2 Satz 1 oder Satz 2, Absatz 3 
Satz 1 oder Absatz 4 Satz 2, § 16 Absatz 3, § 17 Ab- 
satz 1 Satz 1 oder § 18 Absatz 1 ein Pflanzenschutz- 
mittel anwendet, 

8. entgegen § 13 Absatz 2 Nummer 1 einem wild leben- 
den Tier nachstellt, es fängt, verletzt oder tötet oder 
seine Entwicklungsformen aus der Natur entnimmt, 
beschädigt oder zerstört, 

9. entgegen § 13 Absatz 2 Nummer 2 ein wild lebendes 
Tier erheblich stört, 

10. entgegen §13 Absatz 2 Nummer 3 eine Fortpflan- 
zungs- oder Ruhestätte aus der Natur entnimmt, be- 
schädigt oder zerstört, 

11. entgegen § 13 Absatz 2 Nummer 4 eine wild lebende 
Pflanze oder ihre Entwicklungsfonnen aus der Natur 
entnimmt oder sie oder ihren Standort beschädigt oder 
zerstört, 

12. entgegen § 19 Absatz 1, auch in Verbindung mit einer 
Rechtsverordnung nach Absatz 2, Saatgut, Pflanzgut 
oder ein Kultursubstrat verwendet oder ausbringt, 

13. entgegen § 23 Absatz 1 Satz 1 ein Pflanzenschutzmit- 
tel abgibt, 

14. entgegen § 23 Absatz 2 Satz 1 ein Pflanzenschutzmit- 
tel in Verkehr bringt, 

15. entgegen § 23 Absatz 3 den Erwerber nicht, nicht rich- 
tig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig unterrichtet, 

16. entgegen § 23 Absatz 4 Satz 1 eine Information nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig 
zur Verfügung stellt, 

17. entgegen § 25 Absatz 1 Satz 1 ein Pflanzenschutzmit- 
tel ausführt, 
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18. entgegen § 25 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 oder Num- 
mer 2, auch in Verbindung mit Satz 2, ein Pflanzen- 
schutzmittel oder ein Kulhrrsubstrat nicht getrennt hält, 

19. entgegen § 26 ein Lebensmittel, ein Futtermittel, Saat- 
gut, Pflanzgut oder ein Kultursubstrat, nicht getrennt 
hält, 

20. entgegen § 27 Absatz 2 Satz 2 oder Absatz 3 Satz 2 ein 
Pflanzenschutzmittel nicht, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig annimmt, 

21. entgegen § 30 Absatz 2, § 31 Absatz 2, auch in Verbin- 
dung mit einer Rechtsverordnung nach § 3 1 Absatz 6 
Nummer 1, 2 oder Nummer 3, entgegen § 45 Absatz 2 
oder entgegen § 47 Absatz 1 Satz 1 ein Pflanzenschutz- 
mittel ohne die vorgeschriebene Kennzeichnung in den 
Verkehr bringt oder innergemeinschaftlich verbringt, 

22. entgegen § 32 Absatz 1 Saatgut, Pflanzgut oder ein 
Kultursubstrat in Verkehr bringt, 

23. entgegen § 42 Absatz 1 oder § 43 einen Zusatzstoff in 
Verkehr bringt, 

24. entgegen § 45 Absatz 3 Satz 1 eine Mitteilung nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig 
macht, 

25. entgegen § 46 Absatz 1 Satz 1 ein Pflanzenschutzmit- 
tel in Verkehr bringt, 

26. entgegen § 53 einen Hinweis nicht, nicht richtig oder 
nicht vollständig gibt, 

27. entgegen § 63 Absatz 1 Satz 1 eine Auskunft nicht, 
nicht richtig oder nicht vollständig oder nicht recht- 
zeitig erteilt, 

28. entgegen § 63 Absatz 2 Satz 3 oder Absatz 3 Satz 2 
eine Maßnahme nicht duldet oder eine mit der Über- 
wachung beauftragte Person nicht unterstützt oder 

29. entgegen § 64 Absatz 1 Satz 1, 2 oder Satz 3, jeweils 
auch in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach 
§ 64 Absatz 2, eine Meldung nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig oder nicht rechtzeitig macht. 

(2) Ordnungswidrig handelt, wer gegen die Verordnung 
(EG) Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 21. Oktober 2009 über das Inverkehrbringen von 
Pflanzenschutzmitteln und zur Aufhebung der Richtlinien 
79/117/EWG und 91/414/EWG des Rates (ABI. L 309 vom 
24. 1 1 .2009, S. 1) verstößt, indem er vorsätzlich oder fahrläs- 
sig 

1. entgegen Artikel 28 Absatz 1 ein Pflanzenschutzmittel 
in Verkehr bringt, 

2. ohne Genehmigung nach Artikel 54 Absatz 1 Satz 1 ein 
Experiment oder einen Versuch durchführt, 

3. entgegen Artikel 66 Absatz 1 Satz 1 für ein nicht zuge- 
lassenes Pflanzenschutzmittel wirbt oder 

4. entgegen Artikel 67 Absatz 1 Satz 1 oder Satz 2 eine 
Aufzeichnung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder 
nicht für die vorgeschriebene Dauer führt. 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absat- 
zes 1 Nummer 1, 2, 3 Buchstabe a, Nummer 4, 6 bis 12, 17, 
21 bis 23 und 25 und des Absatzes 2 Nummer 1 bis 3 mit 
einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro, in den übrigen 


Fällen mit einer Geldbuße bis zu zehntausend Euro, geahn- 
det werden. 

(4) Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse, Kultursubstrate, 
Pflanzenschutzmittel, Pflanzenstärkungsmittel und Zusatz- 
stoffe, auf die sich eine Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 
Nummer 3 Buchstabe a, Nummer 7, 12, 20 bis 23 oder 
Nummer 25 oder Absatz 2 Nummer 1 bezieht, können ein- 
gezogen werden. 

(5) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Absatz 1 
Nummer 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist in 
den Fällen des Absatzes 1 Nummer 29 und des Absatzes 2 
Nummer 2 das Bundesamt für Verbraucherschutz und Le- 
bensmittelsicherheit. 

§69 

Strafvorschriften 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geld- 
strafe wird bestraft, wer 

1 . entgegen § 6 Absatz 5 einen Schadorganismus verbreitet, 

2. einer Rechtsverordnung nach § 14 Absatz 1 Nummer 1 
Buchstabe a oder einer vollziehbaren Anordnung auf 
Grund einer solchen Rechtsverordnung zuwiderhandelt, 
soweit sie für einen bestimmten Tatbestand auf diese 
StrafVorschrift verweist, 

3. entgegen § 14 Absatz 5 ein Pflanzenschutzmittel inner- 
gemeinschaftlich verbringt oder in Verkehr bringt oder 

4. eine in § 68 Absatz 1 Nummer 8,9, 10 oder Nummer 1 1 
bezeichnete vorsätzliche Handlung begeht, die sich auf 
ein Tier oder eine Pflanze einer streng geschützten Art 
bezieht. 

(2) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geld- 
strafe wird bestraft, wer 

1 . entgegen § 1 3 Absatz 2 Nummer 1 ein wild lebendes 
Tier einer besonders geschützten Art, die in Artikel 4 
Absatz 2 oder in Anhang I der Richtlinie 2009/147/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. No- 
vember 2009 über die Erhaltung der wildlebenden 
Vogelarten (ABI. L 20 vom 26.1.2010, S. 7) aufgeführt 
ist, tötet oder seine Entwicklungsformen aus der Natur 
entnimmt oder zerstört oder 

2. entgegen § 31 Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 ein Pflanzen- 
schutzmittel herstellt, innergemeinschaftlich verbringt 
oder in Verkehr bringt. 

(3) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geld- 
strafe wird bestraft, wer entgegen § 3 1 Absatz 5 Satz 1 
Nummer 2 ein Pflanzenschutzmittel herstellt, innergemein- 
schaftlich verbringt oder in Verkehr bringt. 

(4) Erkennt der Täter in den Fällen des Absatzes 1 
Nummer 4 oder des Absatzes 2 Nummer 1 leichtfertig 
nicht, dass sich die Handlung auf ein Tier oder eine Pflanze 
einer dort genannten Art bezieht, so ist die Strafe Freiheits- 
strafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe. 

(5) Die Tat ist nicht nach Absatz 1 Nummer 4, Absatz 2 
Nummer 1 oder Absatz 4 strafbar, wenn die Handlung eine 
unerhebliche Menge der Exemplare betrifft und unerheb- 
liche Auswirkungen auf den Erhaltungszustand der Art hat. 

(6) Der Versuch ist in den Fällen des Absatzes 1 
Nummer 1 , 2 und 3 strafbar. 
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Abschnitt 14 
Schlussbestimmungen 

§70 

Unberührtheitsklausel 

Unberührt bleiben 

1 . das Lebensmittel- und Futtemiittelgesetzbuch, 

2. das Bundes-Immissionsschutzgesetz, 

3. das Chemikaliengesetz, 

4. das Produktsicherheitsgesetz und 

5. das Gentechnikgesetz 

sowie die auf diese Gesetze gestützten Rechtsverordnungen. 
§71 

Besondere Vorsehriften zur Bekämpfung 
der Reblaus 

Durch Rechtsverordnung des Bundesministeriums für 
Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz mit Zu- 
stimmung des Bundesrates nach § 6 Absatz 1 wird die Be- 
kämpfung der Reblaus (Daktulosphaira vitifoliae Fitch) ge- 
regelt. Darüber hinaus körmen, soweit es zur Bekämpfung 
des Schadorganismus erforderlich ist, die Länder 

1 . über Rechtsverordnungen nach § 6 Absatz 1 hinaus wei- 
tergehende Regelungen zur Bekämpfung der Reblaus 
treffen, 

2. die Entschädigung für Maßnahmen zur Bekämpfung der 
Reblaus abweichend von § 54 Absatz 1 bis 3 regeln. 

§72 

Eilverordnungen 

(1) Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Verbraucherschutz karm bei Gefahr im Verzug 
Rechtsverordnungen nach § 7 Absatz 1 und 2, § 8 Absatz 1, 
§14 Absatz 1, §19 Absatz 2, §25 Absatz 3 oder §32 
Absatz 4, in den Fällen des § 6 Absatz 1 und 2 und des § 7 
Absatz 1 auch wenn es zur unverzüglichen Durchführung 
von Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaft oder der 
Europäischen Union erforderlich ist, ohne Zustimmung des 
Bundesrates und ohne Einvernehmen der jeweils zu beteili- 
genden Bundesministerien erlassen. 

(2) Rechtsverordnungen nach Absatz 1 treten spätestens 
sechs Monate nach ihrem Inkrafttreten außer Kraft. Ihre 
Geltungsdauer kann nur mit Zustimmung des Bundesrates 
verlängert werden. 

§73 

Verkündung von Rechtsverordnungen 

Rechtsverordnungen nach diesem Gesetz körmen ab- 
weichend von § 1 des Gesetzes über die Verkündung von 
Rechtsverordnungen auch im elektronischen Bundes- 
anzeiger^ verkündet werden. Auf Rechtsverordnungen, die 
im elektronischen Bundesanzeiger verkündet werden, ist 


2 Amtlicher Hinweis: www.ebundesanzeiger.de 


unter Angabe der Stelle ihrer Veröffentlichung und des 
Tages ihres Inkrafttretens nachrichtlich im Bundesgesetz- 
blatt hinzuweisen. 

§74 

Ühergangsvorschriften 

(1) Unterlagen, die Anträgen auf Zulassung eines Pflan- 
zenschutzmittels vor dem . . . [einsetzen: Tag des Inkrafttre- 
tens dieses Gesetzes] beigefügt worden sind, dürfen nur zu- 
gunsten Dritter verwertet werden, wenn 

1. der Vorantragsteller deren Verwertung schriftlich zuge- 
stimmt hat oder 

2. die erstmalige Zulassung des Pflanzenschutzmittels des 
Vorantragstellers, auf das sich die beabsichtigte Verwer- 
tung bezieht, in einem Mitgliedstaat länger als zehn 
Jahre zurückliegt. 

Ist keiner der in dem Pflanzenschutzmittel enthaltenen 
Wirkstoffe in Anhang 1 der Richtlinie 9 1/4 14/EWG aufge- 
nommen, so begirmt die Zehnjahresfrist nach Satz 1 
Nummer 2 mit der erstmaligen nach dem 1. Juli 1998 erteil- 
ten Zulassung. 

(2) Pflanzenschutzmittel, die vor dem . . . [einsetzen: Tag 
des Inkrafttretens dieses Gesetzes] zugelassen worden sind, 
dürfen noch in Verkehr gebracht werden, bis ihre Zulassung 
durch Zeitablauf endet, es sei denn, die Zulassung endet zu 
einem früheren Zeitpunkt durch Widerruf oder Rücknahme. 
Pflanzenschutzmittel, für die eine Verkehrsfähigkeitsbe- 
scheinigung vor dem . . . [einsetzen: Tag des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes] erteilt worden ist, dürfen noch bis zu dem 
in Artikel 52 Absatz 6 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 
bestimmten Zeitpunkt in Verkehr gebracht werden. 

(3) Anträge auf Zulassung eines Pflanzenschutzmittels, 
die vor dem 14. Juni 2011 vollständig beim Bundesamt für 
Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit eingegangen 
sind, sind nach den vor dem . . . [einsetzen: Tag des Inkraft- 
tretens dieses Gesetzes] geltenden Bestimmungen zu bear- 
beiten und zu entscheiden. Gleiches gilt für am . . . [einset- 
zen: Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes] geltende Zulas- 
sungen, die auf Grund der Entscheidung über die Aufnahme 
des darin enthaltenen Wirkstoffes in Anhang I der Richtlinie 
91/414/EWG oder der Genehmigung des Wirkstoffes nach 
Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 zu ändern 
oder zu widerrufen sind. 

(4) Ein Antrag auf vorläufige Zulassung eines Pflanzen- 
schutzmittels, das einen der in Artikel 80 Absatz 1 der Ver- 
ordnung (EG) Nr. 1107/2009 aufgeführten Wirkstoff ent- 
hält, nach § 15c des Pflanzenschutzgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Mai 1998 (BGBl. I S. 971, 
1527, 3512), das zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes vom 
29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542) geändert worden ist, kann 
noch bis zur Entscheidung über die Genehmigung des Wirk- 
stoffes nach der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 gestellt 
werden. 

(5) Pflanzenschutzmittel, die einen noch nicht nach 
Artikel 28 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 genehmig- 
ten Safener oder Synergisten enthalten, können noch wäh- 
rend eines Zeitraums von fünf Jahren nach Verabschiedung 
des Arbeitsprogrammes nach Artikel 26 der Verordnung 
(EG) Nr. 1107/2009 zugelassen werden. 
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(6) § 9 ist mit folgenden Maßgaben anzuwenden: 

1. Bei Personen, die am ... [einsetzen: Tag des Inkraft- 
tretens dieses Gesetzes] sachkundig nach den Vorschrif- 
ten der §§ 10, 10a und 22 des Pflanzenschutzgesetzes in 
der Fassung der Bekarmtmachung vom 14. Mai 1998 
(BGBl. 1 S. 971, 1527, 3512), das zuletzt durch 
Artikel 13 des Gesetzes vom 29. Juli 2009 (BGBl. 1 
S. 2542) geändert worden, ist in Verbindung mit der 
Pflanzenschutz-Sachkundeverordnungvom28. Juli 1987 
(BGBl. 1 S. 1752), die zuletzt durch die Verordnung vom 

2. Juli 2010 (BGBl. 1 S. 872) geändert worden ist, gewe- 
sen sind, gelten die Ausbildungs- und Befähigungsnach- 
weise, aus denen sich bis ... [einsetzen: Tag des Inkraft- 
tretens dieses Gesetzes] die Sachkunde ergeben hat, bis 
zum 26. November 2015 als Sachkundenachweis im 
Sinne des § 9. Personen nach Satz 1 können bis 26. Mai 
2015 auf der Grundlage der Pflanzenschutz-Sachkunde- 
verordnung in der am . . . [einsetzen: Tag des Inkraft- 
tretens dieses Gesetzes] geltenden Fassung einen Antrag 
auf Ausstellung eines Sachkundenachweises nach § 9 
stellen. Für Personen nach Satz 1 beginnt der Fünljahres- 
zeitraum für Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen im 
Sinne des § 9 Absatz 4 am 1. Januar 2013. Die zustän- 
dige Behörde kann den in Satz 1 genannten Personen die 
Ausübung der in § 9 Absatz 1 genannten Tätigkeiten un- 
tersagen, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, 
dass derjenige, der diese Tätigkeiten ausübt, nicht die er- 
forderlichen fachlichen Kenntnisse und Fertigkeiten hat. 
§ 9 Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 finden Anwendung. 

2. Bei Personen, die sich am . . . [einsetzen: Tag des Inkraft- 
tretens dieses Gesetzes] in einer Aus-, Fort- oder Weiter- 
bildung befanden, die Sachkunde im Pflanzenschutz ver- 
mitteln soll, wird der Sachkundenachweis nach § 9 auf 
der Grundlage der Pflanzenschutz-Sachkundeverord- 
nung in der am . . . [einsetzen: Tag des Inkrafttretens die- 
ses Gesetzes] geltenden Fassung erteilt. 

3. Bei Personen, die nach dem ... [einsetzen: Tag des In- 
krafttretens dieses Gesetzes] eine Aus-, Fort- oder 
Weiterbildung beginnen, die Sachkunde im Pflanzen- 
schutz vermitteln soll, wird der Sachkundenachweis 
nach § 9 nach der Pflanzenschutz-Sachkundeverordnung 
in der jeweils geltenden Fassung erteilt. 

(7) § 23 Absatz 1 ist ab dem 26. November 2015 anzu- 
wenden. 

(8) Pflanzenstärkungsmittel, die vor dem ... [einsetzen: 
Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes] rechtmäßig in Ver- 
kehr gebracht worden sind, dürfen, noch bis ... [einsetzen: 
zwölf Monate nach dem Tag des Inkrafttretens dieses Geset- 
zes] in Verkehr gebracht werden. 

(9) Die §§42 bis 44 treten an dem Tag außer Kraft, an 
dem die in Artikel 58 Absatz 2 der Verordnung (EG) 
Nr. 1107/2009 bezeichnete Verordnung erstmals wirksam 
wird. Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Verbraucherschutz gibt den Tag nach Satz 1 im 
Bundesgesetzblatt bekannt. 

(10) Zusatzstoffe, die vor dem ... [einsetzen: Datum des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes] nach den bis zu diesem Zeit- 
punkt geltenden Vorschriften in Verkehr gebracht worden 
sind, dürfen noch bis zum . . . [einsetzen: zehn Jahre nach In- 


krafttreten dieses Gesetzes] in Verkehr gebracht und ange- 
wendet werden. 

(11) Stoffe und Zubereitungen, die vor dem . . . [einsetzen: 
Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes] nach § 6a Absatz 4 
Nummer 3 Buchstabe a des Pflanzenschutzgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Mai 1998 (BGBl. I 
S. 971, 1527, 3512), das zuletzt durch Artikel 13 des Geset- 
zes vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542) geändert worden 
ist, in der zu diesem Zeitpunkt geltenden Fassung gelistet 
sind und die nicht in Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG 
aufgenommen worden sind und die ausschließlich aus einem 
oder mehreren Stoffen bestehen, welche ab dem . . . [einset- 
zen: Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes] als Grundstoff 
nach Artikel 23 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 zu ge- 
nehmigen sind und für die ein solcher Antrag bis zum . . . 
[einsetzen: sechs oder zwölf Monate nach Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes] gestellt worden ist, dürfen noch so lange zur 
Anwendung im eigenen Betrieb hergestellt werden, bis über 
diesen Antrag auf Genehmigung nach Artikel 23 der Verord- 
nung (EG) Nr. 1107/2009 entschieden worden ist. 

(12) Pflanzenschutzmittel, die vor dem ... [einsetzen: 
Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes] für die Anwendung 
im Haus- und Kleingartenbereich gekennzeichnet worden 
sind, gelten als zugelassen für nichtberufliche Anwender. 
Sie dürfen mit dieser Kennzeichnung noch bis zum 14. Juni 
2015 in Verkehr gebracht werden. 

(13) Pflanzenschutzmittel, die nach den am ... [einset- 
zen: Tag vor Inkrafttreten dieses Gesetzes] geltenden Be- 
stimmungen gekennzeichnet sind, dürfen noch bis zum 
14. Juni 2015 in Verkehr gebracht werden. 

Artikel 2 

Aufhebung pflanzensehutzreehtlieher 
Vorsehriften 

(1) Das Pflanzenschutzgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 14. Mai 1998 (BGBl. I S. 971, 1527, 
3512), das zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes vom 
29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542) geändert worden ist, wird 
aufgehoben. 

(2) Das Gesetz über die vorläufige Durchführung unmit- 
telbar geltender Vorschriften der Europäischen Union über 
die Zulassung oder Genehmigung des Inverkehrbringens 
von Pflanzenschutzmitteln vom 23. Mai 2011 (BGBl. I 
S. 925) wird aufgehoben. 

Artikel 3 

Änderung des Düngegesetzes 

In § 2 Nummer 7 des Düngegesetzes vom 9. Januar 2009 
(BGBl. I S. 54), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes 
vom 9. Dezember 2010 (BGBl. I S. 1934) geändert worden 
ist, wird die Angabe „§ 2 Nr. 10“ durch die Angabe „§ 2 
Nummer 16“ ersetzt. 

Artikel 4 

Änderung des BfR-Gesetzes 

In § 2 Absatz I des BfR-Gesetzes vom 6. August 2002 
(BGBl. I S. 3082), das zuletzt durch Artikel 15 Absatz 55 
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des Gesetzes vom 5. Februar 2009 (BGBl. 1 S. 160) geän- 
dert worden ist, wird der Schlusspunkt durch ein Komma 
ersetzt und es wird folgende Nummer 13 angefiigt: 

„13. Unterrichtung und Beratung der Bundesregierung auf 
dem Gebiet der Auswirkungen von Pflanzenschutz- 
mitteln im Hinblick auf die Gesundheit von Mensch 
und Tier.“ 

Artikel 5 

Änderung des Bundesnatursehutzgesetzes 

ln § 5 Absatz 2 des Bundesnaturschutzgesetzes vom 
29. Juli 2009 (BGBl. 1 S. 2542), das durch Artikel 3 des Ge- 
setzes vom 28. Juli 2011 (BGBl. 1 S. 1690) geändert worden 
ist, wird die Nummer 6 wie folgt gefasst: 

„6. die Anwendung von Düngemitteln und Pflanzenschutz- 
mitteln hat nach Maßgabe des landwirtschaftlichen 
Fachrechtes zu erfolgen; eine Dokumentation über die 
Anwendung von Düngemitteln ist nach Maßgabe des 
§ 7 der Düngeverordnung in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 27. Februar 2007 (BGBl. 1 S. 221), die 
zuletzt durch Artikel 18 des Gesetzes vom 31. Juli 2009 
(BGBl. 1 S. 2585) geändert worden ist, sowie eine 
Dokumentation über die Anwendung von Pflanzen- 
schutzmittel ist nach Maßgabe des Artikels 67 Absatz 1 
Satz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 zu führen.“ 

Artikel 6 

Änderung des Chemikaliengesetzes 

§ 2 Absatz 3 Nummer 2 des Chemikaliengesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 2. Juli 2008 (BGBl. 1 
S. 1146), das durch Artikel 1 des Gesetzes vom ... [einfü- 
gen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des Gesetzes] ge- 
ändert worden ist, wird wie folgt gefasst: 


„2. soweit sie einem Zulassungsverfahren nach pflanzen- 
schutzrechtlichen Regelungen unterliegen.“ 

Artikel 7 

Änderung des Umweltsehadensgesetzes 

Anlage 1 Nummer 7 Buchstabe c des Umweltschadens- 
gesetzes vom 10. Mai 2007 (BGBl. 1 S. 666), das zuletzt 
durch Artikel 14 des Gesetzes vom 31. Juli 2009 (BGBl. 1 
S. 2585) geändert worden ist, wird wie folgt gefasst: 

„c) Pflanzenschutzmittel im Sinne des Artikels 2 Absatz 1 
der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europäischen 
Parlamentes und des Rates vom 21. Oktober 2009 über 
das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln und zur 
Aufhebung der Richtlinien 79/ 11 7/EWG und 91/414/ 
EWG des Rates (ABI. L 309 vom 24.11.2009, S. 1);“. 

Artikel 8 

Änderung der Verpaekungsverordnung 

ln § 3 Absatz 7 Nummer 2 der Verpackungsverordnung 
vom 21. August 1998 (BGBl. 1 S. 2379), die zuletzt durch 
Artikel 14 der Verordnung vom 9. November 2010 (BGBl. 1 
S. 1504) geändert worden ist, werden die Wörter „im Sinne 
des § 2 Nr. 9 des Pflanzenschutzgesetzes“ durch die Wörter 
„im Sinne des Artikels 2 Absatz 1 der Verordnung (EG) 
Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 21. Oktober 2009 über das Inverkehrbringen von 
Pflanzenschutzmitteln und zur Aufhebung der Richtlinien 
79/117/EWG und 91/414/EWG des Rates (ABI. L 309 vom 
24.11.2009, S. 1),“ ersetzt. 

Artikel 9 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 
I. Zielsetzung und Gründe 

Der vorliegende Gesetzentwurf dient der Umsetzung 

- der Richtlinie 2009/128/EG des Europäischen Parla- 
ments und des Rates über einen Aktionsrahmen der Ge- 
meinschaft für die nachhaltige Verwendung von Pesti- 
ziden (ABI. L 309 vom 24.11.2009, S. 71) und 

- der Richtlinie 2009/1 43/EG des Rates zur Änderung der 
Richtlinie 2000/29/EG hinsichtlich der Übertragung von 
Laboruntersuchungen (ABI. L 318 vom 4.12.2009, 
S. 23) 

sowie der Anpassung des Pflanzenschutzgesetzes an fol- 
gende Rechtsakte der Europäischen Union: 

- der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 über 
das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln und zur 
Aufhebung der Richtlinien 79/117/EWG und 91/414/ 
EWG des Rates (ABI. L 309 vom 24.11.2009, S. 1), 

- der Richtlinie 2009/127/EG des Europäischen Parla- 
ments und des Rates zur Änderung der Richtlinie 2006/ 
42/EG betreffend Maschinen zur Ausbringung von 
Pestiziden (ABI. L 310 vom 25.11.2009, S. 29), 

- der Verordnung (EG) Nr. 1185/2009 des Europäischen 
Parlaments und des Rates über Statistiken zu Pestiziden 
(ABI. L 324 vom 10.12.2009, S. 1), 

- der Verordnung (EU) Nr. 547/2011 der Kommission 
vom 8. Juni 2011 zur Durchführung der Verordnung 
(EG) Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments und 
des Rates hinsichtlich der Kennzeichnungsanforde- 
rungen für Pflanzenschutzmitteln (ABI. L 155 vom 
11.6.2011,8. 176). 

Auf Grund der Ablösung des bisherigen Pflanzenschutz- 
gesetzes (PtlSchG) dient der Gesetzentwurf auch der Um- 
setzung der Richtlinien der Europäischen Union, die bereits 
mit dem bisherigen Pflanzenschutzgesetz in nationales 
Recht umgesetzt worden sind und weiterhin Bestand haben. 

Die Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 regelt dabei das Ver- 
fahren der Zulassung von Pflanzenschutzmitteln neu. Wie 
bisher die Richtlinie 9 1/4 14/EWG des Rates sieht die Ver- 
ordnung vor, dass die Genehmigung von Wirkstoffen in 
einem Verfahren auf europäischer Ebene erfolgt, die Zulas- 
sung der jeweiligen Pflanzenschutzmittel in ihrer konkreten 
Formulierung auf nationaler Ebene. Wesentliche neue Ele- 
mente sind dabei die zonale Zulassung und das Prinzip der 
gegenseitigen Anerkennung. Derjenige, der die Zulassung 
eines Pflanzenschutzmittels veranlassen will, kann künftig 
einen Antrag auf Zulassung für mehrere Länder innerhalb 
einer bestimmten Zone gleichzeitig stellen und zwar grund- 
sätzlich bei einer Zulassungsbehörde seiner Wahl, die dann 
den Antrag federführend prüft. Wird das Pflanzenschutzmit- 
tel von der prüfenden Zulassungsbehörde nach den Vorga- 
ben der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 zugelassen, ist es 
auch in den anderen Ländern, für die der Antrag gestellt 
worden ist, von den dortigen Zulassungsbehörden zuzulas- 


sen, ggf unter Anpassung der Anwendungsbestimmungen. 
Bei der gegenseitigen Anerkennung kann für ein Pflanzen- 
schutzmittel, das bereits in einem Mitgliedstaat zugelassen 
ist, in einem weiteren Mitgliedstaat ein Antrag auf Zulas- 
sung gestellt werden. Der letztgenarmte Mitgliedstaat ist 
grundsätzlich verpflichtet, dass Pflanzenschutzmittel zuzu- 
lassen. Auf diese Weise soll eine größere Harmonisierung 
und ein Abbau von Wettbewerbsverzerrungen erreicht wer- 
den. 

Da das Zulassungsverfahren und die Zulassungsvorausset- 
zungen durch die Verordnung unmittelbar geregelt werden, 
können die entsprechenden Regeln des Pflanzenschutz- 
gesetzes entfallen. Zu regeln sind stattdessen die nationalen 
Zuständigkeiten sowie einige ergänzende Bestimmungen zu 
den Zulassungen. 

Die Richtlinie 2009/1 28/EG bezieht sich im Wesentlichen 
auf die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln. Entspre- 
chende Regelungen gab es bisher noch nicht auf europä- 
ischer Ebene. Kemelement der Richtlinie ist, dass die Mit- 
gliedstaaten verpflichtet werden, nationale Aktionspläne zur 
nachhaltigen Anwendung von Pflanzenschutzmitteln zu ent- 
wickeln, um Risiken für Mensch, Tier und Naturhaushalt, 
die durch die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln entste- 
hen können, zu verringern. Die allgemeinen Grundsätze des 
integrierten Pflanzenschutzes werden 2014 verbindlich in 
allen Mitgliedstaaten einzuführen sein. Weitere Elemente 
sind u. a. eine Sachkunde- und Fortbildungspflicht für 
Pflanzenschutzmittelanwender, Berater und Händler, die 
Bindung des Kaufs von Pflanzenschutzmitteln an das Vor- 
liegen eines Sachkundenachweises sowie die regelmäßige 
Prüfung von Pflanzenschutzgeräten. Im Grundsatz waren 
viele Elemente der Richtlinie bereits im deutschen Pflan- 
zenschutzrecht enthalten, allerdings ist eine Anpassung ent- 
sprechend den neuen EU-rechtlichen Vorgaben erforderlich. 

Die Richtlinie 2009/1 27/EG ergänzt die so genannte EU- 
Maschinenrichtlinie. Erstmals werden in dieser Richtlinie 
auch Anforderungen an die Umwelteigenschaften von 
neuen Pflanzenschutzgeräten festgelegt. Diese sind durch 
die CE-Kennzeichnung vom Hersteller zu garantieren. Das 
bisherige obligatorische nationale Erklärungsverfahren vor 
dem erstmaligen Inverkehrbringen eines Pflanzenschutzge- 
rätetyps ist daher aufzuheben. Vorgesehen ist aber die Mög- 
lichkeit einer freiwilligen Prüfung von Geräten auf be- 
stimmte, über die allgemeinen Anforderungen hinaus- 
gehende Eigenschaften, wie Abdrift- oder Verlustminde- 
rung. 

Die Verordnung (EG) Nr. 1185/2009 schließlich verpflichtet 
die Mitgliedstaaten dazu, bestimmte Daten über das Inver- 
kehrbringen von Pflanzenschutzmitteln sowie über die An- 
wendung von Pflanzenschutzmitteln in landwirtschaftlichen 
Betrieben in regelmäßigen Abständen an die Europäische 
Kommission zu übermitteln. Eine jährliche Statistik zum In- 
verkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln wird bereits nach 
der bisherigen gesetzlichen Regelung in § 19 PflSchG (alt), 
beruhend auf Meldungen der Zulassungsinhaber und Impor- 
teure vom Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 
mittelsicherheit erstellt. Diese Regelung kann daher beibe- 
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halten werden. Die neu hinzukommende Statistik über die 
Anwendung von Pflanzenschutzmitteln soll durch repräsen- 
tative Erhebungen des Julius Kühn-lnstitutes, Bundesfor- 
schungsinstitut für Kulturpflanzen (Julius Kühn-lnstitut), 
mit freiwillig teilnehmenden Betrieben gewonnen werden. 

Wegen der Vielzahl der erforderlichen Änderungen wurde 
die Form eines Ablösegesetzes gewählt. Dies ermöglicht, 
auch im Interesse der Rechtsklarheit, eine neue Strukturie- 
rung des Gesetzes. Bisherige Regelungen, die von den Än- 
derungen des EG-Rechtes nicht betroffen sind, werden da- 
bei, ggf an einer anderen Stelle des Gesetzes, weitgehend 
unverändert übernommen. Die Anpassung des bisherigen 
Pflanzenschutzgesetzes an die neuen EG-rechtlichen Vorga- 
ben geht dabei nicht über eine 1 : 1 -Umsetzung hinaus. 

II. Gesetzgebungskompetenz 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich aus 
Artikel 74 Absatz 1 Nummer 1 des Grundgesetzes (GG) und 
aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 20 GG. Gemäß Artikel 72 
Absatz 2 GG in Verbindung mit Artikel 74 Absatz 1 Num- 
mer 20 GG ist eine bundeseinheitliche Regelung erforder- 
lich, da die Zulassung von Pflanzenschutzmitteln auch nach 
den Vorgaben des EG-Rechtes durch eine nationale Zulas- 
sungsbehörde erfolgen muss. Ebenfalls erforderlich zur 
Wahrung einheitlicher Wettbewerbsbedingungen und des 
Verbraucher- und Umweltschutzes sind bundesweit geltende 
Regelungen über die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln. 

III. Kosten 

Durch die Umsetzung von EU-Rechtsakten und die Anpas- 
sung des Pflanzenschutzrechtes an EU-rechtliche Vorschrif- 
ten und Vorgaben entstehen Bund und Ländern Kosten 
durch die Durchführung der sich aus dem Pflanzenschutzge- 
setz ergebenden Aufgaben. 

Für die Behörden des Bundes bestehen diese Aufgaben in 
erster Linie in der Durchführung der verschiedenen Zulas- 
sungs- und Genehmigungsverfahren für Pflanzenschutzmit- 
tel sowie für die verbindliche Einführung des nationalen 
Aktionsplans. Die Zulassungs- und Genehmigungsverfah- 
ren werden in Zukunft im Wesentlichen auf Grundlage der 
Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 durchgeführt. Auch bisher 
sind die Zulassungs- und Genehmigungsverfahren durch 
Bundesbehörden durchgeführt worden, es besteht weiterhin 
die Möglichkeit der Gebührenerhebung. Gegenüber den bis- 
herigen Zulassungsverfahren aber sieht die Verordnung 
(EG) Nr. 1107/2009 verpflichtend verschiedene ergänzende 
Prüfverfahren vor, so die Prüfung von Beistoffen oder die 
Genehmigung von Safenern, Synergisten und Zusatzstoffen. 

Durch die Einführung des neuen Rechtsbereiches der Richt- 
linie 2009/128/EG und der Verordnung (EG) Nr. 1185/2009 
entstehen zusätzliche Ausgaben durch Erhebungen von 
Daten über die Anwendung und den Absatz von Pflanzen- 
schutzmitteln und für die Begleitung des nationalen Ak- 
tionsplans zur nachhaltigen Anwendung von Pflanzen- 
schutzmitteln durch das Julius Kühn-lnstitut und die Bun- 
desanstalt für Landwirtschaft und Ernährung. Die Aufstel- 
lung des nationalen Aktionsplans ergibt sich aus den EU- 
rechtlichen Vorgaben. 

Für die Durchführung der durch das Gesetz zur Neuordnung 
des Pflanzenschutzrechtes übertragenen Aufgaben bzw. für 


die organisatorische und fachliche Betreuung der Arbeiten 
zum Nationalen Aktionsplan entsteht bei den zuständigen 
Behörden Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 
mittelsicherheit, Bundesinstitut für Risikobewertung, Bun- 
desanstalt für Landwirtschaft und Ernährung und Umwelt- 
bundesamt ein zusätzlicher dauerhafter Personalbedarf in 
Höhe von insgesamt 

31,5 Stellen (18,5 hD, 9 gD, 5mD); und zwar 

- beim Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 
mittelsicherheit 2,5 hD, 1 gD, 4 mD 

- beim Bundesinstitut für Risikobewertung 7 hD und 5 gD 

- bei der Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung 
2 hD und 1 gD 

- beim Umweltbundesamt 7 hD, 2 gD, 1 mD 

Wie bisher können für die Zulassungen und Genehmigun- 
gen für Pflanzenschutzmittel bzw. die Prüfung von Wirk- 
stoffen durch das Bundesamt für Verbraucherschutz und 
Lebensmittelsicherheit Gebühren erhoben werden, bei 
denen auch die Mitwirkungshandlungen zu beteiligender 
Behörden zu berücksichtigen sind. Zusätzliche Kosten ent- 
stehen für die Durchführung zur Erfüllung der Verpflichtun- 
gen aus der Verordnung (EG) Nr. 1185/2009 in Höhe von 
30 000 Euro jährlich. 

Bei dem Julius Kühn-lnstitut entstehen zusätzliche Sach- 
kosten in Höhe von 76 000 Euro zu den Erhebungen im 
Rahmen der Verordnung (EG) Nr. 1185/2009 sowie zur Er- 
mittlung des notwendigen Maßes im Rahmen der Langzeit- 
studien zum nationalen Aktionsplan für die Jahre 2012 und 
2013 und danach 28 000 Euro jährlich. Zusätzlich entstehen 
einmalig Sachkosten bei der Bundesanstalt für Landwirt- 
schaft und Ernährung in Höhe von 96 000 Euro. 

Der Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln soll finanziell 
und stellenmäßig im jeweiligen Einzelplan ausgeglichen 
werden. 

Den Ländern entstehen Kosten durch die Durchführung der 
erforderlichen Kontrollen. Die dabei entstehenden Kosten 
entsprechen den Kosten, die bereits jetzt durch die Durch- 
führung von Kontrollen entstehen. Außerdem entstehen 
nach Angaben der Länder zusätzliche Kosten durch neue 
Aufgaben, insbesondere durch die Mitwirkung an der 
Durchführung des nationalen Aktionsplans und die erfor- 
derliche intensivere Beratung hinsichtlich des integrierten 
Pflanzenschutzes. Konkrete Angaben über die Höhe der 
Kosten liegen nicht von allen Ländern vor. Soweit Angaben 
vorliegen, handelt es sich in erster Linie um Personalkosten. 
So geht beispielsweise Baden- Württemberg von zusätz- 
lichen Personal- und Sachkosten in Höhe von ca. 2 bis 
3 Mio. Euro pro Jahr aus, Bayern rechnet mit jährlichen 
Mehrkosten von 800 000 bis 900 000 Euro, Bremen geht 
von jährlichen Personalkosten in Höhe von 26 000 Euro 
aus. Die Unterschiede sind durch die jeweilige Agrarstruk- 
tur bedingt. Zur Berücksichtigung der Interessen der Länder 
sieht der Gesetzentwurf daher vor, dass der nationale Ak- 
tionsplan unter Mitwirkung der Länder zu entwickeln ist. 

Hinsichtlich der Kosten für die Wirtschaft ist in Bezug auf 
die Zulassungs- und Genehmigungsverfahren für Pflanzen- 
schutzmittel davon auszugehen, dass die Kosten in etwa den 
zurzeit bestehenden Kosten entsprechen. Da nach den neuen 
Verfahren ein Antrag auf Zulassung eines Pflanzenschutz- 
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mittels künftig nicht mehr in jedem Mitgliedstaat einzeln 
gestellt werden muss, sondern für eine ganze Zone gestellt 
werden kann, kann es auch für europaweit tätige Unterneh- 
men zu einer Entlastung kommen. Zudem entfällt das obli- 
gatorische Erklärungsverfahren für Pflanzenschutzgeräte, 
so dass es hier zu einer Entlastung der Wirtschaft kommt. 

Auswirkungen auf das Verbraucherkostenniveau sind nicht 
zu erwarten. 

IV. Bürokratiekosten 

Unmittelbar aus der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 erge- 
ben sich künftig die Regeln über die Genehmigung eines 
Wirkstoffs, den Antrag auf Zulassung eines Pflanzenschutz- 
mittels, auf Erweiterung einer Zulassung, die Anwendung 
von Pflanzenschutzmitteln zu Versuchszwecken, die Geneh- 
migung zum Parallelhandel sowie die Aufzeichnungspflicht 
bei der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln. Durch die 
Anpassung des Pflanzenschutzgesetzes an die neuen EU- 
rechtlichen Vorschriften sind die entsprechenden Infonna- 
tionspflichten daher im neuen Pflanzenschutzgesetz nicht 
mehr enthalten. So entfällt z. B. der bisherige § 12 (Antrag 
auf Zulassung eines Pflanzenschutzmittels). Die Antrags- 
pflicht für die Zulassung eines Pflanzenschutzmittels ergibt 
sich nun aus Artikel 33 der Verordnung (EG) Nr. 1107/ 
2009. Eine tatsächliche Entlastung der Wirtschaft ergibt 
sich dadurch nicht. 

Das obligatorische Erklärungsverfahren vor dem Inverkehr- 
bringen eines Pflanzenschutzgerätes entfällt ersatzlos, so 
dass entsprechende Bürokratiekosten (ca. 18 000 Euro jähr- 
lich) nicht mehr entstehen. 

Alle neu aufgenommenen Informationspflichten sind EU- 
rechtlich bedingt: 

- Die Richtlinie 2009/128/EG sieht vor, dass die Mitglied- 
staaten eine Bescheinigungsregelung für die Sachkunde 
einführen und künftig obligatorisch ein entsprechender 
Sachkundenachweis bei der zuständigen Behörde bean- 
tragt werden muss. Die nationale Umsetzung findet sich 
in § 9; danach ist für Anwendung, Beratung und Verkauf 
künftig ein Antrag auf Ausstellung eines Sachkunde- 
nachweises zu stellen. Auch nach dem bisherigen Recht 
mussten Personen, die Pflanzenschutzmittel in einem 
Betrieb der Landwirtschaft, des Gartenbaus oder der 
Forstwirtschaft anwenden, sowie Verkäufer und Berater 
sachkundig sein und dies auf Verlangen der zuständigen 
Behörde nachweisen. Die Sachkunde wird bisher erlangt 
durch bestimmte, in der Pflanzenschutz-Sachkunde- 
verordnung aufgeführte Berufsabschlüsse oder durch 
Ablegung einer Prüfung. Da der Sachkundenachweis 
grundsätzlich unbefristet ist, fallen die Kosten für die 
Antragsteller nur einmal an. Für die Stellung des Antra- 
ges ist von einem Zeitaufwand von 30 Minuten auszuge- 
hen. Bei einem durchschnittlichen Lohnniveau von 
30,20 Euro (Landwirtschaft) ist von Kosten in Höhe von 
15,10 Euro auszugehen. Die jährliche Fallzahl lässt sich 
noch nicht beziffern. Für Personen, die bereits nach gel- 
tendem Recht sachkundig sind, sind Übergangsfristen 
vorgesehen. Ebenfalls in § 9 ist vorgesehen, dass sach- 
kundige Personen mindestens einmal in fünf Jahren eine 
Weiter- oder Fortbildungsmaßnahme wahrnehmen müs- 
sen. Die Wahrnehmung einer solchen Maßnahme ist auf 
Verlangen der zuständigen Behörde nachzuweisen. Hier 


ist von einem Zeitaufwand von zehn Minuten auszuge- 
hen und damit von Kosten in Höhe von ca. 5 Euro. Die 
Fallzahl hängt von den Kontrollen der Länder ab und 
lässt sich im Voraus nicht beziffern, ln bestimmten Fäl- 
len kann die zuständige Behörde einen Sachkundenach- 
weis entziehen. Für einen Antrag auf erneute Ausstel- 
lung eines Sachkundenachweises ist von den gleichen 
Kosten wie bei einem Erstantrag auszugehen. 

- Artikel 12 der Richtlinie 2009/128/EG sieht vor, dass 
besondere Maßnahmen zur Risikominderung bei der An- 
wendung von Pflanzenschutzmitteln auf Flächen die von 
der Allgemeinheit genutzt werden, zu ergreifen sind. 
Vorgesehen ist daher in § 17 Absatz 1, dass auf solchen 
Flächen nur Pflanzenschutzmittel angewendet werden 
dürfen, bei denen neben der allgemeinen Zulassungsprü- 
fung auch die Eignung für diese Flächen geprüft wurde. 
Diese Prüfung erfolgt gemäß § 17 Absatz 2 auf Antrag. 
Für die Stellung eines Antrages ist von einem Arbeits- 
aufwand von einer Stunde und damit Kosten in Höhe 
von 42 Euro (Durchschnitt, hohes Qualifikationsniveau) 
auszugehen. Die jährliche Fallzahl lässt sich noch nicht 
beziffern, da es sich um eine neue Regelung handelt. Da 
von ihrem Anwendungsgebiet nur eine begrenzte Zahl 
von zugelassenen Pflanzenschutzmitteln für eine solche 
Anwendung in Betracht, ist von nicht mehr als 50 Anträ- 
gen jährlich auszugehen. Es ist davon auszugehen, dass 
die meisten Anträge in der ersten Zeit nach Erlass des 
Gesetzes gestellt werden und die jährliche Fallzahl dann 
abnimmt. 

- Artikel 9 der Richtlinie 2009/128/EG sieht vor, dass 
Pflanzenschutzmittel nur mit Ausnahmegenehmigungen 
mit Luftfahrzeugen angewandt werden dürfen. § 1 8 setzt 
diese Informationspflicht mit der Regelung über die An- 
wendung von Pflanzenschutzmitteln mit Luftfahrzeugen 
um. Eine bundesweite Regelung gab es bisher nicht, teil- 
weise sahen Vorschriften der Länder entsprechende Re- 
gelungen vor. Für einen Antrag ist von einem Zeitauf- 
wand von zwei Stunden auszugehen und Kosten von ca. 
83 Euro (Landwirtschaft, hohes Qualifikationsniveau). 
Zu beachten ist, dass ein Antrag auch für mehrere An- 
wendungen gestellt werden kann. Die jährliche Fallzahl 
lässt sich noch nicht beziffern, wobei je nach Befalls- 
druck die Fallzahl von Jahr zu Jahr unterschiedlich aus- 
fallen kann. Artikel 9 der Richtlinie sieht ebenfalls vor, 
dass nur für die Anwendung solcher Pflanzenschutzmit- 
tel eine Genehmigung erteilt werden darf, die von den 
Mitgliedstaaten für eine solche Verwendung entspre- 
chend geprüft und genehmigt wurden. § 18 Absatz 4 
sieht daher vor, dass ein entsprechender Antrag beim 
Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsi- 
cherheit gestellt werden kann. Für die Stellung eines An- 
trags ist von einem Zeitaufwand von zwei Stunden und 
damit Kosten von 84 Euro (Durchschnitt, hohes Qualifi- 
kationsniveau) auszugehen. Wie bei Pflanzenschutzmit- 
teln zur Anwendung auf Flächen, die von der Allge- 
meinheit genutzt werden, kommt nur eine begrenzte 
Zahl von zugelassenen Pflanzenschutzmitteln für eine 
solche Anwendung in Betracht, es ist von nicht mehr als 
50 Anträgen jährlich auszugehen. Es ist davon auszu- 
gehen, dass die meisten Anträge in der ersten Zeit nach 
Erlass des Gesetzes gestellt werden und die jährliche 
Fallzahl dann abnimmt. 
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- § 20 Absatz 1 verpflichtet denjenigen, der einen geneh- 
migten Versuch mit einem Pflanzenschutzmittel durch- 
führt, den Versuchsbeginn der zuständigen Behörde des 
jeweiligen Landes anzuzeigen, da nur so eine Kontrolle 
möglich ist. Die Meldung kann formlos erfolgen. Es ist 
von einem Zeitaufwand von zehn Minuten und Kosten 
ca. 5 Euro (chemische Industrie, mittleres Qualifika- 
tionsniveau) auszugehen. Da bisher nur das Inverkehr- 
bringen von nicht zugelassenen Pflanzenschutzmitteln 
genehmigungspflichtig war, lässt sich die Anzahl der 
Meldungen noch nicht abschätzen. Die Gesamtzahl 
dürfte aber 500 Versuche pro Jahr einschließlich Ver- 
suchsprojekte nicht übersteigen. Die Genehmigungs- 
pflicht für die Durchführung der Versuche ergibt sich un- 
mittelbar aus der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009. 

- § 20 Absatz 4 verpflichtet denjenigen, der Versuche mit 
Pflanzenschutzmitteln im Labor durchführen will, die 
Aufnahme der Tätigkeit der zuständigen Behörde anzu- 
zeigen, da nur dann Kontrollen durch die zuständige Be- 
hörde möglich sind. Es ist von den gleichen Kosten wie 
bei der Meldepflicht nach § 20 Absatz 1 auszugehen. 

- § 23 Absatz 4 dient der Umsetzung von Artikel 6 
Absatz 3 der Richtlinie 2009/128/EG. Bereits im bisheri- 
gen Pflanzenschutzgesetz ist vorgesehen, dass der Ver- 
käufer eines Pflanzenschutzmittels den Käufer über die 
Anwendung des Mittels, insbesondere über Verbote und 
Beschränkungen zu unterrichten hat. Der neue § 23 
Absatz 4 ergänzt diese Pflicht dahingehend, dass bei der 
Abgabe von Pflanzenschutzmitteln an nicht berufliche 
Anwender allgemeine Informationen über die Risiken 
der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln zur Verfü- 
gung zu stellen sind. Da bereits jetzt ein Beratungsge- 
spräch verpflichtend ist, ist nicht von zusätzlichen Kos- 
ten auszugehen. 

- Nach § 36 Absatz 1 Satz 3 kann ein Zulassungsinhaber 
beantragen, dass ein für berufliche Anwender zugelasse- 
nes Pflanzenschutzmittel unter bestimmten Vorausset- 
zungen auch im Haus- und Kleingartenbereich angewen- 
det werden darf. Sofern der Antrag nicht bereits mit dem 
ursprünglichen Zulassungsantrag gestellt wird, ist je An- 
trag von einem Arbeitsaufwand von ca. zwei Stunden 
und damit Kosten in Höhe von ca 100 Euro (chemische 
Industrie, hohes Qualifikationsniveau) auszugehen. Über 
die jährlicher Fallzahl können noch keine Angaben ge- 
macht werden, da noch nicht abzusehen ist, inwieweit 
die Zulassungsinhaber von dieser Möglichkeit Gebrauch 
machen werden. 

- § 49 Absatz 2 sieht vor, dass das Bundesamt für Ver- 
braucherschutz und Lebensmittelsicherheit bei Verdacht 
des Missbrauchs die Vorlage bestimmter Unterlagen for- 
dern karm. Hier handelt es sich um Einzelfalle, so dass 
die Anzahl und der Arbeitsaufwand nicht im Voraus be- 
urteilt werden kann. 

- § 49 Absatz 3 verpflichtet Parallelimporteure Aufzeich- 
nungen zu fuhren, werm sie bei der Kennzeichnung ihrer 
Produkt nicht die Chargennummer des Herstellers ver- 
wenden. Die Aufzeichnungen sind für eine bessere 
Rückverfolgbarkeit erforderlich. Die Kosten hängen da- 
bei davon ab, für wie viele Produkte und Chargen eine 
Aufzeichnung zu führen ist, sowie von der gehandelten 
Menge. Für eine Aufzeichnung ist von einem Aufwand 


von zehn Minuten und damit Kosten in Höhe von ca. 
2 Euro (Handel, mittleres Qualifikationsniveau) auszu- 
gehen. 

- § 52 sieht vor, dass Hersteller oder Inverkehrbringer von 
Pflanzenschutzgeräten einen Antrag auf Prüfung ihres 
Gerätes auf Vorhandensein besonderer Eigenschaften 
oder auf Übereinstimmung mit den Anforderungen der 
Richtlinie 2009/127/EG stellen können. Ob ein solcher 
Antrag gestellt wird, liegt in der Entscheidung des Her- 
stellers oder Inverkehrbringers. Für die Stellung eines 
Antrages ist von einem Arbeitsaufwand von ca. zwei 
Stunden und damit Kosten in Höhe von 105 Euro (Ma- 
schinenbau, hohes Qualifikationsniveau) auszugehen. 
Bisher sind beim Julius Kühn-Institut jährlich ca. 30 bis 
40 Anträge pro Jahr auf Aufnahme in die Liste der 
abdriftmindemden oder verlustmindemden Pflanzen- 
schutzgeräte gestellt worden. Es ist davon auszugehen, 
dass die Zahl künftig etwa gleich bleibt. Ein Eintrag in 
die jeweiligen Listen ist für die Vermarktung des Gerätes 
vorteilhaft. Ob Hersteller oder Inverkehrbringer aueh die 
Überprüfung in Bezug auf die CE-Kennzeichnung dem 
Julius Kühn-Institut übertragen werden, ist noch nicht 
abzusehen. 

In § 4 Absatz 2 und 3, § 17 Absatz 4, § 18 Absatz 6 und 8, 
§ 20 Absatz 1, § 21 Absatz 3, § 36 Absatz 6 und § 61 Ab- 
satz 2 sind zusätzliche Informationspflichten für die Ver- 
waltung enthalten. Diese dienen der Unterrichtung der Öf- 
fentlichkeit z. B. über zugelassene Pflanzenschutzmittel 
oder der Unterrichtung der Behörden untereinander, um 
einen sachgerechten Vollzug des Pflanzenschutzgesetzes zu 
ermöglichen. 

Die weiteren Informationspflichten waren bereits im bisheri- 
gen Pflanzenschutzgesetz enthalten. Bei der Regelung in 
§ 5 1 handelt es sich nur um einen Unterfall der sich aus der 
Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 ergebenden Antragspflicht 
für Parallelimporte. Unter Berücksichtigung der Rechtspre- 
chung des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) ist für Ein- 
fuhr von Pflanzenschutzmitteln zum Eigenbedarf keine 
Kennzeichnung erforderlich. Eine Überprüfung im Rahmen 
der Novellierung hat keine weiteren Möglichkeiten der Ab- 
schaffung oder Vereinfachung von Inforaiationspflichten er- 
geben. 

V. Nachhaltigkeitsprüfung 

Der Gesetzentwurf entspricht dem Grundsatz der Nachhal- 
tigkeit. Die Voraussetzungen für die Zulassung von Pflan- 
zenschutzmitteln ergeben sich künftig aus der Verordnung 
(EG) Nr. 1107/2009. Zulassungsvoraussetzung ist u. a., dass 
das Pflanzenschutzmittel keine schädlichen Auswirkungen 
auf die Gesundheit von Menschen, einschließlich besonders 
gefährdeter Personengruppen, hat. Außerdem wird mit dem 
Gesetzentwurf der integrierte Pflanzenschutz verbindlich 
vorgeschrieben, der durch eine Kombination von Verfahren 
z. B. pflanzenzüchterischer oder anbautechnischer Maßnah- 
men die Anwendung chemischer Pflanzenschutzmittel auf 
das notwendige Maß beschränkt. Darüber hinaus wird das 
Verfahren zur Entwicklung des nationalen Aktionsplans zur 
nachhaltigen Anwendung von Pflanzenschutzmitteln festge- 
legt. Der Gesetzentwurf trägt daher zu einer umweltverträg- 
lichen Landwirtschaft bei, folgt dem Prinzip des vorsorgen- 
den Verbraucherschutzes und hat keine negativen Auswir- 
kungen auf die Artenvielfalt. Da sich der Gesetzentwurf nur 
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auf Fragen des Pflanzenschutzes einschließlich der Anwen- 
dung von Pflanzenschutzmittel bzw. der Pflanzengesundheit 
bezieht, ergeben sich daraus keine Auswirkungen auf die 
Indikatoren Flächeninanspruchnahme, Stickstoffüberschuss 
oder ökologischer Landbau. 

VI. Gleichstellungspolitische Bedeutung 

Der Gesetzentwurf enthält keine gleichstellungsrelevanten 
Aspekte. Spezifische Auswirkungen auf die Lebenssituation 
von Frauen und Männern sind nicht zu erwarten, da das Ge- 
setz ausschließlich sachbezogene Regelungen enthält. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 

Zu § 1 (Zweck) 

§ 1 entspricht weitgehend dem bisherigen § 1 , der die Ziel- 
setzung des Pflanzenschutzgesetzes festlegt. Nummer 3 
wurde dahingehend ergänzt, dass zu den Zielsetzungen nun 
auch die Vorbeugung vor Gefahren, die durch die Anwen- 
dung von Pflanzenschutzmitteln entstehen können, gehört. 
Damit greift § 1 die Zielsetzung von Artikel 1 der Richtlinie 
2009/128/EG im Hinblick auf die Risikominderung und 
auch das in der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 genannte 
Vorsorgeprinzip auf, mit dem Ziel, Gefahren, die für die Ge- 
sundheit von Mensch und Tier und den Naturhaushalt ent- 
stehen können, abzuwenden oder vorzubeugen. 

Zu § 2 (Begriffsbestimmungen) 

§ 2 enthält wie bisher die Liste der erforderlichen Definitio- 
nen, soweit sie nicht bereits in der Verordnung (EG) Nr. 1107/ 
2009 enthalten sind. Wortgleich von der bisherigen Defini- 
tion übernommen wurden die Definitionen unter den Num- 
mern 1 bis 9 und 11, 12, 14 und 15. Die in Nummer 2 aufge- 
fiihrte Definition des integrierten Pflanzenschutzes wurde aus 
Gründen der Rechtsklarheit beibehalten, da sie verständlicher 
und bestimmter ist als die Definition in Artikel 3 der Richtli- 
nie 2009/1 28/EG, sie entspricht ihr aber inhaltlich. So kommt 
die in der Richtlinie geforderte Abwägung aller verfügbaren 
Pflanzenschutzmethoden in der Formulierung „unter beson- 
derer Berücksichtigung“ zum Ausdruck. Der Aspekt der Ri- 
sikominderung wird insbesondere durch die Beschränkung 
der Anwendung chemischer Pflanzenschutzmittel auf das 
notwendige Maß aufgegriffen und umgesetzt. Dabei ist das 
notwendige Maß das Maß, das für eine sachgerechte Be- 
kämpfung von Schadorganismen erforderlich ist, wirtschaft- 
lich und ökologisch vertretbar ist und Risiken für die mensch- 
liche Gesundheit und den Naturhaushalt reduziert oder mini- 
miert. Die in Nummer 6 enthaltene Definition des Naturhaus- 
haltes wurde ebenfalls beibehalten. Wie bisher umfasst der 
Begriff „Wasser“ alle Gewässer, sowohl Oberflächen- als 
auch Grundwasser. Schadorganismen, gegen die sich die 
Maßnahmen des Pflanzenschutzes richten, werden - wie bis- 
her - als selbstverständlich ausgenommen, ohne das dies aus- 
drücklich gesagt wird. 

Folgende Definitionen sind neu bzw. wurden angepasst: 

Zu Nummer 10 (Pflanzenstärkungsmittel) 

Nummer 10 enthält eine neue Definition des Begriffs 
„Pflanzenstärkungsmittel“. Eine Anpassung der bisherigen 


Definition war unter Berücksichtigung der Definition zum 
Begriff „Pflanzenschutzmittel“ in Artikel 2 Absatz 1 der 
Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 notwendig. Pflanzen- 
stärkungsmittel sind nun Stoffe oder Mikroorganismen, die 
allgemein der Gesunderhaltung von Pflanzen dienen, ohne 
die Eigenschaften eines Pflanzenschutzmittels zu haben. Sie 
sind zu unterscheiden von Bodenhilfsstoffen und Pflanzen- 
hilfsmitteln nach § 2 des Düngegesetzes. 

Zu Nummer 13 (Anwendungsgebiet) 

Die bisherige Definition wird dahingehend ergänzt, dass bei 
der Festlegung eines Anwendungsgebiets auch der Verwen- 
dungszweck der zu behandelnden Pflanzen oder Pflanzen- 
arten berücksichtigt werden kann. Der jeweilige Verwen- 
dungszweck, z. B. zur Erzeugung von Saatgut oder zur 
Energiegewinnung, kann bei der Zulassung eines Pflanzen- 
schutzmittels insbesondere in Bezug auf Rückstandshöchst- 
gehalte eine Rolle spielen. 

Zu Nummer 16 (Beruflicher Anwender) 

Die neu aufgenommene Definition „beruflicher Anwender“ 
dient der Umsetzung von Artikel 3 Nummer 1 der Richtlinie 
2009/128/EG. 

Zu Nummer 17 (Reimport) 

Nummer 17 dient der Klarstellung, dass nur solche Pflan- 
zenschutzmittel als Reimport gelten und damit weder eine 
erneute Zulassung noch eine Genehmigung für den Parallel- 
handel benötigen, die in Deutschland zugelassen sind und 
sich noch in ihrer Originalpackung und Originaletikettie- 
rung befinden. Nur auf diese Weise kann ein Missbrauch 
ausgeschlossen werden. 

Zu Nummer 18 (Einfuhr) 

Nummer 18 legf angelehnt an die zollrechtlichen Bestim- 
mungen fest, dass Einfuhren nur Warensendungen aus Dritt- 
staaten sind. 

Zu Nummer 19 (innergemeinschaftliches Verbringen) 

Die Definition in Nummer 19 ergänzt Nummer 18. Beide 
Definitionen dienen einer klaren Abgrenzung zwischen den 
jeweiligen Warenströmen und den jeweils anzuwendenden 
gesetzlichen Bestimmungen. 

Zu § 3 (Gute fachliche Praxis und integrierter Pflanzen- 
schutz) 

Mit § 3 wird Artikel 14 der Richtlinie 2009/128/EG umge- 
setzt. Die allgemeinen Grundsätze des integrierten Pflan- 
zenschutzes, die bereits bisher Leitbild des Pflanzenschut- 
zes waren, werden ab 2014 bei der Durchführung des Pflan- 
zenschutzes verbindlich. Sie sind künftig Bestandteil der 
guten fachlichen Praxis. Absatz 1 Nummer 1 verweist daher 
entsprechend auf Anhang 111 der Richtlinie 2009/128/EG. 
Die Formulierung unter Absatz 1 Nummer 2 und 3 ent- 
spricht dem bisherigen § 2a, der die Grundsätze für die 
Durchführung der guten fachlichen Praxis im Pflanzen- 
schutz weiter erläutert. Diese sind auch unter Berücksichti- 
gung von Anhang 111 der Richtlinie weiter zu entwickeln. 
Mit der Einführung des integrierten Pflanzenschutzes kann 
auch ein wesentlicher Beitrag zur „Nationalen Strategie zur 
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biologischen Vielfalt“ und zur Strategie des Bundesministe- 
riums für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucher- 
schutz (BMELV) für die Erhaltung und nachhaltige Nut- 
zung der biologischen Vielfalt für die Ernährung, Land-, 
Forst- und Fischereiwirtschaft geleistet werden. 

Absatz 3 legt zum Schutz von Tier- und Pflanzenarten ein 
grundsätzliches Verbot der Verwendung von invasiven Ar- 
ten zum Zwecke des Pflanzenschutzes fest. Absatz 4 er- 
mächtigt das Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Verbraucherschutz im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit in einer Verordnung Ausnahmen festzulegen, um 
bestimmte biologische Verfahren zur Bekämpfung von 
Schadorganismen mit spezifischen Gegenspielern zu er- 
möglichen. 

Zu § 4 (Aktionsplan zur nachhaltigen Anwendung von 
Pflanzenschutzmitteln) 

§ 4 legt das Verfahren zur Erstellung des nationalen Ak- 
tionsplanes fest. Artikel 4 der Richtlinie 2009/ 12 8/EG ver- 
pflichtet die Mitgliedstaaten dazu, Aktionspläne zu erlassen, 
in denen quantitative Vorgaben, Ziele, Maßnahmen und 
Zeitpläne zur Verringerung der Risiken und der Auswirkun- 
gen der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln auf die 
menschliche Gesundheit und den Naturhaushalt festgelegt 
werden. Mit den Aktionsplänen soll u. a. die Entwicklung 
und Einführung des integrierten Pflanzenschutzes sowie al- 
ternativer Verfahren und Methoden gefordert werden, um 
die Abhängigkeit von der Anwendung von Pflanzenschutz- 
mitteln zu verringern. Dabei können die Mitgliedstaaten un- 
terschiedliche Schwerpunkte setzen. Im Aktionsplan wird 
auch beschrieben, wie sichergestellt wird, dass berufliche 
Anwender von Pflanzenschutzmitteln die allgemeinen 
Grundsätze des integrierten Pflanzenschutzes gemäß An- 
hang III der Richtlinie 2009/128/EG ab 2014 anwenden. Bei 
der Erarbeitung des Aktionsplanes wirken die Länder mit. 
Betroffene Verbände, die sich mit Pflanzen und Pflanzener- 
zeugnissen, dem Pflanzenschutz, dem Verbraucherschutz, 
der Wasserwirtschaft oder dem Umwelt- und Naturschutz 
befassen, sind zu beteiligen. Damit soll die Praxisbezogen- 
heit des Aktionsplanes gewährleistet und die Akzeptanz 
erhöht werden. Um die Bedeutung des Aktionsplanes zu 
unterstreichen, ist vorgesehen, dass die Bundesregierung 
den Aktionsplan erlässt. Der nationale Aktionsplan und die 
Erreichung seiner Ziele sind in Abständen von höchstens 
fünf Jahren zu überprüfen. 

Zu § 5 (Mitwirkung von Bundesbehörden am Aktionsplan 
zur nachhaltigen Anwendung von Pflanzenschutz- 
mitteln) 

§ 5 legt fest, welche Bundesbehörden an der Erarbeitung 
des Aktionsplans zu beteiligen sind. 

Zu § 6 (Pflanzenschutzmaßnahmen) 

§ 6 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 3. 
Absatz 1 Nummer 16 wurde an die Definitionen Einfuhr 
und innergemeinschaftliches Verbringen angepasst. Unter 
Berücksichtigung der Richtlinie 2000/29/EG des Rates vom 
8. Mai 2000 über Maßnahmen zum Schutz der Gemein- 
schaft gegen die Einschleppung und Ausbreitung von 
Schadorganismen der Pflanzen und Pflanzenerzeugnisse 
(ABI. L 169 vom 10.7.2000, S. 1) und zur Klarstellung wird 


hier - wie bisher - die entsprechende Begriffsbestimmung 
von Schadorganismen zu Grunde gelegt. 

Neu angefügt wurde Absatz 5. Absatz 5 entspricht mate- 
riellrechtlich dem bisherigen § 39 und verbietet bestimmte 
Handlungen, die zu schweren Schäden führen können. Die 
dem bisherigen § 39 entsprechende strafrechtliche Beweh- 
rung ist in § 69 Absatz 1 Nummer 1 enthalten. 

Zu § 7 (Maßnahmen gegen die Ein- und Verschleppung 
und Ansiedlung von Schadorganismen) 

§ 7 entspricht im Wesentlichen wortgleich dem bisherigen 
§ 4. Wie in § 5 erfolgte eine Anpassung an die Begriffs- 
bestimmungen Einfuhr und innergemeinschaftliches Ver- 
bringen. Durch Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 Buchstabe b 
kann die Untersuchung von technischen Vorrichtungen zur 
Behandlung von Befallsgegenständen durch amtliche oder 
amtlich anerkannte Sachverständige erfolgen. In der Praxis 
werden von dieser Regelung vor allem Einrichtungen zur 
Hitzebehandlung von Holz erfasst. In Absatz I Satz 2 
Nummer 2 Buchstabe g wird zusätzlich aufgenommen, dass 
sich das Verfahren zur Registrierung von Betrieben auch auf 
das Löschen von Registrierungen erstrecken karm und nicht 
nur auf das Ruhen. Damit wird einem Bedürfnis der Praxis 
Rechnung getragen. Außerdem wird gegenüber dem bis- 
herigen Wortlaut Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 Buchstabe h 
dahingehend erweitert, dass auch Voraussetzungen und 
Mindestanforderungen für nationale Referenzlabore festge- 
legt werden können. Absatz 2 Nummer 2 sieht die Ermäch- 
tigung vor, Aufgaben eines gemeinschaftlichen oder natio- 
nalen Referenzlabors an das Julius Kühn-Institut zu über- 
tragen. 

Zu § 8 (Anordnungen der zuständigen Behörden) 

§ 8 entspricht dem bisherigen § 4a. 

Zu § 9 (Persönliche Anforderungen) 

§ 9 enthält die persönlichen Anforderungen für Anwendung 
und Verkauf von Pflanzenschutzmitteln sowie die Beratung 
über Pflanzenschutzmaßnahmen. Die bisher in verschiede- 
nen Vorschriften (§§ 10, 10a und 22 PflSchG - alt) enthalte- 
nen Anforderungen werden in diesem Paragraphen in Um- 
setzung der Artikel 5 und 6 der Richtlinie 2009/ 12 8/EG zu- 
sammengefasst. Bereits bisher war Sachkunde für die An- 
wendung von Pflanzenschutzmitteln in der Land- und 
Fortwirtschaft sowie im Gartenbau, für die Beratung über 
die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln sowie für den 
Verkauf von Pflanzenschutzmitteln erforderlich. 

In Umsetzung von Artikel 5 der Richtlinie 2009/ 12 8/EG ist 
nun Sachkunde für alle beruflichen Anwender von Pflan- 
zenschutzmitteln erforderlich, so dass somit auch die An- 
wendung von Pflanzenschutzmitteln z. B. im kommunalen 
Bereich erfasst wird. Bei der Beratung wird nun nicht nur 
die Beratung über die Anwendung von Pflanzenschutzmit- 
teln erfasst, sondern die Beratung über den Pflanzenschutz 
allgemein, da gerade im Hinblick auf den integrierten Pflan- 
zenschutz ein umfassender Wissenstand erforderlich ist. 
Ausgedehnt wird die Sachkundepflicht auf den Verkauf 
über das Internet auch außerhalb gewerblicher Unterneh- 
mungen. Damit soll gewährleistet werden, dass auch hier 
ein ausreichender Wissenstand gegeben ist und eine ord- 
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nungsgemäße Beratung stattfindet. Nach der bisherigen 
Rechtslage war die Sachkunde nur auf Verlangen der zu- 
ständigen Behörde nachzuweisen. § 9 Absatz 2 sieht nun in 
Umsetzung von Artikel 5 Absatz 2 der Richtlinie 2009/128/ 
EG vor, dass ein Sachkundenachweis vor Aufnahme der je- 
weiligen Tätigkeit bei der zuständigen Behörde beantragt 
werden muss, der zu erteilen ist, wenn die erforderlichen 
Kenntnisse und Fertigkeiten nachgewiesen werden. Die 
konkreten Ausbildungsinhalte sind dabei in einer Verord- 
nung festzulegen. Ebenfalls vorgesehen ist in Absatz 3 in 
Umsetzung von Artikel 5 Absatz 2 der Richtlinie, dass ein 
Sachkundenachweis bei wiederholten Verstößen gegen die 
Vorschriften des Pflanzenschutzrechtes auch entzogen wer- 
den kann. Für Personen, die bereits nach dem bisherigen 
Recht sachkundig waren, sind in § 75 Übergangsvorschrif- 
ten festgelegt. 

Absatz 4 sieht vor, dass sachkundige Personen mindestens 
einmal in fünf Jahren eine Fort- oder Weiterbildungsmaß- 
nahme wahrnehmen müssen, um jeweils einen aktuellen 
Wissensstand zu gewährleisten und das bereits hohe Niveau 
bei der Sachkunde in Deutschland weiter auszubauen. 

Absatz 5 enthält die Ausnahmen von der allgemeinen Sach- 
kundepflicht. Nicht erforderlich ist die Sachkunde für die 
Anwendung von Pflanzenschutzmitteln im Rahmen eines 
Ausbildungsverhältnisses oder für die Ausübung einfacher 
Hilfstätigkeiten im Zusammenhang mit der Anwendung von 
Pflanzenschutzmitteln, ln beiden Fällen ist aber eine ent- 
sprechende Anleitung oder Beaufsichtigung durch eine 
sachkundige Person erforderlich. Hilfstätigkeiten können 
z. B. bei der Verwendung von handgeführten Streichgeräten 
bei der Unkrautbekämpfung oder bei der Verwendung von 
Legeflinten bei der Mäusebekämpfung anfallen. Eine wei- 
tere Ausnahme ist die Anwendung von Pflanzenschutzmit- 
teln, die für nichtberufliche Anwender zugelassen sind im 
Haus- und Kleingartenbereich. Dadurch ist es Hausbesit- 
zern oder Hobbygärtnem auch weiterhin möglich, Pflanzen- 
schutzmittel selbst anzuwenden, allerdings unter zwei Ein- 
schränkungen. Einmal muss das Pflanzenschutzmittel für 
nicht berufliche Anwender zugelassen sein. Die Eignung für 
die Anwendung durch eine nicht sachkundige Person wird 
dabei bei aueh unter Berücksichtigung der Packungsgröße 
und Darreichungsform besonders geprüft (s. a. § 36 
Absatz 1). Außerdem darf die Anwendung nur im Haus- 
und Kleingartenbereich erfolgen, nicht jedoch auf anderen 
Fläehen wie landwirtschaftlich genutzten Flächen oder im 
öffentlichen Grün. Eine Sachkunde für sogenannte Grund- 
stoffe ist nicht erforderlich, da diese keine Pflanzenschutz- 
mittel im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 sind. 

Absatz 6 enthält die Ermächtigung zum Erlass einer ergän- 
zenden Rechtsverordnung. 

Absatz 7 ermächtigt die Länder zu entsprechenden Vor- 
schriften soweit der Bund keine Regeln erlässt. 

Zu § 10 (Anzeige bei Beratung und Anwendung) 

§ 10 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 9. Die 
Anzeigepflicht für Berater wurde jedoch auf Personen aus- 
gedehnt, die allgemein über Pflanzenschutz beraten und ist 
nicht mehr auf die Beratung über die Anwendung von 
Pflanzenschutzmitteln beschränkt, entsprechend Artikel 5 
der Richtlinie 2009/128/EG. 


Zu § 11 (Aufzeichnungs- und Informationspflichten) 

Eine Aufzeichnungspflicht bei der Anwendung von Pflan- 
zenschutzmitteln ergab sich bisher aus § 6 Absatz 4 
PflSchG (alt). Nun ergibt sich die Verpflichtung zur Auf- 
zeichnung und deren Aufbewahrung unmittelbar aus 
Artikel 67 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009. Aufzeich- 
nungspflichtig sind danach Hersteller. Lieferanten, Händler, 
Einführer und Ausführer von Pflanzenschutzmitteln sowie 
alle beruflichen Verwender von Pflanzenschutzmitteln. Ent- 
sprechend den Vorgaben der Verordnung legt § 1 1 fest, un- 
ter welchen Voraussetzungen Einsicht in die Aufzeichnun- 
gen genommen werden kann sowie in Ergänzung zu den 
Vorschriften der EG- Verordnung, dass die Aufzeichnungen 
elektronisch oder schriftlich geführt werden können. Aufzu- 
zeichnen sind die Bezeichnung des Pflanzenschutzmittels, 
der Zeitpunkt der Anwendung, die verwendete Menge, die 
behandelte Fläche und die Kulturpflanze, für die das Pflan- 
zenschutzmittel verwendet worden ist. Für die Überwa- 
chung der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln durch die 
zuständigen Behörden ist auch die Angabe des jeweiligen 
Anwenders erforderlich. Entsprechend der bisherigen Rege- 
lung sind Leiter landwirtschaftlicher, forstwirtschaftlicher 
oder gärtnerischer Betriebe verpflichtet, die Aufzeichnun- 
gen zusammen zuführen, z. B. wenn verschiedene Lohn- 
unternehmer beauftragt werden. Auf diese Weise werden 
sachgerechte Kontrollen der Behörden ermöglicht. Gemäß 
Artikel 67 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 sind die 
Aufzeichnungen von Herstellern, Lieferanten, Händlern, 
Einführem und Ausführem von Pflanzenschutzmitteln für 
die Dauer von mindestens fünf Jahren, von beruflichen An- 
wendern für die Dauer von mindestens drei Jahren aufzube- 
wahren. 

Zu § 12 (Vorschriften für die Anwendung von Pflanzen- 
schutzmitteln) 

§12 enthält die grundlegenden Bestimmungen für die An- 
wendung von Pflanzenschutzmitteln. Absatz 1 verknüpft 
entsprechend dem bisherigen § 6a Absatz 1 Satz die mit der 
Zulassung erteilten Anwendungsbestimmungen mit der An- 
wendung des entsprechenden Pflanzenschutzmittels. Nur 
bei Vorliegen einer Zulassung und der Einhaltung der An- 
wendungsbestimmungen ist die Anwendung des Pflanzen- 
schutzmittels zulässig. 

Absatz 2 enthält ein Verbot der Anwendung von Pflanzen- 
schutzmittel auf allen Freilandflächen, die weder landwirt- 
schaftlich noch gärtnerisch genutzt werden und in oder un- 
mittelbar an Gewässern mit der Möglichkeit einer Ausnah- 
megenehmigung. Die Regelung entspricht dem bisherigen 
§ 6 Absatz 2 i. V. m. Absatz 3. Zu den landwirtschaftlich ge- 
nutzten Flächen gehören auch die des Weinbaus und anderer 
Sonderkulturen. Unter gärtnerischer Nutzung ist nieht nur 
der Erwerbsgartenbau zu verstehen, sondern jede gärtneri- 
sche Nutzung z. B. Haus- und Kleingärten, Parks, sonstige 
Grünanlagen, Sportanlagen, Golfplätze sowie Friedhöfe. 
Nicht zu den landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich und 
gärtnerisch genutzten Flächen zählen im Allgemeinen die 
angrenzenden Feldraine, Böschungen, Wege, einschließlich 
der Wegränder, sowie nicht bewirtschaftete oder versiegelte/ 
befestigte Freilandflächen. Dies ist vorgeshen, um die Ge- 
fahr der möglichen Abschwemmung vorzubeugen. Eben- 
falls nicht angewendet werden dürfen Pflanzenschutzmittel 
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in und unmittelbar an oberirdischen Gewässern. Hier ist dar- 
auf zu verweisen, dass häufig mit der Zulassung eines Pflan- 
zenschutzmittels je nach den Eigenschaften des Pflanzen- 
schutzmittels über diese allgemeine Regel hinaus zusätzli- 
che Abstände zu Gewässern festgelegt werden, die bei der 
Anwendung des Pflanzenschutzmittels einzuhalten sind. 
Unberührt bleibt auch § 22 Absatz 1, der es den Ländern er- 
möglicht, weitergehende Regeln in Schutzgebieten nach 
wasserrechtlichen Bestimmungen sowie an Oberflächenge- 
wässem festzulegen. 

Absatz 3 legt fest, dass Pflanzenschutzmittel, die nur für be- 
rufliche Anwender zugelassen sind, nur durch Personen an- 
gewandt werden dürfen, die sachkundig im Sinne von § 9 
sind bzw. die im Rahmen eines Ausbildungsverhältnisses 
oder einer Hilfstätigkeit unter Anleitung und Aufsicht eines 
Sachkundigen Pflanzenschutzmittel anwenden. Damit soll 
sichergestellt werden, dass solche Pflanzenschutzmittel mit 
der erforderlichen Sorgfalt angewendet werden. Außerdem 
wird in Absatz 3 festgelegt, welche Pflanzenschutzmittel im 
Haus- und Kleingartenbereich angewendet werden dürfen. 
Das entsprechende Pflanzenschutzmittel muss entweder 
durch das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 
mittelsicherheit für nicht berufliche Anwender zugelassen 
sein - in diesem Fall darf es auch durch nicht sachkundige 
Personen angewendet werden - oder es muss sich um ein 
Mittel handeln, das für berufliche Anwender zugelassen ist 
und für das das Bundesamt auch die Anwendung in Haus- 
und Kleingärten zugelassen hat. ln letzterem Fall muss der 
Anwender aber sachkundig im Sinne von § 9 Absatz 1 sein. 

Absatz 4 enthält verschiedene Ausnahmen vom in Absatz 1 
festgelegten Zulassungserfordemis. Eine Zulassung ist nicht 
erforderlich, wenn die zuständige Behörde im Einzelfall zur 
Bekämpfung bestimmter Schadorganismen die Anwendung 
eines Pflanzenschutzmittels anordnet (bisher § 6a Absatz 4 
Nummer 2) und für Pflanzenschutzmittel, für die eine Ge- 
nehmigung zu Versuchszwecken oder für Notfallsituationen 
erteilt worden ist (bisher § 6a Absatz 2 und 4 Nummer 1). 
Eine Zulassung ist ebenfalls nicht erforderlich für die Ver- 
wendung von Grundstoffen, die nach Artikel 23 der Verord- 
nung (EG) Nr. 1107/2009 genehmigt worden sind. Die ge- 
nehmigten Grundstoffe ersetzen die bisherige, vom Bundes- 
amt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit ver- 
öffentlichte Liste der Stoffe, die zu Pflanzenschutzzwecken 
im eigenen Betrieb verwendet werden dürfen. 

Absatz 5 enthält die an die Bestimmungen der Verordnung 
(EG) Nr. 1107/2009 angepassten Aufbrauchfristen. Ab- 
satz 6 stellt klar, dass die Anwendung eines zugelassenen 
Pflanzenschutzmittels in einem anderen Anwendungsgebiet 
erfolgen kann, sofern eine Genehmigung der zuständigen 
Behörden unter den strengen Voraussetzungen des § 22 vor- 
liegt. 

Zu § 13 (Vorschriften für die Einschränkung 

der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln) 

§13 enthält die zur Umsetzung der FFH-Richtlinie bzw. der 
Vogelschutz-Richtlinie erforderlichen Bestimmungen, die 
mit dem Gesetz zur Änderung des Pflanzenschutzgesetzes 
und des BVL-Gesetzes in § 6 des Pflanzenschutzgesetzes 
(alt) aufgenommen worden waren. Aus Gründen der 
Rechtsklarheit sind die Vorschriften nun in einer eigenen 
Vorschrift enthalten. Der Wortlaut entspricht mit den erfor- 


derlichen redaktionellen Anpassungen dem Wortlaut der 
bisherigen Vorschriften. Diese Regelung trägt auch zur Um- 
setzung der Vorschriften des Artikel 12 der Richtlinie 2009/ 
128/EG bei. 

Zu § 14 (Verbote) 

§14 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 7 mit 
Ausnahme der Beseitigungspflicht für nicht mehr zulas- 
sungsfähige Pflanzenschutzmittel, die nun in § 15 geregelt 
ist. Eine Einvemehmensregelung für das Bundesministe- 
rium für Gesundheit wurde aufgenommen. 

Zu § 15 (Beseitigungspflicht) 

§ 1 5 enthält mit den erforderlichen Anpassungen an die Be- 
stimmungen der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 die bisher 
in § 7 Absatz 1 Satz 2 geregelte Beseitigungspflicht für 
nicht mehr zulassungsfähige oder verbotene Pflanzen- 
schutzmittel. 

Zu § 16 (Gebrauch von Pflanzenschutzgeräten) 

Das Pflanzenschutzgesetz enthielt bisher nur Bestimmun- 
gen über das Inverkehrbringen von neuen Pflanzenschutz- 
geräten durch den Hersteller oder Inverkehrbringer, ergänzt 
durch die sich aus der Pflanzenschutzmittelverordnung er- 
gebende Prüfpflicht für im Gebrauch befindliche Geräte. 
Mit § 16 werden nun erstmals grundsätzliche Bestimmun- 
gen für den Gebrauch von Pflanzenschutzgeräten auf- 
genommen. Absatz 1 legt fest, dass nur solche Pflanzen- 
schutzgeräte verwendet werden dürfen, die bei bestim- 
mungsgemäßem Gebrauch keine nicht vertretbaren Auswir- 
kungen, soweit nach dem Stand der Technik vermeidbar, auf 
die Gesundheit von Mensch und Tier oder den Naturhaus- 
halt haben. Alle im Gebrauch befindlichen Pflanzenschutz- 
geräte, unabhängig davon, ob sie in den Verkehr gebracht 
worden sind oder ob es sich beispielsweise um Eigenbauten 
handelt, müssen diese Anforderungen erfüllen. 

Absatz 2 legt fest, dass bei Geräten, die eine CE-Kennzeich- 
nung nach den Bestimmungen der Richtlinie 2009/ 127/EG 
haben oder in der Pfianzenschutzgeräteliste des Julius 
Kühn-lnstitutes nach den bisherigen Bestimmungen des 
Pflanzenschutzgesetzes aufgeführt worden sind, die Erfül- 
lung der Voraussetzungen nach Absatz 1 vermutet wird. Da- 
mit wird gleichzeitig eine Verknüpfung zu den Bestimmun- 
gen der Richtlinie 2009/127/EG hergestellt, die Anforderun- 
gen an das Inverkehrbringen von neuen Pflanzenschutzgerä- 
ten festlegt. Ergibt eine Prüfung des Gerätes im Einzelfall, 
dass die Voraussetzungen nach Absatz 1 nicht erfüllt sind, 
karm die zuständige Behörde den Gebrauch untersagen. 
Absatz 3 verknüpft den Gebrauch des Pflanzenschutzgerä- 
tes mit der Zulassung eines Pflanzenschutzmittels, wenn in 
der Zulassung die Anwendung des Pflanzenschutzmittels 
von bestimmten Eigenschaften des Pflanzenschutzgerätes, 
z. B. Abdriftminderung, abhängig gemacht wird. Diese Ver- 
knüpfung ist von großer Bedeutung, da im Einzelfall die 
Zulassungsfähigkeit eines Pflanzenschutzmittels von dem 
verwendeten Anwendungsverfahren - z. B. abdriftmin- 
demde Verfahren — abhängig sein kann. Die Prüfung von 
Pflanzenschutzgeräten auf diese speziellen Eigenschaften 
auf freiwilliger Basis ist in den §§ 52 und 53 geregelt. Das 
Vorliegen solcher Eigenschaften ist aber keine Vorausset- 
zung für das rechtmäßige Inverkehrbringen des jeweiligen 
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Pflanzenschutzgerätes. Mit Absatz 4 wird die Rechtsgrund- 
lage für eine Rechtsverordnung für weitere Regelungen für 
die Verpflichtung zur Prüfung und das Verfahren der Prü- 
fung von Pflanzenschutzgeräten geschaffen. Absatz 5 ent- 
spricht inhaltlich § 30 Absatz 2 PflSchG (alt). 

Zu § 17 (Anwendung von Pflanzenschutzmitteln auf 

Flächen, die für die Allgemeinheit bestimmt sind) 

§17 regelt die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln auf 
Flächen, die für die Allgemeinheit bestimmt sind. Hierzu 
gehören z. B. öffentliche Parks, Gärten und Grünflächen 
aber auch solche in Privatbesitz, die von dem Eigentümer 
oder Verfügungsberechtigten für die Allgemeinheit zugäng- 
lich gemacht worden sind. Absatz 1 enthält entsprechende 
Regelbeispiele. Gemeinsam ist ihnen, dass die genarmten 
Flächen bewusst für die Nutzung durch die Allgemeinheit 
geöffnet sind bzw. von vornherein für diese Nutzung ge- 
plant wurden. Nicht dazu gehören z. B. Flächen, die land- 
wirtschaftlich, forstwirtschaftlich oder erwerbsgärtnerisch 
genutzt werden. Auch sonstige Freilandflächen, die von 
§ 12 Absatz 2 erfasst werden (sogenanntes Nichtkulturland) 
gehören nicht zu den von § 17 erfassten Flächen. Hier ist 
die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln auf jeden Fall 
genehmigungspflichtig, so dass im Rahmen der Genehmi- 
gung ggf. erforderliche Risikominderungsmaßnahmen ge- 
troffen werden können. Für die Anwendung auf Flächen 
nach § 17 sind an die zu verwendenden Mittel besondere 
Anforderungen zu stellen. Es dürfen nur bestimmte Pflan- 
zenschutzmittel angewendet werden. Bei diesen Pflanzen- 
schutzmitteln handelt es sich um Mittel, die als Pflanzen- 
schutzmittel mit geringem Risiko nach Artikel 47 der Ver- 
ordnung (EG) Nr. 1107/2009 zugelassen worden sind, bei 
denen die Eignung für diese Flächen bereits während des 
Zulassungsverfahrens festgestellt wurde oder deren Anwen- 
dung nach der Zulassung durch das Bundesamt für Verbrau- 
cherschutz und Lebensmittelsicherheit ergänzend zu der Zu- 
lassung genehmigt wurde. 

§17 dient der Umsetzung von Artikel 12 der Richtlinie 
2009/1 28/EG, soweit sich dieser auf Flächen, die von der 
Allgemeinheit genutzt werden, bezieht. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 regelt das Verfahren für die Genehmigung der An- 
wendung eines zugelassenen Pflanzenschutzmittels auf Flä- 
chen, die für die Allgemeinheit bestimmt sind. 

Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsi- 
cherheit genehmigt hier auf Antrag oder von Amts wegen 
ein Pflanzenschutzmittel, wenn eine entsprechende Risiko- 
bewertung keine Bedenken hinsichtlich des Anwender- 
schutzes und des Schutzes der Gesundheit gegen die An- 
wendung des Mittels auf Flächen, die für die Allgemeinheit 
bestimmt sind, ergeben hat. Antragsberechtigt sind hier 
nicht nur der Zulassungsinhaber, sondern auch berufliche 
Anwender von Pflanzenschutzmitteln, amtliche und 
wissenschaftliche Einrichtungen, die in den Bereichen 
Landwirtschaft, Gartenbau oder Forstwirtschaft tätig sind 
sowie Eigentümer und Besitzer der betroffenen Flächen. 
Der Zulassungsinhaber ist vor der Genehmigung zu hören. 
Der Kreis der Antragsberechtigten entspricht dabei im We- 
sentlichen dem Kreis der Antragsberechtigten für eine Aus- 
weitung des Geltungsbereiches einer Zulassung nach 


Artikel 51 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009. Zwar han- 
delt es sich bei einer Genehmigung nach § 17 Absatz 2 nicht 
um ein weiteres Anwendungsgebiet im Sinne des § 2 
Nummer 13, der Sachverhalt ist aber vergleichbar. Bei Fra- 
gen der Haftung bietet es sich daher an, sich an Artikel 5 1 
Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 zu orientie- 
ren. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 regelt, dass eine Genehmigung nach Absatz 2 auch 
nur für bestimmte Flächen, die für die Allgemeinheit be- 
stimmt sind, erteilt werden kann und ermöglicht es von der 
zu Grunde liegenden Zulassung abweichende Anwendungs- 
bestimmungen festzulegen, soweit dies erforderlich ist. 

Zu Absatz 4 

Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsi- 
cherheit veröffentlicht eine entsprechende Liste der geeig- 
neten Pflanzenschutzmittel. 

Zu Absatz 5 

Absatz 5 enthält eine Verordnungsermächtigung zur Festle- 
gung der näheren Anforderungen an die Pflanzenschutzmit- 
tel sowie die Einzelheiten des Genehmigungsverfahrens. 

Zu Absatz 6 

Absatz 6 enthält eine Ermächtigung für die Länder im Ein- 
zelfall für Flächen, die für die Allgemeinheit bestimmt sind, 
auch Ausnahmegenehmigungen für die Anwendung von 
Pflanzenschutzmitteln, die nicht in der vom Bundesamt für 
Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit nach Ab- 
satz 4 geführten Liste aufgeführt sind, zu erteilen. Die 
Anwendung eines solchen Pflanzenschutzmittels kann im 
Einzelfall erforderlich und auch vertretbar sein, da mit der 
Genehmigung ggf. erforderliche Risikominderungsmaßnah- 
men festgelegt werden können und eine Überwachung 
durch die zuständige Behörde sichergestellt ist. 

Zu § 18 (Anwendung von Pflanzenschutzmitteln mit Luft- 
fahrzeugen) 

Mit dieser Regelung wird Artikel 9 der Richtlinie 2009/128/ 
EG umgesetzt. Bislang war die Anwendung von Pflanzen- 
schutzmitteln mit Luftfahrzeugen nicht im Pflanzenschutz- 
gesetz geregelt. Teilweise hatten die Länder entsprechende 
Regeln erlassen. Vorgesehen ist nun ein grundsätzliches 
Verbot der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln mit Luft- 
fahrzeugen mit Genehmigungsvorbehalt. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 legt die näheren Voraussetzungen für die Erteilung 
einer Ausnahmegenehmigung durch die zuständigen Behör- 
den der Länder fest. Die Ausnahmegenehmigung darf nur 
unter bestimmten Voraussetzungen erteilt werden und nur 
für Pflanzenschutzmittel nach Absatz 3. Entsprechend den 
Vorgaben der Richtlinie 2009/128/EG ist Voraussetzung für 
eine Genehmigung, dass es keine andere vergleichbare 
Möglichkeit gibt oder dass die Anwendung mit Luftfahrzeu- 
gen eindeutige Vorteile im Hinblick geringerer Auswirkun- 
gen auf die menschliche Gesundheit oder den Naturhaushalt 
bietet. Bei der Abwägung der Möglichkeiten ist auch eine 
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hinreichende Wirksamkeit der Maßnahme zur Bekämpfung 
des Schadorganismus zugrunde zu legen. Keine vergleich- 
baren anderen Möglichkeiten bestehen, wenn eine Ausbrin- 
gung mit herkömmlichen Pflanzenschutzgeräten auf Grund 
der besonderen Beschaffenheit der zu behandelnden Fläche 
oder der Höhe der zu behandelnden Pflanzen nicht möglich 
ist. Dies trifft unter den Verhältnissen in Deutschland in der 
Regel nur auf den Steillagenweinbau und den Kronenbe- 
reich von Wäldern zu. Eine Genehmigung soll daher auch 
nur in diesen Bereichen erteilt werden. Die Erteilung einer 
Genehmigung in anderen Fällen wird jedoch nicht völlig 
ausgeschlossen, sondern ist möglich, wenn im Einzelfall, 
z. B. bei extremen Witterungsverhältnissen oder dem Auf- 
treten eines Quarantäneschadorganismus eine vergleichbare 
Situation auch in anderen Bereichen entsteht. 

Zu Absatz 3 

Nach Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe b der Richtlinie 2009/ 
128/EG dürfen mit Luftfahrzeugen nur solche Pflanzen- 
schutzmittel verwendet werden, die neben der regulären Zu- 
lassung speziell für diesen Zweck bewertet und genehmigt 
worden sind. Absatz 3 sieht vor, dass die Eignung eines 
Pflanzenschutzmittels für die Anwendung mit Luftfahrzeu- 
gen bereits im Rahmen eines Zulassungsverfahrens oder im 
Rahmen eines eigenen Genehmigungsverfahrens durch das 
Bundesamtes für Verbraucherschutz und Lebensmittelsi- 
cherheit geprüft werden karm. 

Zu Absatz 4 

Absatz 4 regelt das Verfahren zur Genehmigung eines 
Pflanzenschutzmittels zur Anwendung mit Luftfahrzeugen. 

Zu Absatz 5 

Einen Antrag auf Genehmigung körmen neben dem Zulas- 
sungsinhaber auch berufliche Anwender von Pflanzen- 
schutzmitteln, entsprechende Berufsverbände oder amtli- 
che und wissenschaftliche Einrichtungen aus den Bereichen 
Landwirtschaft, Gartenbau oder Forstwirtschaft stellen. 

Zu Absatz 6 

Zur besseren Transparenz veröffentlicht das Bundesamt für 
Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit eine Liste im 
Bundesanzeiger oder elektronischen Bundesanzeiger. 

Zu Absatz 7 

Absatz 7 enthält eine Verordnungsermächtigung für das 
Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Ver- 
braucherschutz für ergänzende Regelungen. Festgelegt wer- 
den können neben den allgemeinen Anforderungen an die 
zu verwendenden Pflanzenschutzmittel und Geräte auch die 
näheren Einzelheiten des Genehmigungsverfahrens für die 
konkrete Anwendung mit Luftfahrzeugen einschließlich 
Prüfkriterien für das Vorliegen der Genehmigungsvoraus- 
setzungen. 

Zu Absatz 8 

Als koordinierende und im Verfahren eingebundene Be- 
hörde sollen dem Bundesamt für Verbraucherschutz und Le- 
bensmittelsicherheit alle erteilten Ausnahmegenehmigun- 
gen der Länder nach Absatz 2 gemeldet werden, um bei Be- 


karmtwerden eines Problems entsprechende Maßnahmen 
einleiten und andere betroffene Bundesländer informieren 
zu können. 

Zu § 19 (Ausbringung oder Verwendung von mit Pflanzen- 
schutzmitteln behandeltem Saatgut, Pflanzgut oder 
Kultursubstrat) 

Bislang enthielt das Pflanzenschutzgesetz nur Vorschriften 
über das Inverkehrbringen von mit Pflanzenschutzmitteln 
behandeltem Saatgut, Pflanzgut oder Kultursubstrat. Eine 
Ausbringung oder Verwendung war ohne Einschränkungen 
möglich. Mit § 19 werden nun auch Anforderungen an die 
Ausbringung oder Verwendung von Saatgut, Pflanzgut oder 
Kultursubstrat geregelt, soweit Pflanzenschutzmittel anhaf- 
ten oder eine Behandlung mit Pflanzenschutzmitteln erfolgt 
ist. Künftig darf solches Saatgut, Pflanzgut oder Kultursub- 
strat nur ausgebracht oder verwendet werden, wenn es zu 
diesem Zeitpunkt auch rechtmäßig in Verkehr gebracht wer- 
den darf oder für das verwendete Pflanzenschutzmittel nach 
§ 12 Absatz 4 noch eine Aufbrauchfrist besteht. Damit wer- 
den Qualitätsstandards festgelegt, um den Schutz von 
Mensch, Tier und Naturhaushalt sicherzustellen. Absatz 2 
ermöglicht, Anforderungen an das Saatgut, Pflanzgut oder 
Kultursubstrat durch Rechtsverordnung näher zu regeln. 

Zu § 20 (Versuchszwecke) 

Artikel 54 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 regelt nun 
unmittelbar das Verfahren für die Genehmigung der Anwen- 
dung zu Versuchs-, Forschungs- und Entwicklungszwecken. 
Versuche, bei denen ein nicht zugelassenes Pflanzenschutz- 
mittel im Freiland angewendet wird, unterliegen nun grund- 
sätzlich einem Genehmigungsvorbehalt. Nach bisherigem 
deutschen Recht war lediglich eine Genehmigung für das 
Inverkehrbringen eines Pflanzenschutzmittels zu Versuchs- 
zwecken erforderlich. § 20 Absatz 1 regelt daher entspre- 
chend das Genehmigungsverfahren und legt fest, dass die 
Versuchsgenehmigung ggf auch Einfuhr, Verbringen oder 
Inverkehrbringen des Pflanzenschutzmittels erfassen kann. 
Die Möglichkeit zur Festsetzung der erforderlichen Anwen- 
dungsbestimmungen und Auflagen ergibt sich aus der Ver- 
ordnung (EG) Nr. 1107/2009. In Absatz 1 wird außerdem 
festgelegt, dass das Bundesamt für Verbraucherschutz und 
Lebensmittelsicherheit die zuständigen Behörden der Län- 
der über die erteilten Genehmigungen informiert. Der tat- 
sächliche Versuchsbeginn ist durch den Genehmigungsin- 
haber der zuständigen Behörde des jeweiligen Landes mit- 
zuteilen. Auf diese Weise wird sichergestellt, dass sach- 
gerechte Kontrollen der Versuchsdurchführung vor Ort 
erfolgen können. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 regelt unter welchen Voraussetzungen eine Geneh- 
migung des Bundesamtes für Verbraucherschutz und Le- 
bensmittelsicherheit erteilt werden sowie unter welchen Vo- 
raussetzungen sie widerrufen werden kann. 

Zu Absatz 3 

Nach Absatz 3 ist, wie bisher nach § 10a Absatz 1 Satz 4 
(alt), keine Genehmigung erforderlich, werm der Versuch 
durch das Julius Kühn-Institut oder die zuständigen Behör- 
den oder in deren Auftrag durchgeführt wird. Diese Mög- 
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lichkeit wird den Mitgliedstaaten durch Artikel 54 Absatz 4 
der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 eingeräumt. 

Zu Absatz 4 

Für Pflanzenschutzmittel, die nicht auf Freilandflächen an- 
gewendet werden, ist eine Genehmigung nur hinsichtlich 
der Einfuhr, des innergemeinschaftlichen Verbringens und 
des Inverkehrbringens des Pflanzenschutzmittels erforder- 
lich, nicht für die Durchführung des Versuchs als solchem, 
da in diesem Bereich potenziell geringere Risiken mit der 
Anwendung verbunden sind. Festgelegt wird aber eine ent- 
sprechende Sorgfaltspflicht, so dass die zuständigen Behör- 
den der Länder ggf. nach § 6 1 eine Untersagungsverfügung 
erlassen können. Entsprechend wurde eine Anzeigepflicht 
bei Aufnahme der Tätigkeit eingeführt. Eine Mitteilung für 
jeden einzelnen Versuch ist nicht erforderlich. Eine Geneh- 
migung wird auch nicht von Artikel 54 der Verordnung 
(EG) Nr. 1107/2009 gefordert. 

Zu Absatz 5 

Mit der Verordnungsennächtigung können die Einzelheiten 
des Genehmigungsverfahrens für Versuche in einer Verord- 
nung festgelegt werden. 

Zu § 21 (Erhebung von Daten über die Anwendung von 
Pflanzenschutzmitteln) 

Damit wird den Anforderungen der Verordnung (EG) 
Nr. 1185/2009 Rechnung getragen. Es werden das Julius 
Kühn-lnstitut als für die Erhebung von Daten zuständige 
Behörde, dessen Aufgaben sowie die mit der Statistik be- 
zweckten Verwendungen und Mitteilungsbefugnisse im 
Hinblick auf diese Daten an die Europäische Kommission 
festgelegt. Es ist vorgesehen, die Daten weitestgehend im 
Rahmen eines freiwilligen Betriebspanels zu erheben. Die 
Überprüfung der im nationalen Aktionsplan festgelegten 
Maßnahmen mit den erhobenen Daten ist nicht nur sinnvoll, 
sondern auch im Rahmen der fünfjährigen Fortschreibungs- 
pflicht des Aktionsplanes notwendig. Mit Absatz 2 wird 
durch Rechtsverordnung ermöglicht, Inhalt und Form der 
Erhebungen näher zu regeln. Methoden der Erhebungen und 
Auswertungen werden damit bestimmt, ein rechtsstaatliches 
Verfahren sichergestellt. Absatz 3 legt fest, dass das Julius 
Kühn-lnstitut. die Auswertungen der Erhebungen veröffent- 
licht und die Ergebnisse an die zuständigen Stellen der Eu- 
ropäischen Kommission übermittelt. 

Zu § 22 (Weitergehende Länderbefugnisse) 

Zu Absatz 1 

Die Vorschrift entspricht im Wesentlichen § 8 Absatz 1 
(alt). Entfallen ist der bisherige Absatz 1 Buchstabe d, in 
Bezug auf die Anwendung auf nicht landwirtschaftlich ge- 
nutzten Flächen, da hier bundeseinheitliche Regeln ausrei- 
chend sind. Die Länder erhalten so die Möglichkeit, je nach 
der konkreten Situation vor Ort die erforderlichen und 
geeigneten Maßnahmen zu treffen. Die in Absatz 1 Buch- 
stabe a genannten Schutzgebiete nach wasserrechtlichen 
(Schutzgebiete für Oberflächengewässer oder für Grund- 
wasser für die Gewinnung von Trinkwasser) und natur- 
schutzrechtlichen Bestimmungen umfassen die zur Umset- 


zung des Artikels 12 Buchstabe b der Richtlinie 2009/128/ 
EG genannten Gebiete. Dabei sollen die Vorschriften der 
Länder erforderlichenfalls auch weitergehende Regelungen 
über die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln enthalten, 
die möglichen Gefahren in diesen Gebieten - ausgerichtet 
am jeweiligen Schutzzweck der Gebiete und den spezifi- 
schen Gegebenheiten vor Ort - Vorbeugen. Dies umfasst 
beispielsweise insbesondere auch Vorgaben vorzugsweise 
Pflanzenschutzmittel mit geringem Risiko im Sinne der Ver- 
ordnung (EG) Nr. 1107/2009 sowie biologische Verfahren 
anzuwenden, die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln 
soweit wie möglich zu minimieren oder die Festlegung von 
Gewässerrandstreifen entlang von oberirdischen Gewäs- 
sern, auf denen eine Anwendung von Pflanzenschutzmitteln 
verboten ist, sowie Vorgaben in Schutzgebieten für Oberflä- 
chenwasser und Grundwasser für die Gewinnung von 
Trinkwasser, um die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln 
zu beschränken oder zu verbieten. 

Zu Absatz 2 

Die Vorschrift entspricht § 18b Absatz 1 (alt). Der Begriff 
„im Einzelfall“ stellt klar, dass sich diese Vorschrift auf die 
jeweilige Einzelmaßnahme, also die konkrete Anwendung 
bezieht. Zur Sicherstellung eines gleichmäßigen Verwal- 
tungsvollzugs ist beabsichtigt, eine Allgemeine Verwal- 
tungsvorschrift zu erarbeiten. Außerdem wird festgelegt, 
dass eine Genehmigung zur Behandlung von Saatgut nur 
dann erteilt werden darf, wenn das Saatgut ausschließlich 
im eigenen Betrieb verwendet wird. Wird behandeltes Saat- 
gut weiter verkauft, liegt kein Einzelfall mehr vor. Außer- 
dem ist in solchen Fällen eine ausreichende Kontrolle durch 
die genehmigende Behörde nicht mehr möglich. Soll das 
Saatgut weiterverkauft werden, besteht aber die Möglich- 
keit eines Antrags nach Artikel 5 1 der Verordnung (EG) 
Nr. 1107/2009. 

Zu Absatz 3 

Die Vorschrift entspricht § 18b Absatz 2 (alt). Ohne inhaltli- 
che Änderungen wird die Verordnung (EG) Nr. 396/2005 
anders zitiert. 

Zu Absatz 4 

Die Vorschrift entspricht § 18b Absatz 3 (alt). 

Zu Absatz 5 

Die Vorschrift entspricht inhaltlich der Regelung des § 1 8b 
Absatz 4 (alt). Satz 3 enthält nunmehr keinen Verweis auf 
andere Vorschriften, sondern gibt den entsprechenden Text 
unmittelbar wieder. 

Zu Absatz 6 

Die Regelung entspricht im Wesentlichen § 1 8b Absatz 5 
(alt). Neu ist die Einstellung der Informationen in eine öf- 
fentliche Datenbank sowie die Pflicht der Länderbehörden 
zur unverzüglichen Unterrichtung über Anhaltspunkte von 
Gefahren für die Gesundheit von Mensch und Tier sowie für 
den Naturhaushalt. Entfallen ist die Regelung in § 18b 
Absatz 5 Satz 3 (alt). 
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Zu § 23 (Abgabe von Pflanzenschutzmitteln) 

Absatz 1 legt in Umsetzung von Artikel 6 Absatz 2 der 
Richtlinie 2009/ 128/EG fest, dass Pflanzenschutzmittel, die 
nur für berufliche Anwender zugelassen sind, nur abgege- 
ben werden dürfen, wenn der Erwerber sachkundig ist. 

§ 23 Absatz 2 und 3 entsprechen wortgleich den bisherigen 
§ 22 Absatz 1 und 2. Diese dienen, auch in Verbindung mit 
§ 9, gleichzeitig der Umsetzung von Artikel 6 Absatz 1 der 
Richtlinie 2009/1 28/EG, der vorsieht, dass beim Verkauf 
genügend sachkundiges Personal verfügbar ist, um den 
Käufer über die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln zu 
informieren. Dies geschieht am besten dadurch, dass das 
Selbstbedienungsverbot bei der Abgabe von Pflanzen- 
schutzmitteln bestehen bleibt, da nur so sichergestellt ist, 
dass tatsächlich eine Beratung stattfmdet. 

Ergänzend wird in Absatz 4 in Umsetzung von Artikel 6 
Absatz 3 der Richtlinie 2009/ 12 8/EG festgelegt, dass nicht 
berufliche Anwender von Pflanzenschutzmitteln auch all- 
gemeine Infonnationen über die Risiken im Umgang mit 
Pflanzenschutzmitteln erhalten müssen. Damit wird 
Artikel 6 Absatz 1 der Richtlinie umgesetzt, soweit er nicht 
bereits durch § 9 umgesetzt ist. 

Absatz 5 ermöglicht Maßnahmen der zuständigen Behörde 
zur Sicherstellung der Beraterpflichten. 

Zu § 24 (Anzeigepflicht bei der Abgabe von Pflanzen- 
schutzmitteln) 

§ 24 entspricht im wesentlichen dem bisherigen § 21a. Er- 
gänzend wurde lediglich aufgenommen, dass bei der An- 
zeige Name, Anschrift und Telekommunikationsdaten anzu- 
geben sind. Daraus folgt keine Pflicht zur elektronischen 
Kommunikation oder elektronischen Verfahrensabwick- 
lung. Die Angaben dienen lediglich der Information der zu- 
ständigen Behörde. 

Zu § 25 (Ausfuhr) 

§ 25 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 23. Le- 
diglich der Verweis auf die Vorschriften zur Kennzeichnung 
von Pflanzenschutzmitteln hat sich durch die Neuordnung 
der Paragraphen geändert, ist inhaltlich aber gleich. 

Zu § 26 (Getrennte Lagerung) 

§ 26 entspricht im Wesentlichen § 23a (alt). Ergänzt wurde 
die Pflicht zur getrennten Lagerung für mit Pflanzenschutz- 
mitteln behandeltes Saatgut, Pflanzgut und Kultursubstrate. 

Zu § 27 (Rückgabe von Pflanzenschutzmitteln) 

§ 27 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 16b. Zur 
Verwaltungsvereinfachung wird nun vorgesehen, dass die 
Rückgabe von Pflanzenschutzmitteln durch das Bundesamt 
für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit statt 
durch die Behörden der Länder angeordnet werden kann. 
Eine solche Anordnung ist durch das Bundesamt gemäß 
§ 33 Absatz 4 bekannt zu machen. 


Zu § 28 (Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln) 

Zu den Absätzen 1 und 2 

Absatz 1 greift mit den erforderlichen redaktionellen An- 
passungen den bisherigen § 11 Absatz 1 auf. Nach Arti- 
kel 28 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 dürfen nur sol- 
che Pflanzenschutzmittel in Verkehr gebracht werden, die in 
Deutschland zugelassen sind. Den zugelassenen Pflanzen- 
schutzmitteln gleichgestellt sind Pflanzenschutzmittel, für 
die eine Genehmigung zum Parallelhandel (bisher Verkehrs- 
fähigkeitsbescheinigung) erteilt worden ist. 

Zu Absatz 3 

Bei den Ausnahmen von der Zulassungspflicht wird in 
Nummer 2 festgelegt, dass ein Pflanzenschutzmittel, das für 
einen anderen Mitgliedstaat bestimmt ist, nur darm ver- 
bracht werden darf, wenn das Pflanzenschutzmittel tatsäch- 
lich in diesem Mitgliedstaat zugelassen ist oder eine sons- 
tige Genehmigung vorliegt und der Verfügungsberechtigte 
dies nachweist. Dadurch sollen die Kontrollmöglichkeiten 
der zuständigen Behörden der Länder verbessert und ille- 
gale Importe erschwert werden. 

Zu Absatz 4 

Mit der Regelung wird den Zulassungsinhabem entspre- 
chend Artikel 46 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 eine 
Abverkaufsfrist für die Pflanzenschutzmittel eingeräumt, 
deren Zulassung durch Zeitablauf endet oder deren Zulas- 
sung auf Antrag des Zulassungsinhabers widerrufen wird. 

Zu § 29 (Inverkehrbringen in besonderen Fällen) 

Zu Absatz 1 

Artikel 53 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 regelt nun 
unmittelbar die Möglichkeit von Ausnahmegenehmigungen 
bei Notfallsituationen im Pflanzenschutz. § 29 legt die er- 
gänzenden Verfahrens- und Zuständigkeitsregelungen fest 
und entspricht damit im Wesentlichen dem bisherigen § 1 1 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 2. Ebenfalls geregelt wird die 
Möglichkeit der Ausnahmegenehmigungen für Pflanzen- 
schutzmittel zur Anwendung an Befallsgegenständen, die 
zur Ausführ bestimmt sind. Diese Regelung entspricht dem 
bisherigen § 11 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3. 

Zu Absatz 2 

Neu aufgenommen wurde eine Ermächtigung der Länder 
zur Festsetzung zusätzlicher Regelungen, die zur Sicherstel- 
lung einer sachgerechten und bestimmungsgemäßen An- 
wendung in Notfallsituationen erforderlich sind. Hierdurch 
kann auf lokale Besonderheiten und Unterschiede entspre- 
chend reagiert werden, um die Anwendung von Pflanzen- 
schutzmitteln zu optimieren. 

Zu Absatz 3 

Entspricht inhaltsgleich § 11 Absatz 2 Satz 7 (alt). 

Zu § 30 (Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln unter 
abweichender Bezeichnung) 

Die Vorschrift regelt die Kennzeichnung der so in Verkehr 
gebrachten Pflanzenschutzmittel. 
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Zu § 31 (Kennzeichnung) 

Zu Absatz 1 

Die Regelung entspricht inhaltsgleich § 20 Absatz 1 (alt). 
Der Einschub des innergemeinschaftlichen Verbringens 
dient lediglich der Klarstellung. 

Zu Absatz 2 

Mit der Verordnung (EU) Nr. 547/2011 der Kommission zur 
Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des 
Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der 
Kennzeichnungsanforderungen für Pflanzenschutzmittel 
wurden zwischenzeitlich auf Gemeinschaftsebene einheitli- 
che Regeln zur Kennzeichnung von Pflanzenschutzmittel 
festgelegt. Eine nationale Regelung ist daher insoweit nicht 
mehr erforderlich. Die Verordnung ermöglicht es aber den 
Mitgliedstaaten eine Kennzeichnung in der jeweiligen Lan- 
dessprache zu verlangen, wovon mit Absatz 2 Gebrauch ge- 
macht wird. Die erforderlichen Angaben nach der Verord- 
nung (EG) Nr. 1107/2009 entsprechen im Wesentlichen den 
bisherigen Kennzeichnungsanforderungen. Anzugeben sind 
u. a. der Name des Pflanzenschutzmittels, der Zulassungsin- 
haber und Zulassungsnummer, der Name und die Konzen- 
tration des Wirkstoffes. Neu hinzugekommen ist die Anfor- 
derung, dass auch die Chargennummer der Formulierung 
anzugeben ist. 

Eine besondere Kennzeichnung in Bezug auf die Eignung 
für den Haus- und Kleingartenbereich ist nicht mehr erfor- 
derlich. Pflanzenschutzmittel, die für nichtberufliche An- 
wender zugelassen sind, dürfen unter Berücksichtigung der 
allgemeinen Bestimmungen in den §§ 12, 13 und 17 grund- 
sätzlich auf jeder Fläche angewendet werden. Für die An- 
wendung außerhalb des Haus- und Kleingartenbereichs ist 
allerdings ein Sachkundenachweis erforderlich (vgl. § 9). 

Zu den Absätzen 3 und 4 

Die Absätze 3 und 4 entsprechen inhaltsgleich § 20 Ab- 
satz 3a und 4 (alt). 

Zu Absatz 5 

Absatz 5 verbietet es, Pflanzenschutzmittel herzustellen, in- 
nergemeinschaftlich zu verbringen oder in Verkehr zu brin- 
gen, die hinsichtlich ihrer Herkunft oder Identität falsch ge- 
kennzeichnet sind. 

Zu Absatz 6 

Absatz 6 entspricht inhaltlich dem bisherigen § 20 Absatz 5 
(alt). 

Zu § 32 (Inverkehrbringen von mit Pflanzenschutzmitteln 
behandeltem Saatgut, Pflanzgut und Kultur- 
substrat) 

Mit § 32 werden die Regeln über das irmergemeinschaft- 
liche Verbringen und das Inverkehrbringen von Saatgut, 
Pflanzgut oder Kultursubstrat, das mit Pflanzenschutzmit- 
teln behandelt worden ist, in einer eigenen Vorschrift fest- 
gelegt. Dabei bleibt der bisher in § 1 1 Absatz 3 geregelte 
Grundsatz, dass das Pflanzenschutzmittel entweder in 
Deutschland oder in einem anderen Mitgliedstaat zugelas- 
sen sein muss, erhalten. Absatz 2 legt fest, dass für Saatgut 


eine Kennzeichnung nach Artikel 49 Absatz 4 der Verord- 
nung (EG) Nr. 1107/2009 erforderlich ist und ggf festge- 
legte besondere Anforderungen an das Saatgut, wie Abrieb- 
festigkeit, Voraussetzung für das rechtmäßige Inverkehr- 
bringen ist. Neu ist, dass nach Absatz 3 künftig mit dem Ru- 
hen einer Zulassung oder dem Widerruf der Zulassung eines 
bestimmten Pflanzenschutzmittels unmittelbar auch das In- 
verkehrbringen von Saatgut, das mit dem entsprechenden 
Pflanzenschutzmittel oder einem Pflanzenschutzmittel, das 
den gleichen Wirkstoff enthält, nicht mehr zulässig ist. Es 
darf dann entsprechend § 19 auch nicht mehr ausgebracht 
werden. 

Absatz 4 ermöglicht es dem Bundesministerium für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz Maßnahmen 
nach Artikel 49 Absatz 2 der Verordnung zu ergreifen, so- 
fern die Europäische Kommission noch keine entsprechen- 
den Maßnahmen ergriffen hat. Maßnahmen nach Artikel 49 
Absatz 2 der Verordnung können ergriffen werden, wenn 
Bedenken bestehen, dass das Saatgut ein schwerwiegendes 
Risiko für die Gesundheit von Mensch und Tier oder den 
Naturhaushalt darstellt. 

Zu § 33 (Zuständigkeit für die Zulassung von Pflanzen- 
schutzmitteln) 

Mit Geltung der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 findet ein 
Systemwechsel in der Zulassung von Pflanzenschutzmitteln 
statt. Dies führt zu weitreichenden Änderungen in der deut- 
schen Zulassungspraxis und entsprechenden Neuregelungen 
im Pflanzenschutzgesetz. Die bisherige Regelung, wonach 
ein Antrag auf Zulassung für ein Pflanzenschutzmittel in 
Deutschland zu stellen war, wird durch das Prinzip der zo- 
nalen Zulassung nach der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 
ersetzt. Diesem Prinzip liegt der Gedanke zu Grunde, dass 
ein Pflanzenschutzmittel von einem Mitgliedstaat der Zone 
bewertet und für diese Zone zugelassen wird, während die 
anderen Mitgliedstaaten der Zone am Zulassungsverfahren 
beteiligt werden. Grundsätzlich ist bei der Beteiligung der 
Mitgliedstaaten danach zu unterscheiden, ob sie als Bericht- 
erstatter oder Nichtberichterstatter agieren. 

Zu Absatz 1 

Die Vorschrift regelt die Zuständigkeiten des Bundesamtes 
für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit im Rah- 
men der Zulassung von Pflanzenschutzmitteln. Die aufge- 
führten Zulassungsverfahren ergeben sich aus den einzelnen 
Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 und sind 
hier der Übersichtlichkeit halber zusammengefasst darge- 
stellt. 

Zu Absatz 2 

Die Vorschrift regelt, welche Aufgaben dem Bundesamt für 
Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit als koordi- 
nierender Behörde im Rahmen der Pflanzenschutzmittelzu- 
lassung im Verhältnis zu den anderen Mitgliedstaaten und 
den Behörden anderer Mitgliedstaaten zukommen. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 regelt die Zuständigkeit bei mit den Zulassungs- 
verfahren zusammenhängenden Verfahren. 
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Zu Absatz 4 

Aus Gründen der Transparenz ist das Bundesamt für Ver- 
braucherschutz und Lebensmittelsicherheit zur Bekaimtma- 
chung der Zulassung sowie des Widerrufes und der Rück- 
nahme bzw. des Rühens der Zulassung sowie einer Rückga- 
bepflicht nach § 27 Absatz 2 verpflichtet. 

Zu § 34 (Beteiligungen) 

Die Vorschrift regelt, wann und in welchem Umfang die 
drei Bewertungsbehörden - das Bundesinstitut für Risiko- 
bewertung, das Julius Kühn-lnstitut und das Umweltbun- 
desamt - durch das Bundesamt für Verbraucherschutz und 
Lebensmittelsicherheit als Managementbehörde in den ein- 
zelnen Zulassungsverfahren nach § 33 Absatz 1 zu beteili- 
gen sind. 

Zu Absatz 1 

Die genannten Bewertungsbehörden sind zu beteiligen bei 
der Zulassung und vorläufigen Zulassung eines Pflanzen- 
schutzmittels, unabhängig davon, ob Deutschland prüfender 
oder beteiligter Mitgliedstaat ist, bei der gegenseitigen An- 
erkennung von Zulassungen, bei der Erneuerung einer Zu- 
lassung, bei der Zulassung eines Pflanzenschutzmittels mit 
geringem Risiko oder mit einem gentechnisch veränderten 
Organismus. Die Beteiligungsregelung entspricht dem bis- 
herigen Pflanzenschutzgesetz. 

Zu Absatz 2 

Die Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 sieht vor, dass der prü- 
fende Mitgliedstaat eines Zulassungsantrag den anderen 
Mitgliedstaaten der Zone Gelegenheit zur Stellungnahme 
gibt. Absatz 2 regelt das Verfahren zur Erstellung einer 
deutschen Stellungnahme. 

Zu Absatz 3 

Mit der Vorschrift wird die Beteiligung der Bewertungsbe- 
hörden bei Anträgen auf Ausweitung des Geltungsbereichs 
einer bestehenden Zulassung nach Artikel 5 1 der Verord- 
nung (EG) Nr. 1107/2009 geregelt. Entsprechend den Vor- 
aussetzungen gemäß Artikel 5 1 Absatz 2 der Verordnung ist 
die Prüfung eines solchen Antrags auf den Bereich Rück- 
standshöchstgehalte sowie die Risikobewertung für Anwen- 
der, Arbeitnehmer und anwesende Personen beschränkt. In 
Deutschland sind hierfür das Bundesinstitut für Risiko- 
bewertung und das Bundesamt für Verbraucherschutz und 
Lebensmittelsicherheit zuständig. Eine Beteiligung des 
Umweltbundesamtes ist nicht vorgesehen, da sich aus 
Artikel 5 1 der Verordnung kein Prüfauftrag ergibt, der in 
den Zuständigkeitsbereich dieser Bewertungsbehörde fällt. 
Auch eine Wirksamkeitsprüfung soll in diesem verkürzten 
Verfahren nicht stattfinden, da diese Prüfung bei der Zulas- 
sung, die ausgeweitet werden soll, bereits durchgeführt wor- 
den ist. Zur Feststellung des öffentlichen Interesses muss 
das Julius Kühn-lnstitut eine entsprechende Stellungnahme 
abgeben. 

Zu Absatz 4 

Bei der Erarbeitung eines Vorschlages zur Aufnahme eines 
Beistoffes nach Artikel 27 der Verordnung (EG) Nr. 1107/ 
2009 und bei der Prüfung nach Artikel 50 der Verordnung 


(EG) Nr. 1107/2009, ob das Pflanzenschutzmittel einen 
Wirkstoff enthält, der als Substitutionskandidat genehmigt 
worden ist, muss das Bundesamt für Verbraucherschutz und 
Lebensmittelsicherheit die Bewertungen der Bewertungsbe- 
hörden anfordem. 

Zu Absatz 5 

Damit eine gleichlautende Fristenregelung nicht in jedem 
Absatz aufgenommen werden muss, gilt für alle Fälle, in 
denen das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 
mittelsicherheit die Bewertungsbehörden nach den Absät- 
zen 1 bis 4 zur Stellungnahme oder Bewertung auffordert 
bzw. auffordem kann, dass diese innerhalb der vom Bundes- 
amt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit ge- 
setzten Frist erfolgen müssen. Die Möglichkeit einer Frist- 
setzung ist erforderlich, da die Verordnung (EG) Nr. 1107/ 
2009 selbst Fristen für die Bearbeitung der verschiedenen 
Anträge vorsieht. So beträgt die Frist für die Bearbeitung ei- 
nes Antrags auf Erstzulassung eines Pflanzenschutzmittels 
für den prüfenden Mitgliedstaat zwölf Monate für die betei- 
ligten Mitgliedstaaten und bei der gegenseitigen Anerken- 
nung 120 Tage. Das Bundesamt für Verbraucherschutz und 
Lebensmittelsicherheit ist verpflichtet, die insgesamt zur 
Verfügung stehende Zeit so einzuteilen, dass den Behörden 
eine angemessene Frist zur Stellungnahme verbleibt. 

Zu § 35 (Grundlagen für die Verfahren zur Zulassung 
eines Pflanzenschutzmittels) 

Zu Absatz 1 

Mit der Regelung soll sichergestellt werden, dass im natio- 
nalen Verfahren die Ergebnisse der EU- Wirkstoffprüfung zu 
Grunde gelegt werden, um eine Wiederholung der EU-Be- 
wertung oder eine parallele Bewertung der Wirkstoffdaten 
zu vermeiden. Insbesondere bei neuen Wirkstoffen müssen 
die Schlussfolgerungen der Europäische Behörde für Le- 
bensmittelsicherheit (EFSA) beachtet werden, um für das 
Pflanzenschutzmittel eine Zulassungsentscheidung konform 
zur EU- Wirkstoffprüfung vornehmen zu können. 

Zu Absatz 2 

Mit der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 kommt den Leitli- 
nien der Europäischen Kommission in Verbindung mit 
Artikel 29 erstmalig der Status einer quasi verbindlichen 
Regelung zu. Um eine weitgehende Harmonisierung zu er- 
reichen, sollen im Rahmen der Zulassung die Vorgaben der 
Leitlinien beachtet werden, solange diese dem aktuellen 
Stand von Wissenschaft und Technik entsprechen. 

Zu § 36 (Ergänzende Bestimmungen für den Inhalt 
der Zulassung) 

Zu Absatz 1 

Neben den unmittelbar geltenden Vorgaben des Artikels 3 1 
der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 gelten im Wesentlichen 
die bisherigen Regelungen nach § 15 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 2 Buchstabe c und d (alt) fort. Ergänzt wurde die 
Möglichkeit des Bundesamtes für Verbraucherschutz und 
Lebensmittelsicherheit, spezifische Risikominderungsmaß- 
nahmen für bestimmte, abgegrenzte Gebiete festzusetzen. 
Neu eingefügt wurde ferner, die Art der Verpackung in der 
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Zulassung verbindlich festlegen zu können. Dies ist im Hin- 
blick auf die Regelung in Artikel 52 Absatz 3 Buchstabe b 
und c der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 erforderlich, da 
im Verfahren des Parallelimports die Identität zwischen 
Referenzmittel und dem parallelgehandelten Mittel im Hin- 
blick auf die Zusammensetzung und Verpackung festzu- 
stellen ist. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 legt fest, dass das Bundesamt für Verbraucher- 
schutz und Lebensmittelsicherheit auf Antrag festlegen 
kann, dass ein für berufliche Anwender zugelassenes Pflan- 
zenschutzmittel unter bestimmten Voraussetzungen auch im 
Haus- und Kleingartenbereich angewendet werden darf. 
Hiervon bleibt aber § 9 unberührt, d. h. die Anwendung die- 
ser Mittel darf auch im Haus- und Kleingartenbereich nur 
durch sachkundige Personen erfolgen. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 entspricht im Wesentlichen § 15 Absatz 4 (alt). 
Neu eingefügt wurde die Pflicht des Zulassungsinhabers, 
Änderungen der Zulassung unverzüglich bekannt zu ma- 
chen, was auch durch Einstellen der entsprechenden Infor- 
mationen im Intemetportal erfolgen kann. Mit dieser Ergän- 
zung soll auf Probleme reagiert werden, die sich in der Ver- 
gangenheit im Zusammenhang mit dem Erlass eines Än- 
derungsbescheides ergeben haben, in dessen Folge die 
Gebrauchsanleitung, die dem Pflanzenschutzmittel beige- 
fügt war, veraltet war. Zukünftig soll der Anwender so die 
Möglichkeit haben, sich über die jeweils gültige Gebrauchs- 
anleitung zu informieren. 

Zu den Absätzen 4 und 5 

Die Absätze 4 und 5 entsprechen § 15 Absatz 6 und 7 (alt). 

Zu Absatz 6 

Absatz 6 enthält eine neue Verordnungsermächtigung. 
Diese ermöglicht es, für bestimmte abgegrenzte Gebiete 
und für konkret zu benennende, zugelassene Pflanzen- 
schutzmittel abweichende Anwendungsbestimmungen fest- 
zusetzen, wenn dafür andere geeignete Risikominderungs- 
maßnahmen ergriffen werden. Gedacht ist dabei an Gebiete, 
die sich auf Grund ihrer Lage, der Gewässerdichte oder Bo- 
denbeschaffenheit deutlich von anderen Gebieten unter- 
scheiden. Hier sollen unter Wahrung des Schutzniveaus statt 
der allgemeinen mit der Zulassung festgesetzten Anwen- 
dungsbestimmungen speziell auf die Bedingungen des Ge- 
bietes zugeschnittene Risikominderungs- und Überwa- 
chungsmaßnahmen festgelegt werden können. Da für die 
Durchführung zusätzlicher Maßnahmen wie Überwachung 
und Beratung die Mitarbeit der zuständigen Landesbehör- 
den von besonderer Bedeutung ist, ist vorgesehen, dass ent- 
sprechende Regelungen nur auf Vorschlag eines Landes er- 
lassen werden körmen. Vorgesehen wird außerdem in 
Absatz 7 die Möglichkeit, die Ermächtigung auf das Bun- 
desamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit 
zu übertragen. 


Zu § 37 (Neue Erkeimtnisse) 

Zu Absatz 1 

Die Regelung verweist auf die unmittelbar geltende Vor- 
schrift des Artikels 56 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009, 
der im Wesentlichen § 15a Absatz 1 (alt) entspricht. 

Zu Absatz 2 

Ergänzend zu den in der Verordnung aufgeführten Berichts- 
pflichten wurde die Pflicht zur Vorlage entsprechender Un- 
terlagen und Proben aufgenommen, wie sie bisher in § 15a 
Absatz 1 (alt) geregelt war. 

Zu § 38 (Verlängerung der Zulassung) 

§38 legt die Zuständigkeit des Bundesamtes für Verbrau- 
cherschutz und Lebensmittelsicherheit für die Verlängerung 
einer Zulassung nach Artikel 43 der Verordnung (EG) 
Nr. 1107/2009 fest. 

Zu § 39 (Widerruf, Rücknahme, Ruhen der Zulassung) 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 legt die Fälle fest, in denen nach der Verordnung 
(EG) Nr. 1107/2009 eine Zulassung zu widerrufen ist. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 legt die Fälle fest, in denen nach der Verordnung 
(EG) Nr. 1107/2009 eine Zulassung widerrufen werden 
kaim. Zusätzlich wurde ein weiterer Widerrufsgrund aufge- 
nommen: Weicht die Zusammensetzung eines Pflanzen- 
schutzmittels wiederholt von der in der Zulassung festgeleg- 
ten Zusammensetzung wesentlich ab, kann das Bundesamt 
für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit die Zu- 
lassung widerrufen. 

Zu den Absätzen 3 bis 5 

Die Absätze 3 bis 5 entsprechen § 16a Absatz 4 bis 6 (alt). 

Zu § 40 (Ergänzende Regeln zu Zulassungs- und 
Genehmigungsverfahren) 

§ 40 enthält die in § 17 (alt) festgelegten Ermächtigungen 
zum Erlass von ergänzenden Vorschriften mit den erforder- 
lichen redaktionellen Anpassungen. Dabei entspricht Ab- 
satz 1 dem bisherigen § 17 Absatz 1 und Absatz 2 dem bis- 
herigen Absatz 2. Absatz 2 ermöglicht es, vorzuschreiben, 
dass Pflanzenschutzmitteln nur über bestimmte Zollstellen 
ein- oder ausgeführt werden dürfen. Dies enuöglicht es, die 
Warenströme zu kanalisieren, um eine effiziente Kontrolle 
durch die Pflanzenschutzdienste der Länder zu gewährleis- 
ten. Eine Ausdehnung der Zuständigkeiten des Zolls nach 
§ 62 Absatz 1 Satz 1 wird dadurch nicht bedingt. 

Zu § 41 (Zuständigkeit für die Prüfung von Wirkstoffen, 
Safenern und Synergisten) 

Mit Geltung der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 findet die 
Prüfung von Wirkstoffen, Safenern und Synergisten auf 
Ebene der Europäischen Union nunmehr nach den Vor- 
schriften dieser Verordnung statt. Wie bei der Prüfung von 
Pflanzenschutzmitteln ist grundsätzlich zwischen solchen 
Verfahren zu unterscheiden, in denen Deutschland die Rolle 
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des berichterstattenden Mitgliedstaates einnimmt und sol- 
chen, in denen Deutschland nicht berichterstattender Mit- 
gliedstaat ist. Dies hat insbesondere Auswirkungen auf die 
Beteiligung der drei Bewertungsbehörden und die Fristen 
für die Bearbeitung. 

Zu Absatz 1 

Die Vorschrift regelt die Zuständigkeiten des Bundesamtes 
für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit im Rah- 
men der Prüfüng von Wirkstoffen, Safenern und Synergis- 
ten, die sich aus den einzelnen Vorschriften der Verordnung 
(EG) Nr. 1107/2009 ergeben und hier der Übersichtlichkeit 
halber zusammengefasst dargestellt sind. Hierunter fallen 
auch Stoffe, die als Haftmittel oder Kleber bei der Saatgut- 
beizung verwendet werden. 

Zu Absatz 2 

Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsi- 
cherheit ist in den Verfahren nach Absatz 1 die koordinie- 
rende Behörde für Deutschland. Insbesondere die Übermitt- 
lung von Kommentierungen, Informationen und des Bewer- 
tungsberichtes an die Behörden der anderen Mitgliedstaaten 
oder europäische Behörden obliegt dem Bundesamt für Ver- 
braucherschutz und Lebensmittelsicherheit. 

Zu Absatz 3 

Fungiert Deutschland als berichterstattender Mitgliedstaat 
muss das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 
mittelsicherheit die Bewertungen der drei Bewertungsbe- 
hörden einholen und auf dieser Grundlage den Bewertungs- 
bericht erstellen. Das Bundesamt für Verbraucherschutz und 
Lebensmittelsicherheit muss den Behörden hierfür eine an- 
gemessene Frist setzen. 

Zu Absatz 4 

Ist Deutschland nicht berichterstattender Mitgliedstaat und 
zur Kommentierung aufgefordert worden, hat das Bundes- 
amt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit die 
drei Bewertungsbehörden zur Stellungnahme aufzufordem, 
um diese Stellungnahmen in einem Gesamtkommentar zu- 
sammenzuführen. 

Zu Absatz 5 

Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsi- 
cherheit kaim zur Erstellung eines Äquivalenzberichtes die 
Stellungnahmen der Bewertungsbehörden anfordem, die in- 
nerhalb der gesetzten Frist erfolgen müssen. 

Zu Absatz 6 

Mit dem Antrag auf Genehmigung eines Wirkstoffs, Safe- 
ners oder Synergisten hat der Antragsteller die nach 
Artikels der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 erforderli- 
chen Studien und Unterlagen sowie die Liste etwaiger Da- 
tenschutzansprüche gemäß Artikel 7 Absatz 4 der Verord- 
nung (EG) Nr. 1107/2009 vorzulegen. Mit dieser Vorschrift 
wird geregelt, dass das Bundesamt für Verbraucherschutz 
und Lebensmittelsicherheit für die Prüfung nach Artikel 59 
der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 zuständig ist, um den 
Schutz der Versuchs- und Studienberichte zu gewährleisten. 


Zu § 42 (Zusatzstoffe) 

Mit der Vorschrift macht Deutschland von der Regelung in 
Artikel 81 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 
Gebrauch. 

Zu Absatz 1 

Die Regelung entspricht im Wesentlichen § 31c Absatz 1 
(alt). Nicht übernommen wurde die bisherige Definition der 
Zusatzstoffe des bisherigen § 31c Absatz 1, da nunmehr die 
Begriffbestimmung nach Artikel 2 Absatz 3 Buchstabe d 
der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 unmittelbar gilt. Neu 
eingefügt wurde, dass Zusatzstoffe nur in Verkehr gebracht 
werden dürfen, wenn sie zusätzlich entsprechend gekenn- 
zeichnet sind. Bisher war die Kennzeichnung nach § 31c 
Absatz 2 Satz 1 (alt) in Verbindung mit § 3 1 Absatz 1 
Nummer 3 (alt) keine Voraussetzung für das Inverkehrbrin- 
gen. 

Zu Absatz 2 

Die Regelung entspricht im Wesentlichen § 31c Absatz 1 
(alt) in Verbindung mit § 3 1 Absatz 1 Nummer 1 (alt). Neu 
eingefügt wurde, dass die Genehmigung auf zehn Jahre be- 
schränkt wird. 

Zu Absatz 3 

Die Regelung entspricht im Wesentlichen § 31c Absatz 2 
Satz 1 (alt) in Verbindung mit § 3 la Absatz 3 (alt). 

Zu Absatz 4 

Die Regelung entspricht § 31c Absatz 2 Satz 1 (alt) in Ver- 
bindung mit § 3 1 b Absatz 3 (alt). 

Zu Absatz 5 

Die Regelung entspricht § 3 Ic Absatz 2 Satz 2 (alt). 

Zu § 43 (Kennzeichnung von Zusatzstoffen) 

§ 43 regelt die Kennzeichnung von Zusatzstoffen, die sich 
an der Kennzeichnung von Pflanzenschutzmitteln orientiert. 
Zur Klarstellung wird festgelegt, dass die Kennzeichnung in 
deutscher Sprache erfolgen muss. 

Zu § 44 (Überprüfung genehmigter Zusatzstoffe) 

Zu Absatz 1 

Die Regelung entspricht im Wesentlichen § 31c Absatz 2 
Satz 1 (alt) in Verbindung mit § 31b Absatz 1 Satz 1 (alt). 
Neu eingefügt wurde, dass die Voraussetzungen nach 
Artikel 2 Absatz 3 Buchstabe d der Verordnung (EG) 
Nr. 1107/2009 vorliegen müssen. 

Zu Absatz 2 

Die Regelung entspricht im Wesentlichen § 31c Absatz 2 
Satz 1 (alt) in Verbindung mit § 31b Absatz 2 (alt). Neu ein- 
gefügt wurde, dass das Bundesamt für Verbraucherschutz 
und Lebensmittelsicherheit die Genehmigung eines Zusatz- 
stoffes widerrufen kaim, wenn der Stoff nicht den in § 42 
Absatz genannten Anforderungen entspricht. 
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Zu § 45 (Pflanzenstärkungsmittel) 

§ 45 enthält unter Berücksichtigung der angepassten Defini- 
tion die Regeln zum Umgang mit Pflanzenstärkungsmitteln. 
Aufgrund der neuen und weiter gefassten Definition für 
Pflanzenschutzmittel ist es möglich, dass Mittel, die bisher 
unter die Definition der Pflanzenstärkungsmittel gefallen 
sind, künftig den Pflanzenschutzmitteln zuzuordnen sind, 
sofern sie die diesbezüglichen Kriterien erfüllen. 

Zu Absatz 1 

Die Regelung entspricht § 3 1 Nummer 1 (alt). 

Zu Absatz 2 

Um eine ausreichende Transparenz für den Anwender si- 
cherzustellen sowie eine sachgerechte Kontrolle der Beach- 
tung der Vorschriften des Gesetzes zu ermöglichen, sind 
auch für Pflanzenstärkungsmittel Kennzeichnungsvorschrif- 
ten erforderlich. 

Zu Absatz 3 

Für Mittel, die keine Pflanzenschutzmittel sind und die un- 
ter die Definition nach § 2 Nummer 10 fallen, findet eine 
Umstellung auf ein Anzeigeverfahren statt. Dies führt zu ei- 
ner gewissen Erleichterung, indem von einer grundsätzli- 
chen Erlaubnis mit Verbotsvorbehalt auszugehen ist. Die 
Zusammensetzung des Pflanzenstärkungsmittels ist dem 
Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicher- 
heit anzuzeigen, damit bei neuen Erkenntnissen über die 
Substanzen des Mittels ein erleichtertes Risikomanagement 
stattfmden karm. Die Veröffentlichung der Liste dient (wie 
bisher) dem Verbraucherschutz, dem Handel und den Über- 
wachungsbehörden. 

Zu Absatz 4 

Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsi- 
cherheit kann das Inverkehrbringen von Pflanzenstärkungs- 
mitteln unter den genannten Voraussetzungen untersagen, 
was zur Streichung aus der Liste gemäß Absatz 1 führt. 

Zu Absatz 5 

Sofern die Kennzeichnung eines Pflanzenstärkungsmittels 
den Eindruck erweckt, es könne sich bei dem Produkt um 
ein geprüftes Pflanzenschutzmittel im Sinne der Verordnung 
(EG) Nr. 1107/2009 handeln, karm aus Gründen des Ver- 
braucherschutzes verlangt werden, dass diese Kennzeich- 
nung entsprechend zu ändern ist. 

Zu Absatz 6 

Mit der Vorschrift wird das Bundesministerium für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz ermächtigt, 
weitere Einzelheiten nach den Absätzen 1 und 2 im Wege 
der Verordnung zu regeln. 

Zu § 46 (Genehmigung für den Parallelhandel) 

Die Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 enthält nun in Ar- 
tikel 52 unmittelbar geltende Regeln zum Parallelhandel 
mit Pflanzenschutzmitteln. Die bisherigen Regeln in den 
§§ 16c ff. sind entsprechend anzupassen. 


Mit § 46 Absatz 1 wird die Durchführung für das Genehmi- 
gungsverfahrens für den Parallelhandel nach Artikel 52 der 
Verordnung auf das Bundesamt für Verbraucherschutz und 
Lebensmittelsicherheit übertragen, das auch bisher für die 
Ausstellung von Verkehrsfähigkeitsbescheinigungen zu- 
ständig war. Die Voraussetzungen für die Genehmigung er- 
geben sich nun aus Artikel 52 der Verordnung und sind da- 
her in deutschem Recht nicht mehr aufzuführen. Das Pflan- 
zenschutzmittel muss in einem Mitgliedstaat zugelassen und 
mit einem im Einfuhrmitgliedstaat zugelassenen Mittel 
identisch sein. Identität liegt vor, wenn das Pflanzenschutz- 
mittel 

- vom selben Unternehmen, einem angeschlossenen Un- 
ternehmen oder unter Lizenz nach dem gleichen Verfah- 
ren hergestellt wurde, 

- es in Spezifikation und Gehalt an Wirkstoffen, Safenern 
und Synergisten sowie in der Formulierungsart identisch 
ist und 

- wenn es hinsichtlich der enthaltenen Beistoffe und der 
Größe des Materials oder der Form der Verpackung im 
Hinblick auf die potenziell nachteiligen Auswirkungen 
auf die Sicherheit des Produktes in Bezug auf die Ge- 
sundheit von Mensch und Tier oder auf die Umwelt 
identisch oder gleichwertig ist. 

Die beiden letztgenannten Kriterien der Identität entspre- 
chen inhaltlich den bisherigen Anforderungen nach § 16c 
Absatz 2 (alt). Hinzu kommt nun noch die so genannte Her- 
stelleridentität und Verpackungsidentität oder Verpackungs- 
gleichwertigkeit. Ob beim Parallelhandel auch Hersteller- 
identität verlangt werden kann oder soll, war auch unter 
Berücksichtigung der Rechtsprechung des EuGH lange Zeit 
umstritten. Der Verordnungsgeber hat sich nun dafür 
entschieden, Herstelleridentität zu verlangen. Bei Re- 
importen handelt es sich um in Deutschland zugelassene 
Pflanzenschutzmittel, die der allgemeinen Überwachung 
durch die zuständigen Behörden der Länder nach § 60 un- 
terliegen. 

Absatz 2 entspricht dem bisherigen § 16c Absatz 3, Ab- 
satz 3 dem bisherigen § 16c Absatz 6. Absatz 4 enthält die 
Ermächtigung zu ergänzenden Verfahrensvorschriften so- 
weit nicht bereits in der Verordnung enthalten. 

Zu § 47 (Kennzeichnung parallelgehandelter Pflanzen- 
schutzmittel) 

§ 47 enthält die erforderlichen Kermzeichnungsvorschriften. 
Die grundlegenden Kennzeichnungsanforderungen ergeben 
sich auch für parallelgehandelte Pflanzenschutzmittel aus 
der Verordnung (EG) Nr. 547/2011. Durch den Verweis auf 
§31 wird sichergestellt, dass auch bei parallelgehandelten 
Mitteln eine Kennzeichnung in deutscher Sprache erforder- 
lich ist. 

Zu § 48 (Ruhen der Genehmigung für den Parallelhandel) 

§ 48 entspricht dem bisherigen § 16e Absatz 2. Dauer und 
Ende der Genehmigung zum Parallelhandel ergeben sich 
bereits aus Artikel 52 Absatz 6 der Verordnung (EG) 
Nr. 1107/2009. 
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Zu § 49 (Pflichten des Inhabers der Genehmigung 
für den Parallelhandel) 

§ 49 entspricht weitgehend dem bisherigen § 16f. Erweitert 
werden die Kontrollbefugnisse bei Verdacht des Miss- 
brauchs der Genehmigung zum Parallelhandel. Mit 
Absatz 3 wurde eine weitere Pflicht des Parallelimporteurs 
neu aufgenommen. Verwendet der Inhaber der Genehmi- 
gung nicht die Chargennummer des Zulassungsinhabers des 
parallelgehandelten Pflanzenschutzmittels, muss er Auf- 
zeichnungen führen, aus denen hervorgeht, welche der von 
ihm verteilten Chargennummern der Chargennummer des 
Zulassungsinhabers des parallelgehandelten Pflanzen- 
schutzmittels entspricht. Die Aufzeichnungen sind für min- 
destens fünf Jahre aufzubewahren. 

Zu § 50 (Rücknahme oder Widerruf der Genehmigung 
für den Parallelhandel) 

§ 50 Absatz 1 sowie Absatz 2 Satz 1 entsprechen dem bis- 
herigen § 16g Absatz 1 und Absatz 2 Satz 1. Die Änderung 
in der Fonuulierung in Absatz 2 Satz 2 gegenüber dem bis- 
herigen Absatz 2 Satz 2 dient der Klarstellung, dass im 
Falle des Missbrauchs einer Parallelhandelsgenehmigung 
für kein Pflanzenschutzmittel, weder für das Pflanzen- 
schutzmittel, dessen Parallelhandelsgenehmigung miss- 
braucht wurde noch für irgendein anderes Pflanzenschutz- 
mittel eine Parallelhandelsgenehmigung erteilt werden darf. 
Außerdem wird die Sperrfrist im Wiederholungsfall auf 
fünf Jahre verlängert. 

Zu § 51 (Innergemeinschaftliches Verbringen 

von Pflanzenschutzmitteln für den Eigenbedarf) 

§ 5 1 enthält ergänzende Bestimmungen für den Parallelhan- 
del zum Eigenbedarf, da entsprechende Regeln auf EU- 
Ebene noch fehlen. Bisher war nach deutschem Recht eine 
Genehmigung für den Parallelhandel zum Eigenbedarf nicht 
erforderlich. Nach dem Urteil des EuGH in der Rechtsache 
C-260/06 ist jedoch auch in diesen Fällen eine staatliche 
Kontrolle erforderlich. Die Genehmigungskriterien entspre- 
chen den Kriterien für den kommerziellen Handel. Vorgese- 
hen sind jedoch Erleichterungen in Bezug auf die Kenn- 
zeichnung. Die Berichtspflichten des Importeurs nach § 49 
entfallen. 

Zu § 52 (Prüfung) 

Bisher sah das Pflanzenschutzgesetz ein obligatorisches Er- 
klärungsverfahren vor dem erstmaligen Inverkehrbringen 
eines Pflanzenschutzgerätes vor. Nun sind durch die Richtli- 
nie 2009/ 127/EG Anforderungen an Pflanzenschutzgeräte 
festgelegt worden, die die Umwelteigenschaften des Gerä- 
tes betreffen. Eben diese Aspekte sind bei dem bisherigen 
Erklärungsverfahren überprüft worden. Das Vorliegen die- 
ser Anforderungen ist vom Hersteller oder Inverkehrbringer 
im Rahmen der CE-Keimzeichnung zu überprüfen. Das ob- 
ligatorische Erklärungsverfahren kann daher entfallen. Die 
Richtlinie 2009/127/EG lässt es zu, dass der Hersteller die 
Prüfung auch auf einen Dritten übertragen kann. § 52 
Absatz 1 sieht nun vor, dass das Julius Kühn-lnstitut diese 
Aufgabe auf Antrag übernehmen kann. Ebenfalls prüfen 
kann das Julius Kühn-lnstitut das Vorliegen von besonde- 


ren, auch über die allgemeinen Anforderungen nach der 
Richtlinie 2009/127/EG hinausgehenden Anforderungen, 
z. B. abdrift- oder verlustmindemde Eigenschaften. Solche 
Prüfungen erfolgen auf freiwilliger Basis. Sie sind keine 
Voraussetzung für das rechtmäßige Inverkehrbringen des je- 
weiligen Pflanzenschutzgerätes. Die näheren Einzelheiten 
zum Verfahren der Prüfung können durch Rechtsverordnun- 
gen getroffen werden. 

Absatz 2 legt fest, dass die geprüften Geräte vom Julius 
Kühn-lnstitut in eine beschreibende Liste eingetragen wer- 
den. 

Absatz 3 legt fest, dass auch andere Prüfstellen, neben pri- 
vaten auch amtliche Prüfstellen, nach Anerkennung durch 
das Julius Kühn-lnstitut Prüfungen hinsichtlich der beson- 
deren Anforderungen durchführen können. Absatz 4 enthält 
die Ermächtigung zum Erlass ergänzender Verfahrensrege- 
lungen. 

Zu § 53 (Betriebsanleitung) 

§53 verpflichtet den Hersteller oder Inverkehrbringer, die 
Betriebsanleitung um entsprechende Informationen zu er- 
gänzen, wenn das Gerät besondere Anforderungen nach 
§ 52 Absatz 1 erfüllt. 

Zu § 54 (Entschädigung) 

§ 54 entspricht wortgleich dem bisherigen § 32. 

Zu § 55 (Forderungsübergang) 

§ 55 entspricht wortgleich dem bisherigen § 32a. 

Zu § 56 (Kosten) 

§56 entspricht mit den erforderlichen redaktionellen An- 
passungen dem bisherigen § 37. 

Zu § 57 (Julius Kühn-lnstitut) 

§ 57 enthält die Beschreibung der Aufgaben des Julius 
Kühn-lnstitutes, soweit sie nicht bereits durch andere Vor- 
schriften dieses Gesetzes geregelt sind. § 57 entspricht in- 
haltlich im Wesentlichen dem bisherigen § 33. Die Aufzäh- 
lung der Aufgaben in Absatz 2 wurde jedoch systematisch 
neu geordnet. Ergänzt wurde die Aufgabenbeschreibung in 
folgenden Punkten: 

Zu Absatz 2 
Zu Nummer 2 

Die in Nummer 2 genannte Forschung des Julius Kühn-lns- 
titutes umfasst alle Zielsetzungen dieses Gesetzes ein- 
schließlich der Pflanzenschutzgerätetechnik. 

Zu Nummer 5 

Es wird klargestellt, dass zu den Aufgaben des Julius Kühn- 
institutes auch die Mitwirkung bei der Diagnose von Schad- 
organismen und der Wahrnehmung von Referenzfunktionen 
gehört. Dies ist für eine wissenschaftlich gesicherte Identifi- 
kation und den Nachweis von Schadorganismen von beson- 
derer Bedeutung. 
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Zu Nummer 6 

Die Mitwirkung beim Schließen von Bekämpfungslücken 
(bisher § 33 Absatz 2 Nummer 6) wird ergänzt um die Mit- 
arbeit an Verfahren nach Artikel 5 1 der Verordnung (EG) 
Nr. 1107/2009. Artikel 51 befasst sich mit der Erweiterung 
von Zulassungen für geringfügige Verwendungen. Die Mit- 
wirkung beim Schließen von Bekämpfungslücken umfasst 
auch die Mitarbeit in nationalen und internationalen Fach- 
gremien, die Forschung und die Generierung von Fachwis- 
sen. 

Zu Nummer 7 

Nummer 7 fasst den bisherigen § 33 Absatz 2 Nummer 5 
und Absatz 3 zusammen. Bei der Überwachung des Inver- 
kehrbringens der Pflanzenschutzgeräte nach Artikel 4 der 
Richtlinie 2006/42/EG und § 8 des Geräte- und Produkt- 
sicherheitsgesetzes wirkt das Julius Kühn-lnstitut mit. Dies 
betrifft insbesondere die Anforderungen an Maschinen zur 
Ausbringung von Pestiziden gemäß Artikel 1 Nummer 5 
Buchstabe b Doppelbuchstabe ii der Richtlinie 2009/127/ 
EG und die Weiterentwicklung des Verfahrens der Überwa- 
chung nach dem Stande von Wissenschaft und Technik. 

Geräte, die für den Pflanzenschutz verwendet werden, aber 
keine Pflanzenschutzgeräte sind, werden mit Absatz 2 
Nummer 7 hinsichtlich der Mitwirkung bei der Über- 
wachung den Pflanzenschutzgeräten gleichgestellt. Der 
Schutz von Mensch, Tier und Naturhaushalt wird damit 
gewährleistet. 

Zu Nummer 8 

Resistenzen von Schadorganismen gegen Pflanzenschutz- 
mittelwirkstoffe führen nicht nur zu Minderwirkungen und 
Emteverlusten, sondern auch zur vennehrten Anwendung 
von Pflanzenschutzmitteln und anderen Betriebsmitteln. Für 
eine nachhaltige Nutzung von Pflanzenschutzmitteln müs- 
sen daher sowohl vorbeugende als auch kurative Strategien 
zur Resistenzvermeidung oder -Verminderung entwickelt 
und angewandt werden. Sowohl für die Bewertung von 
Pflanzenschutzmitteln als auch für die Anwendung von 
Pflanzenschutzmitteln im Rahmen des integrierten Pflan- 
zenschutzes hat ein dem Stand der Wissenschaft entspre- 
chendes Resistenzmanagement Bedeutung. 

Zu Nummer 9 

ln Nummer 10 werden Aufgaben des Julius Kühn-lnstitutes 
beschrieben, die wesentlich zur Sicherung nachhaltiger 
Pflanzenschutzverfahren beitragen. Eine ausgewogene 
Nützlingsfauna, eine entsprechende Bodenflora und -fauna 
und nutzbringende Pflanzenschutzmittel sind wichtige Ele- 
mente nachhaltiger integrierter Pflanzenschutzverfahren. 

Zu § 58 (Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 
mittelsicherheit) 

Zu Absatz 1 

Die Regelung entspricht § 33a Absatz 1 (alt), ln Nummer 2 
wurde der Verweis auf die Verkehrsfähigkeitsvorausset- 
zungen nach § 16c (alt) durch den Verweis auf die Geneh- 
migungsvoraussetzungen nach § 47 (neu) ersetzt. Die Rege- 
lungen für den Parallelhandel ergeben sich nunmehr aus der 


Verordnung (EG) Nr. 1107/2009, weshalb die entsprechen- 
den Rechtsbegriffe an die Formulierungen aus der Verord- 
nung anzugleichen waren. Des Weiteren wurde Nummer 5 
um die Beteiligung an der Prüfung von Safenern und Syner- 
gisten gemäß § 42 (neu) ergänzt, die sich aus den Arti- 
keln 25 und 26 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 erge- 
ben. 

Zu Absatz 2 

Die Regelung entspricht inhaltsgleich § 33a Absatz 2 (alt). 
Die Veröffentlichung einer Liste der Zusatzstoffe wird nun- 
mehr in § 43 Absatz 4 (neu) geregelt, die Veröffentlichung 
einer Liste der Pflanzenstärkungsmittel in § 45 Absatz 3. 

Zu § 59 (Durchführung in den Ländern) 

Mit § 59 werden die Aufgaben der zuständigen Behörden 
der Länder festgelegt. § 59 entspricht im Wesentlichen dem 
bisherigen § 34. Neu aufgenommen wurde in Absatz 1 die 
Mitwirkung bei der Durchführung des Aktionsplanes nach 
§4. 

Die Überwachung von Pflanzenbeständen auf das Auftreten 
von Schadorganismen nach Absatz 2 Nummer 1 gilt für kul- 
tivierte und nicht kultivierte Pflanzen. Absatz 2 Nummer 3 
wurde dahingehend ergänzt, dass die Beratung durch die 
Pflanzenschutzdienste der Länder insbesondere im Hinblick 
auf den integrierten Pflanzenschutz und die Verminderung 
der Risiken durch die Anwendung von Pflanzenschutzmit- 
teln erfolgen soll. Die Berichterstattung umfasst nun auch 
die Durchführung des Aktionsplanes. Neu hinzugekommen 
ist die Genehmigung der Anwendung von Pflanzenschutz- 
mitteln mit Luftfahrzeugen durch die entsprechende Auf- 
nahme bundeseinheitlicher Regelungen in dieses Gesetz 
(§ 1 8). Ergänzend wird vorgesehen, dass die Untersuchung 
auf Schadorganismen auch auf andere Einrichtungen unter 
bestimmten Voraussetzungen übertragen werden kann, 
wenn diese Einrichtungen die Voraussetzungen einer nach 
§ 7 erlassenen Rechtsverordnung erfüllen. Die Überwa- 
chung dieser Einrichtungen obliegt den Pflanzenschutz- 
diensten der Länder. 

In Absatz 2 wurde außerdem in Nummer 8 explizit aufge- 
nommen, dass zu den Aufgaben der Pflanzenschutzdienste 
auch die Überwachung des Inverkehrbringens und der An- 
wendung von Pflanzenschutzmitteln, Pflanzenstärkungsmit- 
teln und Zusatzstoffen gehört. Diese Aufgabe wird auch 
durch Absatz 1 erfasst. Durch die neu eingefügte Nummer 8 
wird aber die Bedeutung dieser Aufgabe unterstrichen. Die 
Kontrollen des Inverkehrbringens und der Anwendung von 
Pflanzenschutzmitteln wurden in den letzten Jahren intensi- 
viert. Dabei arbeiten die Länder im Rahmen des Pflanzen- 
schutzkontrollprogramms zusammen. Dieses Programm 
wurde von den Ländern unter Koordinierung durch das 
Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicher- 
heit gemeinsam entwickelt und enthält einheitliche Stan- 
dards für die Durchführung der Kontrollen, eine jährliche 
Schwerpunktsetzung sowie eine einheitliche Berichterstat- 
tung über die durchgeführten Kontrollen, die auch die 
Grundlage für die Berichte bilden, die über die Durchfüh- 
rung der Kontrollen der Europäischen Kommission vorzule- 
gen sind. 
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Zu § 60 (Behördliche Anordnungen) 

§ 60 entspricht mit den erforderlichen redaktionellen An- 
passungen dem bisherigen § 34a. 

Zu § 61 (Mitwirkung von Zolldienststellen) 

§61 entspricht weitgehend inhaltsgleich dem bisherigen 
§ 35. Die Änderung des Begriffes Zollstellen in „Zolldienst- 
stellen“ ist auf Grund der erfolgten Umstrukturierung der 
Zollverwaltung zur Klarstellung erforderlich, damit alle 
Dienstellen der Zollverwaltung vom Anwendungsbereich 
umfasst sind. 

Zu Absatz 2 

Nach der bisherigen Regelung des § 35 Absatz 1 des Pflan- 
zenschutzgesetzes kormten die Zollbehörden zwar Sendun- 
gen anhalten, aber die zuständigen Fachbehörden nur in be- 
stimmten Fällen hierüber unterrichten. Insbesondere konn- 
ten dem Steuergeheimnis gemäß § 30 Absatz 1 der Abga- 
benordnung unterliegende Daten nur in den Fällen des § 30 
Absatz 4 Nummer 4 und 5 der Abgabeordnung weitergelei- 
tet werden. 

Auch aus Gründen des Verbraucher- und Umweltschutzes 
ist es zur Verhinderung illegaler Verbringungen von Pflan- 
zenschutzmitteln oder Befallsgegenständen erforderlich, 
eine Rechtsgrundlage für die Zollbehörden zur Meldung al- 
ler relevanten Sendungen zu schaffen. Nur so karm die Zu- 
sammenarbeit zwischen Zoll- und Pflanzenschutzbehörden 
gestärkt und ein rechtzeitiges Eingreifen der Pflanzen- 
schutzbehörden ermöglicht werden. 

Zu § 62 (Befugte Zollstellen) 

§ 62 entspricht mit den erforderlichen redaktionellen An- 
passungen dem bisherigen § 36. Hinsichtlich § 62 Num- 
mer 2 wird auf die Ausführungen zu § 40 Absatz 2 verwie- 
sen. 

Zu § 63 (Auskunftspflicht) 

§ 63 entspricht mit den erforderlichen redaktionellen An- 
passungen dem bisherigen § 38. Ergänzend wird aufgenom- 
men, dass die zuständige Behörde Einsicht nehmen kann in 
die nach den InVeKoS-Daten-Gesetz vorliegenden Unterla- 
gen, soweit dies zur Durchführung ihrer Aufgaben erforder- 
lich ist. Hier kommen insbesondere Angaben über die Flä- 
chennutzung für die amtliche Überwachung und amtliche 
Monitoringuntersuchungen bei Schadorganismen in Be- 
tracht. 

Zu § 64 (Meldepflicht) 

§ 64 entspricht hinsichtlich der Meldepflicht dem bisheri- 
gen § 19 und enthält die erforderlichen Ergänzungen, um 
die Aufgaben zur Erstellung der Statistik über das Inver- 
kehrbringen von Pflanzenschutzmitteln nach der Verord- 
nung (EG) Nr. 1185/2009 dem Bundesamt für Verbraucher- 
schutz und Lebensmittelsicherheit zuzuweisen. 

Zu § 65 (Geheimhaltung) 

§ 65 enthält die erforderlichen Regeln über die Vertraulich- 
keit von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen. Damit wird 
der bisherige § 1 8c aufgegriffen und an die sich bereits aus 


der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 ergebenden Vertrau- 
lichkeitsregeln angepasst. § 65 bezieht sich jedoch nicht nur 
auf die Daten aus dem Zulassungsverfahren, sondern allge- 
mein auf die Daten, die dem Bundesamt für Verbraucher- 
schutz und Lebensmittelsicherheit und dem Julius Kühn-ln- 
stitut im Rahmen der verschiedenen Zulassungs- und Ge- 
nehmigungsverfahren mitgeteilt werden. Eine Auskunfts- 
möglichkeit ist bei überwiegendem öffentlichen Interesse, 
entsprechend dem Umweltinformationsgesetz vorgesehen. 

Zu § 66 (Übermittlung von Daten) 

§ 66 entspricht mit den erforderlichen redaktionellen An- 
passungen inhaltsgleich dem bisherigen § 38a. 

Zu § 67 (Außenverkehr) 

§ 67 entspricht wortgleich dem bisherigen § 38b. 

Zu § 68 (Bußgeldvorschriften) 

§ 68 enthält die erforderlichen Bußgeldvorschriften. 

Zu § 69 (Strafvorschriften) 

Mit § 69 wurden inhaltlich der bisherige § 39 aufgegriffen 
und neuer Straftatbestände geschaffen. Absatz 1 stellt das 
bewusste Verbreiten eines Schadorganismus sowie das An- 
wenden, das Inverkehrbringen, die Einfuhr oder das inner- 
gemeinschaftliche Verbringen eines Pflanzenschutzmittels, 
das einen Wirkstoff enthält, der in Anlage 1 der Pflanzen- 
schutz-Anwendungsverordnung aufgeführt ist, unter Strafe. 
Anlage 1 der Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung ent- 
hält Wirkstoffe, die als Wirkstoffe von Pflanzenschutz- 
mitteln wegen ihrer besonderen Schädlichkeit für die Ge- 
sundheit von Mensch und Tier oder für den Naturhaushalt 
oft bereits seit Jahren, in den meisten Fällen auch europa- 
weit, verboten sind. Werden solche Stoffe dennoch in Ver- 
kehr gebracht oder angewendet, geht der Unrechtsgehalt 
über ein Ordnungswidrigkeitenverfahren hinaus. Auch ist, 
wie Erfahrungen der jüngsten Vergangenheit gezeigt haben, 
die Abschreckungswirkung eines Bußgeldes nicht ausrei- 
chend. 

Absatz 1 Nummer 4 und Absatz 2 Nummer 1 in Verbindung 
mit den Absätzen 4 und 5 dienen der Umsetzung der Richt- 
linie 2008/99/EG des Europäischen Parlaments und des Ra- 
tes vom 19. November 2008 über den strafrechtlichen 
Schutz der Umwelt (ABI. L 328 vom 6.12.2008, S. 28). 

Absatz 1 Nummer 4 bezieht sich auf das Fälschen von 
Pflanzenschutzmitteln. Werden gefälschte Pflanzenschutz- 
mittel, die den Anschein eines geprüften und zugelassenen 
Pflanzenschutzmittels haben, angewendet, kann dadurch so- 
wohl die Gesundheit des Anwenders geschädigt werden 
oder es zu schädlichen Auswirkungen auf den Naturhaus- 
halt kommen, insbesondere wenn das gefälschte Pflanzen- 
schutzmittel von dem zugelassenen Pflanzenschutzmittel 
stark abweicht. Das Inverkehrbringen dieser Pflanzen- 
schutzmittel ist daher unter Strafe zu stellen. Absatz 3 er- 
fasst die Fälle einer irreführenden Kennzeichnung. 

Absatz 6 legt fest, dass in den Fällen des Absatzes 1 
Nummer 1, 2 und 3 auch der Versuch des Begehens bereits 
strafbar ist. 
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Zu § 70 (Unberührtheitsklausel) 

§70 entspricht wortgleich dem bisherigen § 41. Genannt 
werden Vorschriften die ebenfalls, das Inverkehrbringen 
von bestimmten Stoffen betreffen. Anforderungen, die sich 
aus diesen Vorschriften ergeben, gelten unabhängig von den 
Anforderungen des Pflanzenschutzgesetzes. Eine solche 
Klarstellung ist nicht erforderlich für das Umweltschadens- 
gesetz, da § 3 Absatz 1 Nummer 1 des Umweltschadensge- 
setzes ausdrücklich festlegt, dass durch dieses Gesetz Schä- 
den erfasst werden, die durch die in Anlage 1 aufgeführten 
beruflichen Tätigkeiten verursacht werden, wozu auch die 
Herstellung, Lagerung und Anwendung von Pflanzen- 
schutzmitteln gehört. 

Zu § 71 (Besondere Vorschriften zur Bekämpfung 
der Reblaus) 

§71 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 42. Die 
Regelung des § 42 Satz 2 Nummer 3 wurde gestrichen, da 
der Rebschutzdienst von den zuständigen Behörden der 
Länder wahrgenommen wird und kein besonderer Rebs- 
chutzdienst mehr besteht. 

Zu § 72 (Eilverordnungen) 

§ 72 enthält zusammenfassend die Möglichkeit bei Gefahr 
im Verzüge bestimmte Regelungen im Wege einer Eilver- 
ordnung zu erlassen. Die Möglichkeit eine Eilverordnung 
zu erlassen umfasst dabei die Fälle, in denen auch nach bis- 
herigem Pflanzenschutzgesetz eine Eilverordnung möglich 
war, so z. B. § 5 Absatz 1 des bisherigen Gesetzes. 

Zu § 73 (Verkündung von Rechtsverordnungen) 

§73 regelt allgemein, dass Rechtsverordnungen nach dem 
Pflanzenschutzgesetz auch im elektronischen Bundesanzei- 
ger verkündet werden können. 


Zu § 74 (Übergangsvorschriften) 

§ 74 enthält die notwendigen Übergangsvorschriften, um 
die Rechtssicherheit zu gewährleisten. Die Übergangsvor- 
schrift in Absatz 5 trägt der notwendigen Zeit für die An- 
passung des Sachkunderegimes, wie es vor dem Inkrafttre- 
ten des Pflanzenschutzgesetzes galt, Rechnung. 

Zu Artikel 2 

Artikel 2 dient der Aufhebung des Pflanzenschutzgesetzes 
in der bisherigen Fassung sowie des Gesetzes über die vor- 
läufige Durchführung unmittelbar geltender Vorschriften 
der Europäischen Union über die Zulassung oder Genehmi- 
gung des Inverkehrbringens von Pflanzenschutzmitteln. 

Zu den Artikeln 3 und 5 bis 8 

Die Artikel 3 und 5 bis 8 enthalten die erforderlichen redak- 
tionellen Anpassungen, des Düngemittelgesetzes, des Bun- 
desnaturschutzgesetzes, des Chemikaliengesetzes und des 
Umweltschadensgesetzes. Im Chemikaliengesetz wird nun 
auf die Zulassungsverfahren nach pflanzenschutzrechtli- 
chen Vorschriften, die auch die Verfahren nach der Verord- 
nung (EG) Nr. 1107/2009 erfassen, verwiesen, im Umwelt- 
schadensgesetz sowie in der Verpackungsverordnung auf 
die Definition des Begriffs Pflanzenschutzmittel nach der 
genannten Verordnung. Materiellrechtliche Änderungen er- 
geben sich dadurch nicht. 

Zu Artikel 4 

Mit Artikel 4 wird das BfR-Gesetz dahingehend ergänzt, 
dass auch die Beratung der Bundesregierung auf dem Ge- 
biet der Auswirkungen von Pflanzenschutzmitteln im Hin- 
blick auf die Gesundheit von Mensch und Tier zu den Auf- 
gaben des Bundesinstitutes für Risikobewertung gehört. 

Zu Artikel 9 

Artikel 9 regelt das Inkrafttreten dieses Gesetzes. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates 


Der Nationale Normenkontrollrat hat den Entwurf auf 
Bürokratiekosten, die aus Informationspflichten resultieren, 
geprüft. 

Mit dem Regelungsvorhaben sollen für die Wirtschaft 
zwölf, für die Verwaltung neun Informationspflichten neu 
eingeführt werden. Drei bisher national geregelte Informa- 
tionspflichten der Wirtschaft werden nun direkt durch EU- 
Recht geregelt. Die damit verbundenen Bürokratiekosten 
belaufen sich auf 4,9 Mio. Euro. Eine tatsächliche Entlas- 
tung für die Wirtschaft geht damit nicht einher. Im Einzel- 
nen: 

• Künftig muss jeder, der Pflanzenschutzmittel im Rah- 
men seines Berufs anwendet, in Verkehr bringt oder 
Dritte bei der Anwendung berät, einen Sachkundenach- 
weis besitzen. Das Ressort geht für die Stellung des An- 
trags von Kosten in Höhe von 15 Euro aus. Dieser ist bei 
der zuständigen Behörde einmalig zu stellen. Für Per- 
sonen, die auf Grundlage des geltenden Rechts als sach- 
kundig gelten, sieht das Regelungsvorhaben eine Über- 
gangsfrist bis Ende 2015 vor. Ferner müssen sachkun- 
dige Personen künftig mindestens einmal in fünf Jahren 
an einer Weiter- oder Fortbildungsmaßnahme teil- 
nehmen. Die Wahrnehmung einer solchen Maßnahme ist 
auf Verlangen der zuständigen Behörde nachzuweisen. 
Das Ressort geht hierfür von Kosten in Höhe von 5 Euro 
aus. 

• Auf Flächen, die von der Allgemeinheit genutzt werden, 
dürfen nur Pflanzenschutzmittel angewendet werden, bei 
denen neben der allgemeinen Zulassungsprüfung auch 
die Eignung für diese Flächen geprüft wurde. Diese Prü- 
fung hat der Anwender zu beantragen. Für die Stellung 
eines Antrags ist von Kosten in Höhe von 40 Euro aus- 
zugehen. Das Ressort geht von maximal 50 Anträgen 
pro Jahr aus. 

• Ferner ist eine Genehmigung für die Ausbringung von 
Pflanzenschutzmitteln mit Flugzeugen vorgesehen. Für 
einen Antrag belaufen sich die Kosten auf 80 Euro. Da- 
bei kann ein Antrag auch für mehrere Anwendungen ge- 
stellt werden. 

• Künftig bedürfen auch die Pflanzenschutzmittel selbst, 
die mit Flugzeugen ausgebracht werden sollen, einer Ge- 
nehmigung. Das Ressort geht von Kosten in Höhe von 
80 Euro und nicht mehr als 50 Anträgen pro Jahr aus. 

• Künftig müssen Unternehmen, die einen genehmigten 
Versuch mit einem Pflanzenschutzmittel durchführen 
wollen, den Beginn des Versuchs der zuständigen Be- 
hörde anzeigen. Es ist von Kosten von 5 Euro auszuge- 
hen. Das Ressort rechnet mit maximal 500 Anzeigen pro 
Jahr. 

• Ferner sind Versuche mit Pflanzenschutzmitteln im La- 
bor der zuständigen Behörde anzuzeigen. Das Ressort 


nimmt hierfür die gleichen Kosten wie bei der oben ge- 
nannten Anzeigepflicht an. 

• Bereits im bisherigen Pflanzenschutzgesetz ist vorgese- 
hen, dass der Verkäufer eines Pflanzenschutzmittels den 
Käufer über die Anwendung des Mittels, insbesondere 
über Verbote und Beschränkungen zu unterrichten hat. 
Künftig soll diese Pflicht dahingehend ausgeweitet wer- 
den, dass bei der Abgabe von Pflanzenschutzmitteln an 
nicht berufliche Anwender auch allgemeine Infonnatio- 
nen über die Risiken der Anwendung von Pflanzen- 
schutzmitteln zur Verfügung zu stellen sind. Da bereits 
jetzt ein Beratungsgespräch verpflichtend ist, dürften 
hierfür keine nennenswerten zusätzlichen Kosten anfal- 
len. 

• Künftig kann ein Unternehmen beantragen, dass ein für 
berufliche Anwender zugelassenes Pflanzenschutzmittel 
unter bestimmten Voraussetzungen auch im Haus- und 
Kleingartenbereich angewendet werden darf. Sofern der 
Antrag nicht bereits mit dem ursprünglichen Zulassungs- 
antrag gestellt wird, ist je Antrag von Kosten in Höhe 
von 1 00 Euro auszugehen. 

• Künftig soll das Bundesamt für Verbraucherschutz und 
Lebensmittelsicherheit von einem Unternehmen die Vor- 
lage bestimmter Unterlagen fordern körmen, wenn neue 
Erkenntnisse eine Überprüfung der Genehmigung des 
Unternehmens zum Parallelhandel notwendig machen. 
Hier handelt es sich um Einzelfälle, so dass nicht mit 
nennenswerten Kosten zu rechnen ist. 

• Künftig müssen Parallelimporteure Aufzeichnungen 
führen, werm sie bei der Kennzeichnung ihrer Produkte 
nicht die Chargennummer des Herstellers verwenden. 
Die Aufzeichnungen sind für eine bessere Rückverfolg- 
barkeit erforderlich. Die Kosten hängen dabei davon ab, 
für wie viele Produkte und Chargen Aufzeichnungen zu 
führen sind, sowie von der gehandelten Menge. Für eine 
Aufzeichnung ist von Kosten in Höhe von 2 Euro auszu- 
gehen. 

• Künftig können Hersteller oder Inverkehrbringer von 
Pflanzenschutzgeräten einen Antrag auf Prüfung ihres 
Gerätes auf Vorhandensein besonderer Eigenschaften 
oder auf Übereinstimmung mit europarechtlichen Anfor- 
derungen stellen. Für einen Antrag ist von Kosten in 
Höhe von 100 Euro auszugehen. Das Ressort geht von 
30 bis 40 Anträgen pro Jahr aus. 

• Gegenstand der Informationspflichten für die Verwal- 
fung, die der Gesetzentwurf vorsieht, sind jeweils Veröf- 
fentlichungs- oder Unterrichtungspflichten. 

Das Ressort hat die Bürokratiekosten, die aus Informations- 
pflichten resultieren, nachvollziehbar dargestellt. 

Der Nationale Normenkontrollrat hat keine Bedenken gegen 

das Regelungsvorhaben. 
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Anlage 3 


Stellungnahme des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 888. Sitzung am 14. Oktober 
2011 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

1. Zu Artikel 1 (§ 3 Absatz 1 Satz 3 PflSchG) 

ln Artikel 1 sind in § 3 Absatz 1 Satz 3 die Wörter „sich 
aus“ durch das Wort „in“ zu ersetzen. 

Begründung 

Klarstellung des Gewollten. 

2. Zu Artikel 1 (§ 4 Absatz 2 Satz 2 - neu - PflSchG) 

ln Artikel 1 ist dem § 4 Absatz 2 folgender Satz 2 anzu- 
fügen: 

„Die abschließende Erstellung des Aktionsplans erfolgt 
unter Mitwirkung der Länder.“ 

Begründung 

Gemäß § 59 Absatz 2 Nummer 3 des Gesetzentwurfs 
liegt die Zuständigkeit für die Umsetzung des Aktions- 
plans bei den Ländern. Insofern bedarf es einer Rege- 
lung, dass auch nach der Öffentlichkeitsbeteiligung den 
Ländern nochmals Gelegenheit gegeben wird, an der Er- 
stellung des Aktionsplans mitzuwirken. 

3. Zu Artikel 1 (§ 5 PflSchG) 

ln Artikel 1 sind in § 5 nach dem Wort „Erarbeitung“ die 
Wörter „und Umsetzung“ einzufügen. 

Begründung 

Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 
mittelsicherheit und das Julius Kühn-lnstitut wirken 
auch an der Umsetzung des Aktionsplans mit. 

4. Zu Artikel 1 (§ 9 Absatz 1 Satz 2 - neu - PflSchG) 

ln Artikel 1 ist dem § 9 Absatz 1 folgender Satz 2 an- 
zufügen: 

„Im Falle von Satz 1 Nummer 5 muss der Intemetan- 
bieter den aktuellen Sachkundenachweis im Internet ver- 
öffentlichen.“ 

Begründung 

Für den Erwerber von Pflanzenschutzmitteln ist durch 
die Änderung erkennbar und sichergestellt, dass er auch 
sachkundig beraten wird. Die Überwachungs- und Kon- 
trolltätigkeit der Länderbehörden wird vereinfacht. Der 
Intemetvertrieb durch nicht sachkundige Anbieter wird 
erschwert. 

5. Zu Artikel 1 (§ 9 Absatz 2 Satz 1 PflSchG) 

ln Artikel 1 sind in § 9 Absatz 2 Satz 1 die Wörter „um 
Pflanzenschutzmittel bestimmungsgemäß und sachge- 


recht anzuwenden“ durch die Wörter „um mit Pflanzen- 
schutzmitteln sachgerecht umzugehen und sie bestim- 
mungsgemäß und sachgerecht anzuwenden“ zu ersetzen. 

Begründung 

Präzisierung der Anforderungen an den Umgang mit 
Pflanzenschutzmitteln. 

Gemäß Artikel 5 Absatz 1 Satz 3 i. V. m. Anhang 1 
Nummer 6 der Richtlinie 2009/128/EG des Europä- 
ischen Parlaments und des Rates vom 2 1 . Oktober 2009 
über einen Aktionsrahmen der Gemeinschaft für die 
nachhaltige Verwendung von Pestiziden (ABI. L 309 
vom 24.11.2009, S. 71) müssen die Anwender von 
Pflanzenschutzmitteln auch die erforderlichen Kennt- 
nisse zur Lagerung und Entsorgung von Pflanzenschutz- 
mittel besitzen. 

6. Zu Artikel 1 (§ 9 Absatz 3 Satz 2 - neu - PflSchG) 

ln Artikel 1 ist dem § 9 Absatz 3 folgender Satz 2 anzu- 
fügen: 

„Wird einer Person nach Absatz 1 Nummer 4 der Sach- 
kundenachweis wegen wiederholten Verstoßes gegen die 
Bestimmungen dieses Gesetzes oder der auf diesem Ge- 
setz beruhenden Verordnungen widerrufen, unterrichtet 
die zuständige Behörde die nach der Gewerbeordnung 
für die Gewerbeuntersagung zuständige Behörde vom 
Widerruf des Sachkundenachweises und den dafür maß- 
geblichen Gründen.“ 

Begründung 

Pflanzenschutzmittel-Händlern, die mehrfach gegen die 
Bestimmungen dieses Gesetzes verstoßen haben, sollte 
die weitere Teilnahme am geschäftlichen Verkehr in 
Deutschland untersagt werden. Deshalb muss mit dem 
Entzug des Sachkundenachweises die Prüfung des Ent- 
zugs der Gewerbeerlaubnis nach § 35 der Gewerbeord- 
nung durch die zuständige Behörde einhergehen und ist 
folglich eine obligatorische Meldepflicht an die für den 
Entzug der Gewerbeerlaubnis zuständige Behörde einzu- 
führen. 

7. Zu Artikel 1 (§ 9 Absatz 4 Satz 1 PflSchG) 

ln Artikel 1 ist in § 9 Absatz 4 Satz 1 das Wort „fünf ‘ 
durch das Wort „drei“ zu ersetzen. 

Begründung 

Der genannte Zeitraum von fünf Jahren für die Wahrneh- 
mung einer obligatorischen Fort- oder Weiterbildungs- 
maßnahme durch Anwender von Pflanzenschutzmitteln, 
Berater oder Verkäufer wird als nicht ausreichend zur Si- 
cherung eines Mindestmaßes aktueller Kenntnisse im 
Pflanzenschutz angesehen. Die Frist ist daher auf drei 
Jahre zu verkürzen. 


Drucksache 17/7317 


-62- 


Deutscher Bundestag — 17. Wahlperiode 


8. Zu Artikel 1 (§ 9 Absatz 5 Nummer 4 - neu - PflSchG) 

ln Artikel 1 ist in § 9 Absatz 5 Nummer 3 am Ende der 
Punkt durch ein Komma zu ersetzen und folgende 
Nummer 4 anzufügen: 

„4. Anwendung von Pflanzenschutzmitteln zur Wild- 
schadensverhütung durch nichtberufliche An- 
wender.“ 

Begründung 

Die Wildschadensverhütung ist ein wichtiger Bestand- 
teil der Waldpflege. Daher soll für diesen speziellen 
Bereich eine Ausnahme für nichtberufliche Anwender 
ermöglicht werden, um der Vielzahl von Waldbesitzem 
und Jägern die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln 
ausschließlich zur Wildschadensverhütung auch ohne 
Sachkundenachweis zu ermöglichen. Von den in der 
Handhabung und Anwendung einfachen Mitteln zur 
Wildschadensverhütung gehen nur geringe Risiken bei 
der Anwendung aus. 

Eine Schulung und Fortbildung aller Waldbesitzer und 
Jäger allein mit dem Ziel, die Anwendung von Pflan- 
zenschutzmitteln zur Wildschadensverhütung zu er- 
möglichen, wäre ein unverhältnismäßiger Aufwand so- 
wohl für die Waldbesitzer und Jäger als auch für die 
zuständigen Behörden. 

9. Zu Artikel 1 (§ 12 Absatz 1 Nummer 1, 2 PflSchG) 

ln Artikel 1 sind in § 12 Absatz 1 Nummer 1 und 2 je- 
weils die Wörter „und in der jeweils gültigen Ge- 
brauchsanleitung angegebenen“ zu streichen. 

Begründung 

Die Streichung der Wörter „und in der jeweils gültigen 
Gebrauchsanleitung angegebenen“ ist erforderlich, um 
eventuelle Widersprüche zwischen Zulassungsstand 
und Stand der Gebrauchsanleitung aufzulösen. Aus der 
aktuellen Formulierung ist nicht erkennbar, welches 
Kriterium (Zulassungsstand oder Stand der Gebrauchs- 
anleitung) der Anwender bei Abweichungen zugrunde 
legen muss. 

Bei Mitteln, bei denen sich die Anwendungsbestim- 
mungen geändert haben, gelten die Bestimmungen der 
aktuellen Zulassung. Dies muss auch für die Verwen- 
dung von Restmengen gelten, auf deren Verpackungen 
somit ggf. nicht gültige Gebrauchsanleitungen angege- 
ben sind. 

Lediglich im Falle der Nichtverlängerung von Anwen- 
dungsgebieten und Erteilung von erneuten Zulassun- 
gen mit anderen (eingeschränkten) Anwendungsgebie- 
ten, bei denen jedoch die Aufbrauchfrist genutzt wer- 
den kann, karm ein Aufbrauchen innerhalb der Auf- 
brauchfrist außerhalb der aktuell gültigen Zulassung, 
aber auch dann nur im Rahmen der letzten bis zum Ab- 
lauf gültigen Zulassung erfolgen. 

10. Zu Artikel 1 (§ 12 Absatz 2 Satz 2 PflSchG) 

In Artikel 1 sind in § 12 Absatz 2 Satz 2 die Wörter 
„unmittelbar an“ durch die Wörter „in einem Abstand 
von weniger als einem Meter zu“ zu ersetzen. 


Begründung 

Die Aufnahme der Einschränkungen erfolgt aus Grün- 
den des vorbeugenden Wasserschutzes. Mit der Ände- 
rung wird ein einheitlicher Mindestabstand zu oberirdi- 
schen Gewässern und Küstengewässem definiert. Er 
entspricht den in vielen Ländern getroffenen Bera- 
tungsempfehlungen. Weiter gehende Regelungen blei- 
ben den Ländervorschriften und den jeweiligen An- 
wendungsbestimmungen einzelner Pflanzenschutzmit- 
tel Vorbehalten. 

Der Abstand von einem Meter in Verbindung mit den 
bei der Zulassung von Pflanzenschutzmitteln erteilten 
Abstandsauflagen, die bei der Anwendung einzuhalten 
sind, ist geeignet, diffüse Einträge in Oberflächenge- 
wässer zu vermeiden. Dies dient der Klarheit im Voll- 
zug des Pflanzenschutzgesetzes. 

11. Zu Artikel 1 (§ 12 Absatz 2 Satz 2 PflSchG) 

In Artikel 1 sind in § 12 Absatz 2 Satz 2 nach dem 
Wort „Küstengewässem“ die Wörter „oder auf befes- 
tigten Freilandflächen“ einzufügen. 

Begründung 

Mit der Fonnuliemng „oder auf befestigten Freiland- 
flächen“ soll unmissverständlich verdeutlicht werden, 
dass eine Anwendung von Pflanzenschutzmitteln auf 
jeglicher Art befestigter Flächen nur im Rahmen einer 
Ausnahmegenehmigung nach Satz 3 erfolgen darf. 
Diese Klarstellung erscheint vor dem Hintergmnd der 
langjährigen Vollzugserfahmngen und den nach wie 
vor zu verzeichnenden Einträgen von Pflanzenschutz- 
mitteln aus dem Siedlungs- und Gewerbebereich in die 
Gewässer sinnvoll und notwendig. 

12. Zu Artikel 1 (§ 12 Absatz 2 Satz 4 PflSchG) 

In Artikel 1 ist § 12 Absatz 2 Satz 4 zu streichen. 
Begründung 

Die mit § 12 Absatz 2 Satz 4 eingeführte neue Be- 
richtspflicht der zuständigen Länderbehörden über er- 
teilte Ausnahmegenehmigungen bei der Anwendung 
von Pflanzenschutzmitteln stellt einen zusätzlichen, 
nicht notwendigen bürokratischen Aufwand dar. Daher 
soll Satz 4 gestrichen werden. 

13. Zu Artikel 1 (§ 1 3 Absatz 4 Satz 2 PflSchG) 

In Artikel 1 sind in § 13 Absatz 4 Satz 2 die Angaben 
„Nummer 1“ und „Nummer 4“ zu streichen. 

Begründung 

Beseitigung eines redaktionellen Versehens. 

Bei der Ändemng der in Bezug genommenen Vor- 
schriften wurden die Verweise versehentlich nicht an- 
gepasst. 

14. Zu Artikel 1 (§ 17 Absatz 1 Satz 2 PflSchG) 

In Artikel 1 sind in § 17 Absatz 1 Satz 2 vor den Wör- 
tern „Sportplätze einschließlich Golfplätze“ die Wörter 
„öffentlich zugängliche“ zu streichen. 
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Begründung 

Sportplätze einschließlich Golfplätze sind immer für 
die Allgemeinheit bestimmt, auch wenn diese im Ein- 
zelfall nicht öffentlich zugänglich sein müssen. Es ist 
sinnvoll, generell auf Sportplätzen und Golfplätzen nur 
Pflanzenschutzmittel zu erlauben, die als Pflanzen- 
schutzmittel mit geringem Risiko nach Artikel 47 der 
Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 zugelassen sind. 

15. Zu Artikel 1 (§ 17 Absatz 6 Satz 2 PflSchG) 

ln Artikel 1 ist § 17 Absatz 6 Satz 2 zu streichen. 
Begründung 

Die mit § 17 Absatz 6 Satz 2 eingeführte neue Be- 
richtspfhcht der zuständigen Länderbehörden über er- 
teilte Ausnahmegenehmigungen bei der Anwendung 
von Pflanzenschutzmitteln, wenn Gefahr im Verzug 
besteht, stellt einen zusätzlichen, nicht notwendigen 
bürokratischen Aufwand dar. Daher soll Satz 2 gestri- 
chen werden. 

1 6. Zu Artikel 1 (§ 1 8 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 PflSchG) 

ln Artikel 1 sind in § 18 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 
nach dem Wort „Weinbau“ die Wörter „in Steillagen 
(gemäß § 6 Absatz 2 Nummer 1 des Weingesetzes)“ 
anzufügen. 

Begründung 

Die Möglichkeit der Anwendung von Pflanzenschutz- 
mitteln im Weinbau ist auf den Steillagenweinbau zu 
beschränken. Im Weinbau auf flachem Gelände beste- 
hen andere Möglichkeiten des Geräteeinsatzes, wäh- 
rend im Steillagenweinbau die Anwendung aus der 
Luft vielfach unverzichtbar ist, um die Bewirtschaf- 
tung der Flächen sicherzustellen. 

1 7. Zu Artikel 1 (§ 1 8 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 PflSchG) 

ln Artikel 1 sind in § 1 8 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 die 
Wörter „im Kronenbereich von Wäldern“ durch die 
Wörter „im Wald“ zu ersetzen. 

Begründung 

Durch die bisher vorgesehene Regelung wird die Be- 
kämpfung von Schadorganismen im Wald auf den An- 
wendungsbereich im Kronenbereich von Wäldern be- 
schränkt. Eine solche Regelung ist nicht kompatibel 
mit der Strukturvielfalt der Wälder und engt die be- 
grenzten Handlungsoptionen der Forstbetriebe weiter 
ein. 

1 8. Zu Artikel 1 (§ 1 8 Absatz 2 Satz 2 Nummer 3 - neu - 

PflSchG) 

ln Artikel 1 ist in § 1 8 Absatz 2 Satz 2 in Nummer 2 
am Ende der Punkt durch ein Komma zu ersetzen und 
folgende Nummer 3 anzufügen: 

„3. in Bäumen außerhalb von Siedlungsbereichen.“ 
Begründung 

Es muss die Möglichkeit bestehen, im Falle des Befalls 
von Bäumen (Alleen, Baumgruppen, Einzelbäume) 
außerhalb des Waldes gefährliche Schadorganismen 


unter besonderen Schutzvorkehrungen und nach 
Einzelfallbeurteilung zu bekämpfen (z. B. Maikäfer, 
Eichenprozessionsspinner, Schwammspinner). 

19. Zu Artikel 1 (§ 18 Absatz 4 Satz 1 PflSchG) 

ln Artikel 1 sind in § 1 8 Absatz 4 Satz 1 nach dem 
Wort „Luftfahrzeugen“ die Wörter „hinreichend wirk- 
sam ist und“ einzufügen. 

Begründung 

Die Regelung soll sicherstellen, dass für die nach 
Absatz 2 von der zuständigen Behörde auf Antrag zu 
genehmigenden Anwendungszwecke nur bei der An- 
wendung mit Luftfahrzeugen hinreichend wirksame 
Pflanzenschutzmittel zur Anwendung gelangen. 

20. Zu Artikel 1 (§ 18 Absatz 8 Nummer 1 PflSchG) 

ln Artikel 1 sind in § 18 Absatz 8 Nummer 1 die Wör- 
ter „zum Ende eines jeden Vierteljahres über den Inhalt 
der jeweils neu erteilten Genehmigungen“ durch die 
Wörter „zum Ende des Jahres über den Inhalt der er- 
teilten Genehmigungen“ zu ersetzen. 

Begründung 

Die vierteljährliche Meldungspfhcht ist unverhältnis- 
mäßig, da nach § 18 Absatz 8 Nummer 2 bei Anhalts- 
punkten auf Gefahren das Bundesamt für Verbraucher- 
schutz und Lebensmittelsicherheit sowieso unverzüg- 
lich darüber in Kenntnis zu setzen ist. Die Änderung 
trägt zu einer erheblichen Verwaltungsvereinfachung 
bei. 

21. Zu Artikel 1 (§ 20 Absatz 4 Satz 3 PflSchG) 

ln Artikel 1 sind in § 20 Absatz 4 Satz 3 vor dem Wort 
„anzuzeigen“ die Wörter „unter Angabe des Versuchs- 
standortes“ einzufügen. 

Begründung 

Bei der Anzeigepfhcht muss zusätzlich zum Beginn 
der Versuchsdurchführung auch der Ort der Anwen- 
dung angegeben werden, da die Pflanzenschutzmittel- 
anwendung für Versuchszwecke kontrollierbar und 
nachvollziehbar sein muss. 

22. Zu Artikel 1 (§ 22 Absatz 1 Satz 1, Satz 2 - neu - 

PflSchG) 

ln Artikel 1 ist § 22 Absatz 1 wie folgt zu ändern: 

a) ln Satz 1 sind nach den Wörtern „Befugnisse der 
Länder,“ die Wörter „durch Rechtsverordnung“ 
einzufügen. 

b) Folgender Satz 2 ist anzufügen: 

„§ 6 Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend.“ 
Begründung 

Mit § 22 wird den Ländern nicht die Ermächtigung 
eingeräumt, von den in § 22 Absatz 1 Satz 1 genannten 
Regelungen durch Rechtsverordnung Gebrauch zu ma- 
chen. Diesbezügliche Regelungen erfordern den Erlass 
eines Landesgesetzes. Dafür besteht keine Notwendig- 
keit. Vielmehr ist es ausreichend, diese Regelungen 
durch Rechtsverordnung der Landesregierungen zu 
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treffen. Zur weiteren Verfahrensvereinfachung sollen 
die Landesregierungen mit dem neuen Satz 2 ermäch- 
tigt werden, die ihr übertragenen Ermächtigungen auf 
oberste Landesbehörden zu übertragen. 

23. Zu Artikel 1 (§ 22 Absatz 1 Nummer 1 

Buchstabe c - neu - PflSchG) 

ln Artikel 1 ist in § 22 Absatz 1 Nummer 1 Buch- 
stabe b am Ende das Wort „oder“ durch ein Komma zu 
ersetzen und folgender Buchstabe c anzufügen: 

„c) die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln auf 
Freilandflächen, die nicht landwirtschaftlich, 
forstwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzt wer- 
den oder“. 

Begründung 

Der neu eingefügte Buchstabe c soll die Ermächtigung 
für die Länder schaffen, Einzelheiten über die Anwen- 
dung von Pflanzenschutzmitteln auf Freilandflächen zu 
regeln, die nicht landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich 
oder gärtnerisch genutzt werden. 

24. Zu Artikel 1 (§ 22 Absatz 5 Satz 3 PflSchG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsver- 
fahren eine Regelung zu finden, die die Befristung der 
Genehmigung (§ 22 Absatz 5 Satz 3) im Bedarfsfall 
auf Antrag um eine „Aufbrauchfrist“ analog § 12 
Absatz 5 zu erweitern erlaubt. 

Begründung 

Auch bei den der besonderen Genehmigung nach § 22 
unterliegenden Anwendungen kann der in § 12 
Absatz 5 geregelte Fall eintreten, dass ein Antragsteller 
Pflanzenschutzmittel nach Zeitablauf der dafür vorlie- 
genden Zulassung ohne besonderen weiteren Grund 
zum Entzug der Zulassung im Rahmen der Aufbrauch- 
frist entsprechend § 12 Absatz 5 bedenkenlos aufbrau- 
chen könnte. 

Es ist also unter Berücksichtigung des Gleichbehand- 
lungsgebots zu prüfen, wie in diesen Fällen eine Ge- 
nehmigung des Gebrauchs von Restmengen in der 
Aufbrauchfrist zu ermöglichen ist. 

25. Zu Artikel 1 (§ 26 PflSchG) 

ln Artikel 1 sind in § 26 die Wörter „Lebensmitteln 
und Futtermitteln“ durch die Wörter „Lebensmitteln, 
Futtermitteln, Saatgut, Pflanzgut oder Kultursubstrat“ 
zu ersetzen. 

Begründung 

Die Getrennthaltung und Kenntlichmachung von 
bestimmten Lebensmitteln, Futtermitteln, Saatgut, 
Pflanzgut oder Kultursubstrat, die für die Ausfuhr be- 
stimmt sind und die mit Pflanzenschutzmitteln behan- 
delt worden sind, deren Inverkehrbringen nach § 29 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 genehmigt worden ist, von 
den für das Inverkehrbringen im Inland bestimmten 
Lebensmitteln und Futtermitteln soll eine Vertau- 
schung oder Verwechslung verhindern. 

Diese Getrennthaltung und Kenntlichmachung ist des- 
halb nicht nur auf Lebensmittel und Futtermittel zu be- 


schränken, die für die Ausfuhr bestimmt sind und die 
mit Pflanzenschutzmitteln behandelt worden sind, 
deren Inverkehrbringen nach § 29 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 2 genehmigt worden ist, vielmehr ist die Ge- 
trennthaltung und Kenntlichmachung auch für entspre- 
chendes Saatgut, Pflanzgut oder Kultursubstrat vorzu- 
sehen. 

26. Zu Artikel 1 (§ 27 Überschrift, Absatz 6 - neu - 

PflSchG) 

ln Artikel 1 ist § 27 wie folgt zu ändern: 

a) ln der Überschrift sind am Ende die Wörter „und 
Verpackungen“ anzufügen. 

b) Folgender Absatz 6 ist anzufügen: 

„(6) Berufliche Verwender von Pflanzenschutz- 
mitteln sind verpflichtet, restentleerte Verpackun- 
gen an die nach den Bestimmungen des Kreislauf- 
wirtschafts- und Abfallgesetzes und der auf Grund 
des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes erlas- 
senen Rechtsverordnung Verpflichteten zurückzu- 
geben.“ 

Begründung 

Das bei der Zulassung und der Anwendung von Pflan- 
zenschutzmitteln erreichte sehr hohe Schutzniveau ist 
auch bei der Erfassung und umweit- sowie gesundheits- 
gerechten Entsorgung von restentleerten Pflanzen- 
schutzpackmitteln sicherzustellen. Entsprechend hat 
hier auch die Richtlinie 2009/1 28/EG in Artikel 13 
Absatz 1 Buchstabe e eine spezielle Regelung für Ver- 
packungen von Pflanzenschutzmitteln getroffen. Die 
Entsorgung von Verpackungen nach den abfallrecht- 
lichen Bestimmungen ist von den Mitgliedstaaten 
sicherzustellen. Dem trägt der vorgeschlagene Absatz 6 
Rechnung. Dadurch wird sichergestellt, dass diese in 
einem Mengenstrom erfasst werden, in dem die kon- 
trollierte Entsorgung garantiert wird. 

27. Zu Artikel 1 (§ 28 Absatz 3 Nummer 3 PflSchG) 

ln Artikel 1 ist § 28 Absatz 3 Nummer 3 zu streichen. 
Begründung 

Die in § 28 Absatz 3 Nummer 3 aufgeführten Mittel 
fallen nicht unter den Geltungsbereich der Verordnung 
(EG) Nr. 1107/2009, da gemäß Artikel 2 Absatz 1 
Buchstabe d die Bekämpfung von Algen vom Anwen- 
dungsbereich ausgenommen ist. 

Die genannten „Mittel zur Bekämpfung pflanzlicher 
Mikroorganismen“ sind somit Biozid-Produkte gemäß 
der Richtlinie 98/8/EG, und zwar im Fall der 
Nummer 3 Buchstabe a Biozide der Produktart 1 1 
(Schutzmittel für Flüssigkeiten in Kühl- und Verfah- 
renssystemen) bzw. im Fall der Nummer 3 Buchstabe b 
Biozide der Produktart 1 (Biozid-Produkte für die 
menschliche Hygiene). Die Nennung der genannten 
Produkte in § 28 Absatz 3 könnte fälschlicherweise so 
interpretiert werden, als seien diese Produkte über- 
haupt nicht zulassungspflichtig. Sie müssen jedoch 
nunmehr nach Biozidrecht zugelassen werden. Die 
Streichung dient daher der Rechtsklarheit. 
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28. Zu Artikel 1 (§ 30 Absatz 2 Satz 2 - neu - PflSchG) 

ln Artikel 1 ist dem § 30 Absatz 2 folgender Satz 2 an- 
zufügen: 

„Es ist zulässig, die Kennzeichnung auf die Anwen- 
dungsgebiete zu beschränken, die Gegenstand der Ver- 
triebserweiterung sind.“ 

Begründung 

Vertriebserweiterungen werden des Öfteren nicht für 
alle zugelassenen Anwendungsgebiete vereinbart und 
entsprechend werden die Produkte gekennzeichnet. 
Die Kennzeichnungen entsprechen somit formal nicht 
den Anforderungen des § 31 PflSchG. Bei den Kon- 
trollen wurden bisher häufig keine Beanstandungen 
ausgesprochen. Die Problematik sollte durch die vor- 
geschlagene Änderung bereinigt werden. 

29. Zu Artikel 1 (§ 31 Absatz 2 Satz 1 PflSchG) 

ln Artikel 1 ist in § 3 1 Absatz 2 Satz 1 nach dem 
Klammerzusatz „(ABI. L 155 vom 11.6.2011, S. 176)“ 
das Wort „angegeben“ durch die Wörter „geforderten 
Angaben angebracht“ zu ersetzen. 

Begründung 
Ergänzung und Klarstellung. 

30. Zu Artikel 1 (§ 31 Absatz 5 Satz 1 PflSchG) 

ln Artikel 1 ist in § 31 Absatz 5 Satz 1 nach den Wör- 
tern „Pflanzenschutzmittel herzustellen,“ das Wort 
„einzuführen,“ einzufügen. 

Folgeänderung: 

ln Artikel 1 ist in § 69 Absatz 2 Nummer 2 nach den 
Wörtern „Pflanzenschutzmittel herstellt,“ das Wort 
„einführt,“ einzufügen. 

Begründung 

Es soll nicht nur verboten sein, gefälschte oder falsch- 
bezeichnete Pflanzenschutzmittel herzustellen, inner- 
gemeinschaftlich zu verbringen oder in den Verkehr zu 
bringen, sondern auch, diese in die Gemeinschaft ein- 
zuführen. ln den letzten Jahren haben solche Einfuhren 
erhebliche Ausmaße angenommen, zum Schaden von 
Verbrauchern, Anwendern, Händlern und Herstellern. 

Zur Folgeänderung 

Das Einführen gefälschter oder falschbezeichneter 
Pflanzenschutzmittel ist ebenfalls wie in § 3 1 Absatz 5 
Satz 1 Nummer 1 die Herstellung, das innergemein- 
schaftliche Verbringen oder das Inverkehrbringen, un- 
ter Strafe zu stellen. 

31. Zu Artikel 1 (§ 32 Absatz 1 Satz 2 - neu - PflSchG) 

ln Artikel 1 ist dem § 32 Absatz 1 folgender Satz 2 an- 
zufügen: 

„Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 
mittelsicherheit kann im Einvernehmen mit dem Um- 
weltbundesamt auf Antrag Ausnahmen von Satz 1 ge- 
nehmigen, soweit schädliche Auswirkungen auf die 
Gesundheit von Mensch und Tier oder auf den Natur- 
haushalt nicht zu erwarten sind.“ 


Begründung 

Es besteht die Besorgnis, dass die Regelungen der 
§§ 19, 32 im Einzelfall insbesondere bei Import von 
Jungpflanzen aus Drittstaaten zu Handelshemmnissen 
führen, ohne dass dies sachlich gerechtfertigt ist. So 
kann es erforderlich sein, bei der Anzucht von Jung- 
pflanzen in Drittländern (z. B. Kenia) diese dort mit 
Pflanzenschutzmitteln gegen Schaderreger zu behan- 
deln, die in Deutschland oder dem Europäischen Wirt- 
schaftsraum nicht Vorkommen und entsprechende 
Pflanzenschutzmittel daher in Deutschland oder dem 
Europäischen Wirtschaftsraum nicht zugelassen sind. 
Hieraus karm nicht unmittelbar ein Risiko abgeleitet 
werden, welches das Verbot jeglicher Verwendung der 
Jungpflanzen oder ihres Inverkehrbringens rechtferti- 
gen würde (insbesondere bei Zierpflanzen). Im Einzel- 
fall soll daher eine Ausnahmegenehmigung des Bun- 
desamtes für Verbraucherschutz und Lebensmittel- 
sicherheit ermöglicht werden. 

32. Zu Artikel 1 (§ 32 Absatz 4 PflSchG) 

In Artikel 1 sind in § 32 Absatz 4 die Wörter „von ei- 
ner Genehmigung oder Anzeige“ durch die Wörter 
„von einer Genehmigung, Anzeige oder Kennzeich- 
nung“ zu ersetzen. 

Begründung 

§ 32 regelt die Bedingungen für das Inverkehrbringen 
und innergemeinschaftliches Verbringen von Saatgut, 
Pflanzgut oder Kultursubstrat, welches mit Pflanzen- 
schutzmittel (PSM) behandelt wurde. 

Absatz 2 fordert für das behandelte Saatgut eine Kerm- 
zeichnung mit den Angaben der PSM-Behandlung ent- 
sprechend Artikel 49 Absatz 4 der Verordnung (EG) 
Nr. 1107/2009. 

Die vorgeschlagene Ergänzung der Ermächtigungsre- 
gelung des Absatzes 4 ermöglicht dem BMELV, durch 
Rechtsverordnung auch das Inverkehrbringen oder die 
Einfuhr von Pflanzgut oder Kultursubstrat, welches mit 
einem Pflanzenschutzmittel behandelt wurde, von einer 
Kennzeichnung vergleichbar dem Artikel 49 Absatz 4 
der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 abhängig zu ma- 
chen. Die Ergänzung ist erforderlich im Hinblick auf 
die Rückverfolgbarkeit und Nachvollziehbarkeit von 
PSM-Behandlungen. Sie dient dazu, Überschreitungen 
der Rückstandshöchstmengen und der Anzahl zugelas- 
sener PSM-Anwendungen zu venueiden. 

33. Zu Artikel 1 (§ 34 Absatz 2a - neu - PflSchG) 

In Artikel 1 ist in § 34 nach Absatz 2 folgender 
Absatz 2a einzufügen: 

„(2a) Im Falle des § 33 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 
entscheidet das Bundesamt für Verbraucherschutz und 
Lebensmittelsicherheit auf der Grundlage einer Bewer- 
tung des Umweltbundesamtes, wenn das Erreichen der 
Ziele nach Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a Nummer iv 
und Buchstabe b Nummer i sowie Artikel 7 Ab- 
satz 2 und 3 der Richtlinie 2000/60/EG gefährdet sein 
könnte.“ 
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Begründung 

Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 
mittelsicherheit ist nach § 33 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 5 auch für die Aufhebung oder Änderung der 
Zulassung eines Pflanzenschutzmittels nach Artikel 44 
der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 zuständig. Arti- 
kel 44 der EG- Verordnung zielt u. a. darauf ab, die Zu- 
lassung zu überprüfen, wenn der Mitgliedstaat zu dem 
Schluss gelangt, dass die Ziele nach Artikel 4 Absatz 1 
Buchstabe a Nummer iv und Buchstabe b Nummer i 
sowie Artikel 7 Absatz 2 und 3 der Richtlinie 2000/60/ 
EG (Wasserrahmenrichtlinie) gefährdet sein können. 
Diese EU-Vorgabe findet sich bislang nicht im Gesetz- 
entwurf und muss daher mit Blick auf eine vollständige 
Umsetzung der EG- Verordnung ergänzt werden. 

34. Zu Artikel 1 (§ 49 Absatz 1 Satz 1 PflSchG) 

ln Artikel 1 sind in § 49 Absatz 1 Satz 1 die Wörter 
„über den Erwerb und die Veräußerung des parallel ge- 
handelten Pflanzenschutzmittels“ durch die Wörter 
„ , die das parallel gehandelte Pflanzenschutzmittel be- 
treffen,“ zu ersetzen. 

Begründung 

Es sollen alle Manipulationen insbesondere auch das 
Umverpacken, Teilen, Bilden neuer Verpackungsein- 
heiten zu dokumentieren sein und nicht nur der Erwerb 
und die Veräußerung belegt werden. 

35. Zu Artikel 1 (§ 49 Absatz 5 - neu - PflSchG) 

ln Artikel 1 ist dem § 49 folgender Absatz 5 anzufü- 
gen: 

„(5) Wer ein Pflanzenschutzmittel gemäß § 2 Num- 
mer 17 einführt oder in den Verkehr bringt, hat dies 
dem Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 
mittelsicherheit anzuzeigen. Rechnungen, Kaufbelege 
und Lieferscheine über dessen Erwerb und Veräuße- 
rung sind aufzubewahren und Aufzeichnungen sind zu 
fuhren, aus denen sich dessen Handelsweg lückenlos 
ergibt. Diese Belege und Aufzeichnungen sind für die 
Dauer von mindestens fünf Jahren aufzubewahren und 
auf Verlangen dem Bundesamt für Verbraucherschutz 
und Lebensmittelsicherheit oder der zuständigen Be- 
hörde zugänglich zu machen, wenn der Verdacht be- 
steht, dass die Voraussetzungen des § 2 Nummer 17 
nicht vorliegen.“ 

Folgeänderungen: 

Artikel 1 ist wie folgt zu ändern: 

a) Die Überschrift des § 49 ist wie folgt zu fassen: 

„Pflichten des Inhabers der Genehmigung für den 
Parallelhandel, Pflichten bei Reimport“. 

b) ln § 68 Absatz 1 ist nach Nummer 25 folgende 
Nummer 25a einzufügen: 

„25a. entgegen § 49 Absatz 5 eine Anzeige nicht er- 
stattet, Belege und Aufzeichnungen nicht 
führt und aufbewahrt oder nicht zugänglich 
macht,“. 


Begründung 

ln § 2 Nummer 17 wird zwar der „Reimport“ definiert, 
zu etwaigen Nachweispflichten des Importeurs bzw. 
Inverkehrbringers äußert sich der Entwurf allerdings 
nicht. Um das hohe Schutzniveau bei der Zulassung 
und der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln auch 
bei der Einfuhr von Pflanzenschutzmitteln sicherzu- 
stellen, ist jeder „Reimport“ einer behördlichen Anzei- 
gepflicht zu unterwerfen und der Importeur zu ver- 
pflichten, eine Dokumentation über den „Werdegang“ 
des „Reimports“ zu führen, die auf Verlangen den zu- 
ständigen Behörden vorzulegen ist. Hierdurch soll ins- 
besondere der illegale Import gefälschter Pflanzen- 
schutzmittel erschwert werden. 

36. Zu Artikel 1 (§ 50 Absatz 2 PflSchG) 

ln Artikel 1 ist § 50 Absatz 2 wie folgt zu fassen: 

„(2) Die Genehmigung für den Parallelhandel ist zu 
widerrufen, wenn der Inhaber der Genehmigung 

1 . wiederholt gegen seine Pflichten nach § 49 versto- 
ßen hat oder 

2. eine erteilte Genehmigung dazu missbraucht hat, 
ein anderes Pflanzenschutzmittel als das, für das die 
Genehmigung erteilt worden ist, in den Verkehr zu 
bringen. 

ln den Fällen des Satzes 1 Nummer 2 

1 . darf dem Inhaber der Genehmigung vor Ablauf von 
zwei Jahren, im Wiederholungsfall vor Ablauf von 
fünf Jahren, nach dem Widerruf für kein Pflanzen- 
schutzmittel eine neue Genehmigung erteilt wer- 
den, soweit nicht im Einzelfall eine unbillige Härte 
gegeben wäre. Im Übrigen bleibt § 49 des Verwal- 
tungsverfahrensgesetzes unberührt; 

2. sind im Wiederholungsfälle dem Inhaber der Ge- 
nehmigung sämtliche ihm erteilten Genehmigungen 
zu entziehen. 

Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 
mittelsicherheit hat die nach der Gewerbeordnung für 
die Gewerbeuntersagung zuständige Behörde vom Wi- 
derruf der Genehmigungen nach Satz 2 Nummer 2 für 
den Parallelhandel und der dafür maßgeblichen Gründe 
zu unterrichten.“ 

Begründung 

Die Rechtsfolgen in Bezug auf existierende Genehmi- 
gungen für den Parallelhandel für verantwortlich für 
die Importfirma handelnde Personen, die wiederholt 
erteilte Genehmigungen missbrauchen und damit ihre 
Unzuverlässigkeit unter Beweis stellen, sind aus Ab- 
schreckungsgründen zu verschärfen. Deshalb ist dem 
betroffenen Importeur im Wiederholungsfall nicht nur 
die Genehmigung für den Parallelhandel in Bezug auf 
das Produkt zu entziehen, das Gegenstand eines illega- 
len Imports war. Vielmehr sind ihm bei Vorliegen der 
Tatbestandsmerkmale des § 50 Absatz 2 Satz 1 Num- 
mer 2 generell alle erteilten Genehmigungen für den 
Parallelhandel zu entziehen. Wird dem Importeur auch 
bei mehrmaligem Verstoß nur für das betroffene Pro- 
dukt die Genehmigung entzogen, zeigt die Praxis, dass 
er noch zahlreiche andere Genehmigungen für das glei- 
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che Produkt aus anderen Quellen besitzt, die er nach 
wie vor nutzen kann. Dies wird mit der neuen Rege- 
lung verhindert. 

37. Zu Artikel 1 (§ 51 Absatz 2 Satz 5 PflSchG) 

ln Artikel 1 ist § 5 1 Absatz 2 Satz 5 wie folgt zu fas- 
sen: 

„§ 49 Absatz 2 bis 4 ist nicht anzuwenden.“ 
Begründung 

Auch bei einem innergemeinschaftlichen Verbringen 
von Pflanzenschutzmitteln für den Eigenbedarf soll der 
Inhaber einer Genehmigung verpflichtet sein, Rech- 
nungen, Kaufbelege und Lieferscheine über den Er- 
werb der parallel gehandelten Pflanzenschutzmittel für 
die Dauer von fünf Jahren aufzubewahren. 

38. Zu Artikel 1 (§ 5 1 Absatz 2 Satz 7 - neu - PflSchG) 

ln Artikel 1 ist dem § 5 1 Absatz 2 folgender Satz 7 an- 
zufügen: 

„Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 
mittelsicherheit stellt ein Verzeichnis der genehmigten 
importfähigen Pflanzenschutzmittel im Internet ein.“ 

Begründung 

Die Transparenz für die Marktbeteiligten wird durch 
ein solches Verzeichnis erhöht. Insbesondere erhalten 
die landwirtschaftlichen Betriebe, die nicht permanent 
wie der Handel den Markt beobachten können, sach- 
dienliche verlässliche Informationen. Durch das Ver- 
zeichnis werden unnötige Verwaltungsverfahren ver- 
mieden, da der Antragsteller nur Anträge zur Geneh- 
migung importfähiger Pflanzenschutzmittel stellt. Die 
Kontrolltätigkeit der zuständigen Länderbehörden wird 
vereinfacht. 

39. Zu Artikel 1 (§ 58 Absatz 3 - neu - PflSchG) 

ln Artikel 1 ist dem § 58 folgender Absatz 3 anzufü- 
gen: 

„(3) Beim Bundesamt für Verbraucherschutz und 
Lebensmittelsicherheit wird ein Sachverständigenaus- 
schuss gebildet, dessen Mitglieder vom Bundesminis- 
terium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbrau- 
cherschutz berufen werden, ln den Sachverständigen- 
ausschuss sind mindestens sieben Vertreter der zustän- 
digen Behörden der Länder zu berufen. Der 
Sachverständigenausschuss ist zu hören zu 

1 . Entscheidungen über Zulassungen im Rahmen des 
§ 33 Absatz 1, 

2. vergleichenden Bewertungen im Rahmen des § 33 
Absatz 3 Nummer 3, 

3. ergänzenden Bestimmungen im Rahmen von § 36 
Absatz 1 bis 3, 

4. Bewertungsberichten und Stellungnahmen im Rah- 
men von § 41 Absatz 3 und 4. 

Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 
mittelsicherheit kann Fristen für die Anhörung setzen.“ 


Begründung 

Der Entwurf sollte um die Einrichtung eines Sachver- 
ständigenausschusses in Anlehnung an den bisher in 
§ 33a Absatz 4 des Pflanzenschutzgesetzes vorgesehe- 
nen Ausschuss ergänzt werden. Dieses Gremium wird 
nach wie vor für erforderlich gehalten, um insbeson- 
dere praxisrelevante Aspekte der Anwendung und der 
Kontrolle bei Zulassung und Genehmigung von Pflan- 
zenschutzmitteln einfließen zu lassen. Dies gilt insbe- 
sondere für die Fomiulierung von Auflagen und An- 
wendungsbestimmungen, die anschließend von den 
Ländern zu überwachen sind. 

Um ggf durch die Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 
vorgegebene Fristen einhalten zu können, kann das 
Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsi- 
cherheit Fristen für die Stellungnahmen des Sachver- 
ständigenausschusses setzen. 

40. Zu Artikel 1 (§ 59 Absatz 2 Nummer 9 - neu - 

PflSchG) 

ln Artikel 1 ist in § 59 Absatz 2 Nummer 8 am Ende 
der Punkt durch ein Komma zu ersetzen und folgende 
Nummer 9 anzufügen: 

„9. Mitwirkung bei der Datenerhebung über die An- 
wendung von Pflanzenschutzmitteln gemäß § 21 
Absatz 1.“ 

Begründung 

Die Mitwirkung der zuständigen Behörden der Länder 
bei der Erhebung von Daten über die Anwendung von 
Pflanzenschutzmitteln ist in der Aufzählung der Län- 
deraufgaben als Pflanzenschutzdienst zu vervollständi- 
gen. 

4 1 . Zu Artikel 1 (§ 63 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 PflSchG) 

ln Artikel 1 sind in § 63 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 
nach dem Wort „Proben“ die Wörter „, insbesondere 
Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse oder Pflanzenschutz- 
mittel,“ einzufügen. 

Begründung 

Klarstellung des Gewollten. 

Im Rahmen der Erfüllung der Aufgaben der zuständi- 
gen Behörden der Länder sind die Überwachung der 
Pflanzenbestände sowie der Vorräte von Pflanzen und 
Pflanzenerzeugnissen auf das Auftreten von Schador- 
ganismen sowie das Inverkehrbringen und die Anwen- 
dung von Pflanzenschutzmitteln, Pflanzenstärkungs- 
mitteln und Zusatzstoffen zu kontrollieren. Die zustän- 
digen Behörden entnehmen basierend auf Artikel 68 
der Verordnung (EG) 1107/2009 entgeltfrei entspre- 
chende Proben. 

42. Zu Artikel 1 (§ 68 Absatz 1 Nummer 1 PflSchG) 

ln Artikel 1 ist in § 68 Absatz 1 Nummer 1 nach der 
Angabe „§ 13 Absatz 3,“ die Angabe „§ 16 Absatz 2 
Satz 2,“ einzufügen. 


Drucksache 17/7317 


-68- 


Deutscher Bundestag — 17. Wahlperiode 


Begründung 

Ein Verstoß gegen § 16 Absatz 2 Satz 2, die Unter- 
sagung des Einsatzes eines nicht geeigneten Pflanzen- 
schutzgerätes, stellt bisher keine Ordnungswidrigkeit 
dar und kann daher nicht geahndet werden. Die Mög- 
lichkeit der Verhängung eines Bußgeldes von bis 
zu 1 0 000 Euro durch die Pflanzenschutzdienste der 
Länder trägt zur besseren Durchsetzung der Einhaltung 
bei. 

43. Zu Artikel 1 (§ 68 Absatz 1 Nummer 1 PflSchG) 

ln Artikel 1 ist in § 68 Absatz 1 Nummer 1 die Angabe 
„§ 60 Satz 2“ durch die Angabe „§ 60“ zu ersetzen. 

Begründung 

Die im Entwurf vorgesehene Regelung, wonach nur 
Verstöße gegen Satz 2 des § 60 bußgeldbewehrt wären, 
ist nicht sachgerecht, da Satz 2 keine abschließende 
Aufzählung der Anordnungsbereiche enthält. Es ist 
jedoch unverzichtbar, dass alle Verstöße gegen Anord- 
nungen aufgrund des § 60 als Ordnungswidrigkeiten- 
tatbestände erfasst werden. Die Beschränkung auf 
Satz 2 ist daher aufzuheben. 

44. Zu Artikel 1 (§ 68 Absatz 1 Nummer 5 PflSchG) 

ln Artikel 1 sind in § 68 Absatz 1 Nummer 5 nach dem 
Wort „Sachkundenachweis“ die Wörter „, der zur je- 
weiligen Tätigkeit berechtigt,“ einzufügen. 

Begründung 

Mit der Änderung wird sichergestellt, dass die Nicht- 
vorlage eines Sachkundenachweises, der zu einer be- 
stimmten Tätigkeit berechtigt (z. B. zur Abgabe von 
Pflanzenschutzmitteln), bußgeldbewehrt ist. 

Bisher ist die Vorlage eines anderen, nicht explizit zur 
jeweiligen Tätigkeit berechtigenden Sachkundenach- 
weises (etwa bei einer Kontrolle der Abgabe von 
Pflanzenschutzmitteln, ein Sachkundenachweis, der 
zur Anwendung von Pflanzenschutzmitteln berechtigt) 
nicht bußgeldbewehrt. 

45. Zu Artikel 1 (§ 68 Absatz 1 Nummer 7 PflSchG) 

ln Artikel 1 ist in § 68 Absatz 1 Nummer 7 nach der 
Angabe „Absatz 3 Satz 1“ die Angabe „oder Satz 2 
Nummer 1“ einzufügen. 

Begründung 

Der vorgelegte Gesetzentwurf sieht bisher nur eine 
Bußgeldvorschrift für Verstöße gegen § 12 Absatz 3 
Satz 1, und dadurch eingeschlossen, gegen Satz 2 
Nummer 2 vor. Dagegen ist §12 Absatz 3 Satz 2 
Nummer 1 nicht bußgeldbewehrt; dies ist auf Grund 
der Erfahrungen bei der Durchführung der Kontroll- 
und Überwachungsmaßnahmen zur bestimmungsge- 
mäßen und sachgerechten Anwendung von Pflanzen- 
schutzmitteln durch die Pflanzenschutzdienste der 
Länder nicht ausreichend. Durch die Änderung können 
vorsätzliche oder fahrlässige Anwendungen von für 
berufliche Anwender zugelassenen Pflanzenschutzmit- 
teln im Haus- und Kleingartenbereich als Ordnungs- 
widrigkeit verfolgt und geahndet werden. 


46. Zu Artikel 1 (§ 68 Absatz 1 Nummer 11a- neu - 

PflSchG) 

ln Artikel 1 ist in § 68 Absatz 1 nach Nummer 1 1 fol- 
gende Nummer 11a einzufügen: 

„11a. entgegen § 15 Pflanzenschutzmittel nicht unver- 
züglich beseitigt,“. 

Folgeänderung: 

ln Artikel 1 ist in § 68 Absatz 3 die Angabe „6 bis 12“ 
durch die Angabe „6 bis 11, 12“ zu ersetzen. 

Begründung 

Ein Verstoß gegen die Beseitigungspflicht von Pflan- 
zenschutzmitteln, deren Anwendung verboten ist, nach 
§ 1 5 stellt keine Ordnungswidrigkeit dar und kann da- 
her nicht geahndet werden. Diese Pflanzenschutzmittel 
stellen aber häufig eine Gefahrenquelle für die Ge- 
sundheit von Mensch und Tier bzw. den Naturhaushalt 
dar. 

Die Möglichkeit der Verhängung eines Bußgeldes von 
bis zu 10 000 Euro durch die Pflanzenschutzdienste 
der Länder trägt zur besseren Durchsetzung der Einhal- 
tung der Beseitigungspflicht bei. 

47. Zu Artikel 1 (§ 68 Absatz 1 Nummer 1 Ib - neu - 

PflSchG) 

ln Artikel 1 ist in § 68 Absatz 1 nach Nummer 11a - 
neu - folgende Nummer 11b einzufügen: 

„11b. entgegen § 17 Absatz 1 ein Pflanzenschutzmittel 
auf Flächen anwendet, die für die Allgemeinheit 
bestimmt sind,“. 

F olgeänderungen: 

ln Artikel 1 ist in § 68 Absatz 3 die Angabe „6 bis 12“ 
durch die Angabe „6 bis 11, 12“ zu ersetzen. 

Begründung 

Ein Verstoß gegen die Vorschriften des § 17 Absatz 1 
ist bislang nicht als Ordnungswidrigkeit vorgesehen. 
Dies erschwert die Durchsetzung der Vorschrift durch 
die zuständigen Länderbehörden. 

Durch die Folgeänderung beträgt die Geldbuße in die- 
sem Fall bis zu 10 000 Euro. 

48. Zu Artikel 1 (§ 68 Absatz 1 Nummer 18 PflSchG) 

ln Artikel 1 sind in § 68 Absatz 1 Nummer 18 nach 
dem Wort „hält“ die Wörter „oder nicht entsprechend 
kermtlich macht,“ anzufügen. 

Begründung 

Die Getrermthaltung von für die Ausfuhr bestimmten 
Pflanzenschutzmitteln, für die die Kennzeichnung 
nach § 25 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 oder Nummer 2, 
auch in Verbindung mit Satz 2, sowie von Kultursub- 
straten, für die die Kennzeichnung in einer Rechts- 
verordnung nach § 3 1 Absatz 6 Nummer 5 vorge- 
schrieben ist, von den für die Anwendung innerhalb 
des Geltungsbereiches des Pflanzenschutzgesetzes be- 
stimmten Pflanzenschutzmitteln und Kultursubstraten, 
soll eine Vertauschung oder Verwechslung verhindern. 
Um der Notwendigkeit der Getrennthaltung zur Ver- 
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hinderung von Verwechslungen und Vertauschungen 
den entsprechenden Nachdruck zu verleihen, können 
Verstöße gegen das Gebot der Getrennthaltung als Ord- 
nungswidrigkeit geahndet werden. 

§ 25 Absatz 2 schreibt jedoch nicht nur die Getrennt- 
haltung, sondern auch die Kenntlichmachung dieser 
Pflanzenschutzmittel und Kultursubstrate vor. Inso- 
fern dient auch die Kenntlichmachung von den hier be- 
troffenen und für die Ausfuhr bestimmten Pflanzen- 
schutzmitteln und Kultursubstraten der Verhinderung 
von Vertauschungen und Verwechslungen. Deshalb 
sind auch Verstöße gegen das Gebot der Kenntlichma- 
chung als Ordnungswidrigkeit zu ahnden. 

49. Zu Artikel 1 (§ 68 Absatz 1 Nummer 19 PflSchG) 

ln Artikel 1 sind in § 68 Absatz 1 Nummer 19 nach 
dem Wort „hält“ die Wörter „oder nicht entsprechend 
keimtlich macht,“ anzufugen. 

Begründung 

Die Getrermthaltung von Lebensmitteln, Futtermitteln, 
Saatgut, Pflanzgut oder Kultursubstrat, die für die Aus- 
fuhr bestimmt sind und die mit Pflanzenschutzmitteln 
behandelt worden sind, deren Inverkehrbringen nach 
§ 29 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 genehmigt worden ist, 
soll eine Vertauschung oder Verwechslung mit den für 
das Inverkehrbringen im Inland bestimmten Lebens- 
mitteln und Futtermitteln verhindern. Um der Notwen- 
digkeit der Getrermthaltung zur Verhinderung von Ver- 
wechslungen und Vertauschungen den entsprechenden 
Nachdruck zu verleihen, können Verstöße gegen das 
Gebot der Getrermthaltung als Ordnungswidrigkeit ge- 
ahndet werden. 

§ 26 schreibt jedoch nicht nur die Getrermthaltung, 
sondern auch die Kenntlichmachung vor. Insofern 
dient auch die Kenntlichmachung von für die Ausfuhr 
bestimmten Lebensmitteln, Futtermitteln, Saatgut, 
Pflanzgut oder Kultursubstrat der Verhinderung von 
Vertauschungen und Verwechslungen. Deshalb sind 
auch Verstöße gegen das Gebot der Kenntlichmachung 
als Ordnungswidrigkeit zu ahnden. 

50. Zu Artikel 1 (§ 68 Absatz 1 Nummer 24 PflSchG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsver- 
fahren zu prüfen, ob es zur Erreichung des mit der 
Bußgeldbewehrung des § 68 Absatz 1 Nummer 24 an- 
gestrebten Ziels sinnvoll ist, eine Neufonnulierung des 
Textes vorzunehmen, die den zuständigen Länderbe- 
hörden eine effiziente Ahndung in den Fällen ermög- 
licht, in denen Pflanzenstärkungsmittel nicht gemäß 
den Vorgaben des § 45 in Verkehr gebracht werden. 

Begründung 

Durch die Bußgeldbewehrung soll letztlich sicherge- 
stellt werden, dass lediglich solche Pflanzenstärkungs- 
mittel in Verkehr gebracht werden, für die zuvor eine 
Mitteilung an das Bundesamt für Verbraucherschutz 
und Lebensmittelsicherheit gemäß § 45 Absatz 3 er- 
folgt ist. Ob derjenige, der ein Pflanzenstärkungsmittel 
in Verkehr bringt, seinen Mitteilungspflichten nach 
§ 45 Absatz 3 Satz 1 nachgekommen ist, lässt sich für 
die zuständigen Länderbehörden bei Kontrollen in Ver- 


kaufsstellen nicht oder nur durch mit unverhältnismä- 
ßigem Aufwand verbundene Nachfrage beim Bundes- 
amt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit 
feststellen. 

Vor Ort ist lediglich eine Feststellung möglich, ob das 
Pflanzenstärkungsmittel gemäß § 45 Absatz 3 Satz 2 
gelistet ist. Es gibt Zweifel, ob eine fehlende Listung 
- die ansonsten lediglich der Information dient - mit 
Bußgeldbewehrung versehen werden kann. 

51. Zu Artikel 1 (§ 68 Absatz 1 Nummer 25a 

bis 25d - neu - PflSchG) 

In Artikel 1 sind in § 68 Absatz 1 nach Nummer 25 
folgende Nummern 25a bis 25d einzufügen: 

„25a. entgegen § 49 Absatz 1 Unterlagen nicht aufbe- 
wahrt oder Angaben entfernt, unkenntlich macht, 
überdeckt oder unterdrückt, 

25b. entgegen § 49 Absatz 2 Proben oder Vergleichs- 
untersuchungen auf Nachforderung nicht bei- 
bringt, 

25c. entgegen § 49 Absatz 3 neue Erkenntnisse nicht 
unverzüglich anzeigt, 

25d. entgegen § 49 Absatz 4 Aufzeichnungen nicht 
führt, aufbewahrt oder auf Verlangen zugänglich 
macht,“. 

Begründung 

Bisher sind die angeführten Verstöße gegen § 49 beim 
Parallelhandel nicht bußgeldbewehrt. Es ist in § 50 
Absatz 2 Nummer 1 lediglich die Rücknahme bzw. der 
Widerruf der Genehmigung für den im Falle eines wie- 
derholten Verstoßes gegen die Pflichten des § 49 vor- 
gesehen. Dies ist zur Durchsetzung der Pflichten des 
§ 49 unzureichend, zumal die Verschleierung von Han- 
delswegen auch dazu dienen kann, den Nachweis 
durch die zuständige Behörde zu erschweren, dass er- 
teilte Genehmigungen dazu missbraucht wurden, ein 
anderes Pflanzenschutzmittel als das genehmigte in 
Verkehr zu bringen. 

Die Bußgeldbewehrung dient der verbesserten Kon- 
trolle des Parallelhandels, einer leichteren Durchset- 
zung der Vorschriften und dient somit der Abwehr von 
Gefahren für die Gesundheit von Mensch und Tier und 
dem Schutz des Naturhaushaltes durch illegale Pflan- 
zenschutzmittel. 

52. Zu Artikel 1 (§ 68 Absatz 5 PflSchG) 

In Artikel 1 ist in § 68 Absatz 5 nach den Wörtern „ist 
in den Fällen des Absatzes 1 Nummer“ die Angabe 
„24,“ einzufügen. 

Begründung 

Nach § 45 Absatz 3 Satz 1 hat derjenige, der ein Pflan- 
zenstärkungsmittel in Verkehr bringen will, vor dem 
erstmaligen Inverkehrbringen des Pflanzenstärkungs- 
mittels die Formulierung sowie die beabsichtigte 
Kennzeichnung dem Bundesamt für Verbraucherschutz 
und Lebensmittelsicherheit mitzuteilen. Insofern ist 
das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 
mittelsicherheit die für das erstmalige Inverkehrbrin- 
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gen von Pflanzenstärkungsmitteln zuständige Verwal- 
tungsbehörde. 

Da das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 
mittelsicherheit die für das erstmalige Inverkehrbrin- 
gen von Pflanzenstärkungsmitteln zuständige Verwal- 
tungsbehörde ist, ist das Bundesamt für Verbraucher- 
schutz und Lebensmittelsicherheit für den Fall, dass 
entgegen § 45 Absatz 3 Satz 1 eine Mitteilung nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig 
gemacht wird, folgerichtig auch Verwaltungsbehörde 
im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten. 

53. Zu Artikel 1 (§ 69 Absatz 7 - neu - PflSchG) 

ln Artikel 1 ist dem § 69 folgender Absatz 7 anzufü- 
gen: 

„(7) Pflanzenschutzmittel, auf die sich eine Straftat 
nach Absatz 1 Nummer 2, Absatz 2 Nummer 2 oder 
Absatz 3 bezieht, sind einzuziehen.“ 

Begründung 

Das Einziehen von Pflanzenschutzmitteln in Bezug auf 
eine Straftat gehört zu den notwendigen Strafvorschrif- 
ten analog zu den Bußgeldvorschriften nach § 68 
Absatz 4, soll aber in Anbetracht des erhöhten Un- 
rechtsgehalts verpflichtend sein. 

54. Zu Artikel 1 (§ 71 Satz 2, 3 - neu - PflSchG) 
ln Artikel 1 ist § 7 1 wie folgt zu ändern: 

a) ln Satz 2 sind nach dem Wort „Länder“ die Wörter 
„durch Rechtsverordnung“ einzufügen. 

b) Folgender Satz 3 ist anzufügen: 

„§ 6 Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend.“ 
Begründung 

Mit § 71 wird den Ländern nicht die Ermächtigung 
eingeräumt, von den in § 7 1 Satz 2 Nummer 1 und 2 
genaimten Regelungen durch Rechtsverordnung Ge- 
brauch zu machen. Diesbezügliche Regelungen erfor- 
dern den Erlass eines Landesgesetzes. Dafür besteht 
keine Notwendigkeit. Vielmehr ist es ausreichend, 
diese Regelungen durch Rechtsverordnung der Lan- 
desregierungen zu treffen. Zur weiteren Verfahrensver- 
einfachung sollen die Landesregierungen mit dem 
neuen Satz 3 ermächtigt werden, die ihr übertragenen 
Ermächtigungen auf oberste Landesbehörden zu über- 
tragen. 

55. Zu Artikel 1 (§ 74 Absatz 6 Nummer 3 PflSchG) 

ln Artikel 1 ist in § 74 Absatz 6 Nummer 3 nach der 
Angabe „§ 9“ das Wort „nach“ durch die Wörter „auf 
der Grundlage“ zu ersetzen. 

Begründung 
Klarstellung des Gewollten. 

Die Formulierung „..., wird der Sachkundenachweis 
nach § 9 nach der Pflanzenschutz-Sachkundeverord- 
nung ...“ ist missverständlich. Das Zitat des § 9 be- 
zieht sich auf den vorgelegten Entwurf eines Gesetzes 
zur Neuordnung des Pflanzenschutzrechts, Artikel 1, 
Gesetz zum Schutz der Kulturpflanzen (Pflanzen- 


schutzgesetz - PflSchG), und nicht auf die Pflanzen- 
schutz-Sachkundeverordnung vom 28. Juli 1987 
(BGBl. 1 S. 1752), die zuletzt durch die Verordnung 
vom 2. Juli 2010 (BGBl. 1 S. 872) geändert worden ist. 
Diese umfasst nur 6 Paragrafen. 

56. Zu Artikel 1 (§ 74 Absatz 8 PflSchG) 

ln Artikel 1 ist § 74 Absatz 8 wie folgt zu fassen: 

„(8) Pflanzenstärkungsmittel, die vor dem ... [ein- 
setzen: Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes] recht- 
mäßig in Verkehr gebracht worden sind, dürfen 

1 . wenn sie einen Wirkstoff enthalten, der in Anhang 1 
der Richtlinie 9 1/4 14/EWG aufgenommen worden 
ist und für die bis ... [einsetzen: zwölf Monate nach 
dem Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes] ein An- 
trag auf Zulassung nach Artikel 29 der Verordnung 
(EG) Nr. 1107/2009 gestellt worden ist, noch bis 
zum Zeitpunkt einer Entscheidung über den Zulas- 
sungsantrag in Verkehr gebracht werden, 

2. wenn sie einen anderen Wirkstoff als nach Num- 
mer 1 enthalten, noch bis ... [einsetzen: zwölf 
Monate nach dem Tag des Inkrafttretens dieses Ge- 
setzes] in Verkehr gebracht werden.“ 

Begründung 

Bei Pflanzenstärkungsmitteln, die einen in Anhang 1 
der Richtlinie 9 1/4 14/EWG gelisteten Wirkstoff ent- 
halten, wird eine erneute Listung gemäß § 45 i. V. m. 
der neuen Begriffsbestimmung nach § 2 Nummer 10 
des Gesetzentwurfs nicht mehr möglich sein. Produkte 
mit vorbeugender Wirkung sind zudem gemäß 
Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a mit Inkrafttreten der 
Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 zulassungspflichtig 
geworden. Ein Großteil der Pflanzenstärkungsmittel 
wird demzufolge aller Voraussicht nach den Marktzu- 
gang verlieren, wenn nicht der Weg einer regulären Zu- 
lassung beschritten wird. 

Die im Gesetzentwurf für alle Pflanzenstärkungsmittel 
vorgesehene Abverkaufsfrist von zwölf Monaten trägt 
diesem Umstand nicht ausreichend Rechnung. Sie 
würde für diejenigen Listungsinhaber eine unbillige 
Härte bedeuten, die zwischenzeitlich einen Antrag auf 
Zulassung gestellt haben oder auch noch stellen wol- 
len. 

Es erscheint daher angemessen und erforderlich, in 
diesen Fällen bis zum Vorliegen der Entscheidung über 
einen Zulassungsantrag die Abverkaufsfrist zu verlän- 
gern. Auch die Frist für die Beantragung der Zulassung 
sollte zwölf Monate (nach Inkrafttreten des Gesetzes) 
betragen, um den Antragstellern eine Mindestzeit für 
die Erstellung der erforderlichen Unterlagen und Dos- 
siers zu ermöglichen. 

57. Zum Gesetzentwurf allgemein 

Die Länder haben durch die Umsetzung des neuen 
Pflanzenschutzrechts mit erheblichen Mehraufwen- 
dungen zu rechnen. So kommen in den Bereichen Be- 
ratung, Weiterentwicklung des integrierten Pflanzen- 
schutzes und Kontrollen zusätzliche Aufgaben auf die 
Verwaltung zu. Eine exakte Abschätzung der dadurch 
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entstehenden Kosten ist derzeit noch schwierig. Die 
Mehraufwendungen sind in engem Zusammenhang mit 
der jeweiligen Agrar- und Handelsstruktur, der Organi- 
sation der landwirtschaftlichen Verwaltung sowie den 
räumlichen Gegebenheiten zu sehen. 

Der Bundesrat bittet daher die Bundesregierung, die 
Länder bei der Umsetzung des Nationalen Aktions- 
plans zu unterstützen und bei der Ausarbeitung der 
Durchführungsverordnungen die Kostensituation der 
Länder zu berücksichtigen. 

Begründung 

Der Bund hat in den Ausführungen zu den finanziellen 
Auswirkungen des Gesetzes auf die öffentlichen Haus- 


halte für seinen Aufgabenbereich eine sehr detaillierte 
Kostenaufstellung und Beschreibung über den Mehr- 
bedarf an Sach- und Personalmitteln verfasst. 

Die Ausführungen zu dem Aufgabenzuwachs der Län- 
der sind sehr allgemein gehalten und es wird darauf 
verwiesen, dass konkrete Angaben zu den Kosten noch 
nicht von allen Ländern vorliegen. Lediglich in der Ge- 
setzesbegründung sind beispielhaft einige Länder er- 
wähnt. Dabei können die Kosten insbesondere bei klei- 
nen Strukturen durch zusätzlichen Finanz- und Verwal- 
tungsaufwand erheblich zunehmen. Hierbei ist nicht 
allein die Umsetzung der im Gesetz verankerten Auf- 
gaben zu sehen, sondern auch die Umsetzung des vor- 
gesehenen Nationalen Aktionsplans. 
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